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Vorwort des Herausgebers

Die Europäische Wirtkhafbgemeinschaft (EWG)* ist in jüngsterZeit wieder
stärkerin denMittelpunkt deswissenschaftlichen undpolitischen Interesses ge
rückt Vorallem imAnschlußandieHaagerGipfelkonferenzdesJahres 1969,als
die westeuropäische Integration neue entscheidende Impulse durch ^e Be
schlüsse zur Erweiterung der EWG sowie zur Vertiefung derIntegration durch.
dieSchaffungeinerWirtschafte- undWährungsunionzuerhalten schien, artiku
lierte sich dieses Interesse in zahlreichen sozial- und politikwissenschaftlichen
Veröffentlichungen und Forschungsprojekten. Zuglei^ hat die Erfahrung der
Stagnationstendenzen desIntegrationsprozesses, derZusammenballung vonna
tionalen undinternationalen Krisenerscheinungen deskapitalistischen Systems
sowie der wachsenden - besonders durch die Aktionen derArbeiterbewegung
vermittelten- politischen undideologischen Instabilität indenhochentwickelten
kapitalistischen Ländern erneutdieGrundsatzfrage nach der Existenzfähigkeit
und dem möglichen Bestand der EWG aufgeworfen.

DerStudentoder der Wissenschaftler, dersichdemGegenstand EWG zu nä
hernsucht, sieht sich inderRegel miterheblichen Schwierigkeiten konfrontiert
Aufdereinen Seite istdie Flut derbereits erschienenen sowie dertäglich neuer
scheinenden EWG-Literatur fast tmüberschaubar geworden, undselbst dielau
fende Produktion von dolounentarischen Materialioi von selten der EWG-Insti
tutionen übersteigt längst die informationsverarbeitende Kapazität eines for
schenden Individuums. Auf der anderen Seite fehlen nach wie vor einführende
Darstellungen imdAnalysen der Integration, dienicht nur ein Verständnis der
institutionellen Strukturund der Integrationsideologien, sondern einenBegriff
desGesamtcharakters der EWG mit ihren Entstehungsbedingungen und ihrer
Entwicklungsperspektive ermöglichea Gerade dieentscheidenden Fragen nach
demkünftigen Bestand der EWG, nachihrer Reversibilifät oder Irreversibilität,
nach den Entwicklungsgesetzen und Widersprüchen, dieden Zusammenhang
derzahllosen Einzelerscheinungen überhaupt erstzu konstituieren vermögen,'
finden zumeist inden vorwiegend empirisch orientierten politikwissenschaftli
chenGesamtdarstellungenundTeiluntersuchungenkeineangemesseneAntwort.

Die Verfasser dieses Bandes können und wollen nicht beanspruchen, eine uin-

1 Seit Juli 1967, als die Institutionen der drei Gemeinschaften (EWG, EGKS, EU
RATOM) vereinheidicht undderen Exekutivorgane inderKommission derEuropäischen
Gemeinschaften verschmolzenwurden, gOt imoffiziellen Sprachgd>raach die Bezeichnimg
Europäische Gemeinschalt (EG). Imfolgenden Text wird dagegen durchgehend anderBe
zeichnung EWG festgehalten. DieseAbweichungvon deroffiziellen Terminologie istnicht
nurdarin begründet, daß die EWG nach wievordas Kernstück des westeuropäischen Inte-
^tionsprozesses und damitden Hauptgegenstand der Analyse bildet Darüber hinaus
sollte die ideologische Progranunatik, die zweifellosmitdem irroalen Anspruch gesamteu
ropäischer Repräsentanz wie mitdem Gemeinschafisbegriff selbst impliziert ist jedweden
unbekümmerten Umgang mitderBezeichnung «Euiofäische Gemeinschaft» verwehrett
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fassende Analyse desGesamtcharalcters der westeuropäischen Intention und
ihrer gesellsdiafUichäi Entwicklungsgesetze und Widersprüche vorzulegea
DenAnstoß für ihreAriteitgabzunähtdieTatsache, daß ein einführenderwis-
sensdiaMicherText, derdiedieoretischen undempirischen AspeluederIntegra-
tionsproblematik zuentfalten vermag undinsofern einenotwendige Vorausset
zung für die Entwicklung weiterer Forschtmgsschwerpunkte darstellt> bisläng
nichtvorliegt. Allerdings konnte sich dieArbeitsgruppe nicht darauf beschrän
ken, bereits verfügbare empirischeForschungsergebnisse undtheoretische Deu
tungsversuche zusammenzufassen, um auf diesem Wege dem Desiderat eines
leicht verständlichen und«handhabbaren» Einführungstextes entgegenzukom
men. Da nicht nurdiebürgerliche Integrationsforschung, sondern auch die marr
»stischeIhtegrationstheorie beide^ Bearbeitung zentraler Probleme (soderBe
ziehungvon nationaler und internationaler Kapitalbewegung, von National
staatlichkeit undSupranationalität, der empirischen Erforschung und theoreti
schen Deutung von internationalen Zentialisationsvoigängen etc.) zuweilen
nocherhebliche Defizite aufweisen, standen dieVerfasser vorderAufgabe, mit
derGliederungdesStoffeszugleicheineSystematikderDarstellungzukonziine-
ren, in der der Versuchdes Begriffs des zu bearbeitenden Gegenstandes selbst
noch deutlich wird.

Obwohl dieeinzelnen Beiträge dieses Bandes nichtdurch^gig in demVer
ständnis vonGnmdbegriffen undihrenInhalten übereinstimmen, gehensiege
meinsam von einem methodologischen Vorverständnis aus, nach dein der
Schlüssel zum Begriff gesellschaftlicher und geschichtlicher Prozesse inder Ana
lysedermateriellen gesellschaftlichen Verhältnisse liegt unddas Konstitutions
prinzip dieser Verhälmisse zugleich alsdiematerielle Basis dersozialen, politi
schen und ideologischen Erscheinungen zu begreifen ist. Bei derUntersuchung
kapitalistischer Integrationspiozesse gehtes vorab darum, jene Bewegungsfor
men des Kapitalverhälmisses und ihre Bedingungen zu bestimmen, die neue
Formen des internationalen Vergesellschaftungszusammenhangs kapitalisti
scher Produktion, neueFormenderzwischenstaatlichenökonomischenundpoli
tischenKooperation, schließlich auchneue Formender internationalenKonkur
renznotwendig hervorbringen. Der Akkumulationsprozeß desKapitals im all
gemeinen muß alseinebesrändige Bewegtmg gefaßt werden, diesichdurchdie
permanente Produktion, Überwindung und Reproduktion von Verwertungs
schranken auszeichnet, dieletztlich in dergesellschaftlichen NamrdesKapitals;
nämlich inseinerBestimmungalsprivates Aneignungsverhältnis, dasaufderge
sellschaftlichen Organisation desProduktionsprozesses beruht,verwurzelt sind.
Auch die internationale Kaptalbewegung unterliegtden Zwängen und Anforde
rungen, wiesiesichnotwendig ausderKapitalverwertung undProfitproduktion
ergeben. Dieseallgemeine grundlegendeBestimmungkapitalistischerVeigesell-
schafttmgsprozesse in derbesonderen, durchzahllosehistorisch-empirische Fak
torengeprägtenEntwicklung der EWGalsderenwidersprüchliches Bewegungs
prinzip, alsBedingung ihrer «Erfolge» wieihrer «Krisen» nachzuweisen istAb
sicht aller indiesem Band zusammengestellten Einzelbeiträge. Daßskh derZu-
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sanunenhang der Beiträge nicHt zuällig herstellt sondern auseinergeineinsa-
meneinheitlichen Fragestellung r^ultiert durfte deudich werden.

tals sowie der gegenwärtigen internationalen Konzentrations- undZentr^sa-
tionsbewegtmgen des Kapitals. Gbviß kann d» Leser diesen Teil übefspringen
und sich sofortdem zweiten Teilbzw. den Einzelanalysen desdrittenTeils zu
wenden. Fürdensystematischen Zugang zumVerständnis derEWG erschien es
denVerfassern aberunerläßlich, dieDiskussion überdieStrukturveränderungen
des kapitalistischen Weltmarktes nach 1945, die Zielrichtung, Triebkräfte und
Formen der internationalen Kapitalbewegung in derGegenwart an denAnfang
derUntersuchung zustellen; denn nurindiesem Zusammenhang kann sinnvoll
begründet werden, welche Interessenkonstellationen und welches Kräftever
hältnis nach dem Zweiten Weltkrieg zur konkreten Ausgestaltung der EWG
führten. Diese zeichnete sich jagerade dadurch aus, daßsieeinerseits führende
westeuropäischeVolkswirtschaftenausderEngedesnationalen Protektionismus
befreite, andererseits aberdas Prinzip desRegionalismus, derregionalen Block
bildung inderWeltwirtschaft, verfestigte. Während sich der zweite Teü darauf
konzentriert, eine zusammenfassende - und daher zum Teil noch sehr dlge-
meine - Darstellung der «Vorgeschichte» und der bisherigen Entwickluiig der
EWG zu vermitteln,werdenim dritten TeileinzelneBereiche der Integrations
politik (Währungs-, Wettbewerbs-, Landwirtschafts-, Forschungs- undTechno
logiepolitik) zumGegenstand derAnalyse. Die Auswahl dieser Bereiche orien
tierte sichan der Relevanz, die ihnenzur Verwirklichung der Integration^de
sowie zurVertiefung derIntegration imökonomischen undimpolitischen Sinne
zukpmmt

Selbstverständlich kann es sich dabei nur um einebegrenzte exemplarische
Auswahl vonTeilbereichen derEWG handeln. Wichtige Probleme- wiedieAu-
ßenbeziehtmgen derEWG, namentlich dieBeziehtmgen EWG-USA, dieAssozi
ierungspolitikderEWG, dieBeziehungen zudensozialistischen Ländern wiedie
Entwicldung dergesamteuropäischen Entspannungs- undFriedenspolitik-blei
ben ausgespart

Daß die Rolle derwesteuropäischen Arbeiterbewegung in diesem Band nicht
in einem selbständigen Abschnitt behandelt wird, wird vonden Verfassern als
einMangel empfunden; denn die Entwicklung der sozialen und politischen Wi
dersprüche innerhalb der EWG werden entscheidenddurch die ^stetusund Po
litikderArbeiterbewegung bestimmtDiePerspektive derkapitalistischen Inte
gration wird sichkaum himeichend erfassen lassen, sofern nicht jene histori
schen Alternativen berücksichtigtwerden, dieindenrealen Klassenauseinander
setzungen sowie in den Kampfzielen desüberwiegenden Teils der westeuropä
ischen Arbeiterbewegung konkretwerden. EineVeröffendichungzudemThema
«Westeuropäische Integration undArbeiterbewegung» wirddaherinkurzerZeit
folgen.
Die Manuskripte wurden Ende 1973/Anfang 1974abgeschlossen.
Marburg, April 1974 Frank Deppe.



rV. Frank Deppe
Zur ökonomischen und politischen Struktur
des Integrationsprozesses

1. Zum Begriff der Integration

DerBegriff «Integration» hat einelangegeistesgeschichtiiche Tradition; er ist so
altwiedieEuropa-Ideologie selbst. Schon HerbertSpencer, einerderBegründer
der positivistischen Gesellschaftslehre, formulierte vor einem Jahrhundertden
scheinbar naturgesetzlichen Zusammenhang vonwachsender gesellschaftlicher
Differenzierung (Arbeitsteilung) undIntegration («Übergang vom Zusanunen-
hangslosen zumZusammenhängenden») als das allgemeine Gesetz der gesell
schaftlichen Entwicklung undalsdas besondere Gesetz derEntwicklung dereu
ropäischen Nationen zueiner europäischen Konföderation.*Inzwischen wirdder
Begriff Integration - auch vor dem Hintergrund derhistorischen Erfahrungen
nach 1945 - weitgehend im SinneeinerGemeinschaftsbildung odereinerVer
gemeinschaftung (Schaffung einer Union)^ oderds ein«Prozeß, denZustandder
Unionzuerreichen»', verwendet. DamitsollderIntegrationsvorgangabgehoben
werdenvon allen Formendes zwischenstaatlichen Konsens, des intergouveme-
mentalen Interessenausgleichs, also von derklassischen außenpolitischen Bünd
nispolitik. Ergreift überbloßwirtschaftliche, politische, militärische Bündnisse
qualitativhinausund reflektiertsodenSachverhalt, daßihm reale- zunächstpo
litisch nichtnormierte-Vergemeinschaftungs- undVerflechtungsprozesseöko
nomischer und sozialer Natur vorausgehen und ihn erst begründen.^

Diedem EWG-Vertrag immanente Integrationsvorstellung wirdschon inden
Grundsätzen (Erster Teil) expliziert. Dortsindin Art 2 die «Aufgaben derGe
meinschaft» in doppelterWeisebestimmt; denn dieseumfassensowohldie In
halte der Integrationals auch die Zwecke, die vermittelsjener Inhalte realisiert
werden sollen:

«Aufgabe derGemeinschaft ist es> durchdieErrichtung einesgenteinsamen Marktes und
dieschrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik derMitgliedstaaten eineharmonische

1 Spencer, H.: Systemdersynthetischen Philosophie, Band1; Grundlagen der Philoso
phie, Stuttgart1875;zit.nach Schöndube, C.:Grundsatzfragen dereuropäischen Integra
tion, Hangelar bei Bonn1968,S. 116ff.

2 Soz.B. Häckel, E: Theoretische Aspekte derregionalen Verflechtung. In; Regionale
Verflechtung der Bundesrepublik Deutschland. Schriften des Forschungsinstitutes der
Deutschen Gesellschaft fürAuswärtige Politik, Band33, MünchenAVien 1973, S.15-38.

3 SoPinder, ].: ProblemsofEuropean Integration, hi: Denton, G.R.(ed.): EcononücIn
tegration in Europe, London 1969,S. 143-170, hier S. 143.

4 Soargumentiert z.B.K.W.Deutsch, derdieIntensivierung dersozialen Kommunika
tionalsdenKernvonIntegrationsprozessen bestimmt Vgl.Deutsch, K.W.: NationaleIn
tegration und die politische Erfahrung Westeuropas. In: ders.. Der Nationalismus und
seineAlternativen, München1972, S. 9-40.
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Entwicklung desWirtschaftslebens innerhalb derGemeinschaft, einebeständige undaus*
gewogene Wirtschaftsausweitung, einegrößere Stabilität, änebeschleunigte.Hebung der
Lebenshaltung undengere Beziehungen zwischen den Staaten zufördern, dieinderGe
meinschaft zusammengeschlossen sind.»

Imfolgenden Art.3 werden dieInstnmtente undTätigkeiten benannt, durch die
die vorgenannten Inhalte und Zwecke verwirklicht werden sollen, und zwar
u.a.:

«- dieAbschaffungderZölle undmengenmäßigen Beschränkungen beiderEin- undAus
fuhrvonWaren sowie allersonstigen Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen denMit
gliedstaaten;

- die Einführungeines gemeinsamen Zolltarifs und einer gemeinsamen Handelspolitik
gegenüber dritten Ländern;

- dieBeseitigung derHindemissefür denfreienPersonen-, Dienstleistungs- und Kapital-
verfcehr zwischen den Mitgliedstaaten;

- die Einführung einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet desVerkehrs;
- die Einführungeiner gemeinsamen Politikauf dem Gebietder Landwirtschaft;
- dieErrichtung einesSystems, dasdenWettbewerb innerhalb desgemeinsamen Marktes

vor Verfälschungen schützt;
- die Anwendung von Verfahren, welche die Koordinierung der Wirtschaftspolitik der

Mitgliedstaaten unddie Behebung vonStörungen im Gleichgewicht ihrer Zahlungsbi
lanzen ermöglichen;

- dieAngleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, soweit diesfür dasordnungs
gemäßeFunktionieren desGemeinsamen Markteserforderlich ist.»

Dieallgemeinen Bestimmimgen des Vertragespräzisieren mithin das ihnenzu
grundeliegende Verständnis von Integration. Zwar wird die politische Union
nichtexplizit imZielkatalog aufgeführt; gleichwohl beschiänkt sich dieser nicht
aufeinengegenseitigen Zollabbau, wieer fürdieErrichtung einer«Freihandels
zone» kennzeichnend ist; denn nebenden Warensollen sichauchKapital und
Arbeit frei bewegen können, und es soll eine gemeinschaftliche Politik, deren
Durchführung undKontrolle besonderen supranationalen Organen obliegt (Art
4, Organe der Gemeinschaft), entwickelt werden.

«Um den freien Warenverkehr für Industrie-4ind Agrarprodukte herzustellen, genügtes
keineswegs, wie uns manche wirklichkeitsfremde Vereinfacher glauben machen möchten,
bloß die Grenzenzu öffnen. Es bedarfdazu vielmehrumfangreicher gemeinschaftlicher
Oberbauten, die wesentliche Stücke der Steuerpolitik, der Budgetpolitik, der Konjunktur
politik und der Währungspolitik umfassen.»'

Sowirddennauchim Zusammenhang der Ziele der westeuropäischen Integra
tionimmerwieder vonder Notwendigkeit der«Herstellung binnenmarktähnli-

5 Hallstein, W.: Derunvollendete Bundesstaat; ITüsseldorPWien 1969,S. 24.Ausdie
semZusaimnenhang von ökononuscher und politischer Integration leitet Hallstein den
Zwairg, die «Sachlogik», ab, «von derÖffnung der MärktebiszurZusammenfassung der
wirtschaftlich relevanten staatlichen Aktivität», d.h. letztlich zurpolitischen Union Euro
pas zu gehen (ebd. S. 27/28).
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eherVerhältnisse» innerhalb undzwisdien denMitgliedstaaten gesprochen. Ein
solcher euroiräischer Binnenmarkt; über dessen Realisierungsg^ auch heute
noch kontroverseAuffassungen vorherrschen,* istalsonichtnur durchdiewirt
schaftliche Verflechtung charakterisiert, diesichdurchdieBeseitigung vonHin
dernissen desgegenseitigen Austausches herstellt, sondern zugleich durchge
meinsame politische - insbesondere wirtschaftspolitische - Zielsetzungen:^ Die
Angleichung der Wirtschaftspolitik sowohl durch die Entwicklung einer Ge
meinschaftspolitik (Prinzip derSupranationalität) alsauchdurchdieKoordinie
rung und schließliche Harmonisienmg der nationalstaatlichen Politik gehört
nachder Intentionder Römischen Verträgeebensozur IntegrationwiederZoll
abbau. Insofern unterscheidet sich die «moderne Integration» grundlegend von
den Freihandelsvorstellungen des 19. Jahrhunderts: «Im Gegensatz zu dieser
durch den Marktm^hanismus gesteuerten globalen Integration... ist (sie)...
einedurchdieWirtschaftspolitik gesteuerte regionale Integration.»* Demliegt
die - besonders durchdie Weltwirtschaftskrise nach1929begründete - Erfah
rungzugrunde, daßdaskapitalistische Wirtschaftssystem nichtmehrdemanar
chischen Selbstlauf des Profitstrebens der Einzelkapitale überlassen werden
kann,daßalsodasRegulativ desProfits, derdasWachstum wiedienationale und
internationale Mobilirät des Kapitals steuert, um das Regulativ der staatlichen
Steuerung derProfitproduktion, desstaatlichen SetzensvonVerwertungsbedin
gungen er^nzt werden muß,dasdenAuswirkungen desGesetzes vomtenden-
ziellen Fall der Profitrate modifizierend entgegentritt

6 Soz.B. Hallstein, W.: Bilanzund Ausblick der europäischen Einigung. In: Euto-Co-
operation, Nr. 3/4, März/Juni 1973, S. z-6.Dort wird die These von der IrreversibiliÄt der
Integration aufgrund der Herstellung eines Binnenmarktes formuliert Auf der anderen
Seitespricht die EG-Kommission von dem «noch unvollkommenen Verfiechtungsgrad der
Binnenmärkte». Vgl. Mitteilung derKommission an den Rat über dieFortsciuitte, die
während der 1. Stufeder Wirtschafts- und Währungsunion erzieltwurden. Brüssel, 19.
April 1973, Kom (73), 570-D, endg., S.7. Indiesem Sinne auch Berg, H.: Die Funktionsfä-
lügkeit der EWG,Göttingen 1972, S. 112.
• 7 «Wie die Binnenmärkte der einzelnen Volkswirtschaften (soll der Gemeinsame
Markt; d.Verf.) gekennzeichnet sein durch Freizügigkeit derMenschen, zoll- undkontin
gentsfreie BeweglichkeitderWaren und Kapitalien, einheitlicheWährung, relativ einheit
liche Verkehrstarife undeineeinheitliche Wirtschafts- undSozialpolitik, außerdem durch
imganzen einheitliche Rechtsnormen undeinen höheren Grad von Sicherheit beim Bezug
vondauerhaften Güternund Ersatzteilen» (Gündel, R.,u.a.: Zur Theorie desstaatmono
polistischen Kapitalismus, Berlin 1965,S. 295).

8 Predöhl, A./)ürgensen, H.:Europäische Integration. In:Handwörterbuch derSozial
wissenschaften (HdSW), Band 3, hg.v. E Beckerath u.a., Stuttgart/Tübingen/Göttingen
1961, S.371—386, hierS.372. FürdieWiederherstellung einer- aufdemFreiluindel beru
henden - globalen kapitalistischen Integration setztesich imGegensatz dazu vorallem W.
Röpke ein. Vgl. ders.: Gemeinsamer Marktund Freihandelszone. In: Ordo, 10. Band
(1958), S.31-62. Dortheißt es (S. 38):«Dem liberalen Prinzip derWeltwirtschaft vrider-
strebtein solcher Regionalismus mitseinenBlockbildungen und Präferenzen. Besser ent
spricht ihm jeneuniversalistische Lösung der Reintegration der internationalen Wirt
schaft, wie sie von der internationalen Handelscharter angestrebtwurde.»
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Das Verhältnis von ökonomischen und politischen Bestimmungen desInte
grationsvorgangs istvereinfachend auchalsdasVerhälmis von «negativer» und
«positiver» Integration bezeichnet worden: Als«negativ» erscheint dabeidieBe
seitigungdiskriminierender Schranken deszwischenstaatlichen Austausches,als
«positiv» hingegen die Entwicklung einer gemeinsamen Wirtschafts- undWäh
rungspolitik.^ Differenzierter isthingegen dieUnterscheidung von«funktionel-
1er» und «institutioneller» Integration angelegt: Die funktioneilen Inhalte und
Effekte der Integration beziehen sichauf dieVeränderungen der Handels- und
Produktionsstruktur. Freihandelszonen und Zollunionen, die Handelshemm
nisse beseitigen, werden in diesem Sinne als «funktionelle Integration ersten
Grades», die Errichtung eines «Gemeinsamen Marktes», der darüber hinaus
freien Kapital- und Dienstleistungsverkehr sowie die Freizügigkeit der Arbeits
kräfte ermöglicht, wird als «funktionelle Integration zweiten Grades» gekeim
zeichnetDie institutionelle Integration gehtinsofern überdiefunktionelle hin
aus, als siegemeinsame Normen für die Harmonisierung bzw. Koordiiüerung
derwirtschaiftspolitischen Ziele und Instrumenteder Mitgliedsländer vertraglich
fixiert" Die EWG istderIntention des Vertrags nach eine Form derinstitutio
nellen Integration, obwohl - wie schon die Analyse derwidersprüchlichen «Vor
geschichte» der westeuropäischen Integration demonstriert hat - das Span
nungsverhältnis zwischen funktioneller und institutioneller Integration —mit
anderen Worten: von ökonomischer Verflechtung und politisch-institutioneller
Vergemeinschaftung - diedominierende Erscheinungsform deskapitalistischen
Giundcharakters der westeuropäischen Integration und der in ihr angelegten
Stagnationstendenzen ist.

DerIntegrationsbegriff wirdjedoch vermittels solch formaler Bestimmungs
merkmale nur höchst unzureichend erfafSt. Entscheidend sind die Zwecke, die -
keineswegs konvergierenden - partikularen, nationalen undgemeinschaftlichen
Interessen, kurz:die«Integrationseflekte», diemit funktioneilen wiemitinstitu
tionellen Methoden der Vergemeinschaftung erreicht werden sollen. Im Vertrag
werden als Ziele eine «harmonische Entwicldung des Wirtschaftslebens, die be
ständige imdausgewogene Wirtschaftsausweitung, einegrößere Stabilität (und)
eine beschleimigte Hebung derLebenshaltung» (Art. 2)genannt. Ausgleich von
Disproportionalitäten, Wirtschaftswachstum, Verminderung der zyklischen
Konjunkturschwankungen undSteigerung desLebensstandards werden alsoals
dieZwecke, alsdie «Wohlstandseffekte» der Integration, definiert. Die Beseiti
gung handelsdiskrüninierenderHinderrüssezwischenden Parmerstaaten einer
Zollunion—soargumentiertdiebürgerliche IntegrationstheoriebisheuteimAn
schluß andasRicardosche Theorem vonden«komparativen Kosten»- erweitert

9 SoFinder, a.a.O., S.169,inAnlehnung andieTerminologie vonTinbergen, J.: Inter
national Economic Integration, Amsterdam/Brüssel 1954.

10 Vgl dazuPredöhl/Jürgensen, a.a.O„S.371/372; weiterlün G. Cutmarui: Die euro
päische Wirtschahsgemeinschaft. In: Mück, J. (Hg.): internationale Politik. Bad Wildun-
ger Beiträge zur Gemeinschaftskunde, Band 4, Wiesbaden o.J., S. 181-216, liier S.
181/182.

178



dieinternationale Arbeitsteilung und trägtsozur Steigerung d^ allgemeinen
Wohlstandes bei;deimeinjedes Land wirdsichunter dieser Voraussetzung auf
dieProduktion unddenAustausch jenerGüterspezialisieren, dieesselbstmitei
nem relativen Kostenvorteil herzustellen vermag.

SosehrdieseTheorie in der positiven Bewertung eines globalen Freihandels
prinzipsübereinstimmt, so umstritten ist die «zweitbeste Lösungeines geogra
phisch engbegrenzten Zusammenschlusses»," nämlich dieBildung einesregio
nalen Wirtschaftsblocks, der Zölle und andere protektionistische Maßnahmen
nach innenabbaut, aberalsSchutz nach außeneinenneuengemeinsamen Au
ßentarifetabliert. DieTheorien der regionalenZollunion, diemebtin den fünfzi
gerJahren konzipiertwurden, beschäftigtensichdahervorallem mitdemDop
pelcharakter jener Effekte, die der Block-Freihandel hervorbringt. Sie unter
schieden zwischen den handelsschaffenden und handelsablenkenden Wirkungen
einerZollunion. DieIntensivierungdesWarenaustausches(tradecreation), die
«Optimierung des Handels» können durch die diskriminierende Wirkung des
Außentarifs, diedazuführt, daßdiebilligere Produktion einesDrittlandes durch
die mit weniger rationellen Produktionsmethoden hergestellten Waren eines
Parmerlandes substituiertwerden, beeinträchtigtwerden, was letztlich eineVer
zerrung der internationalen Arbeitsteilungbedeutet. Die «Wohlstandseffekte»
einerZollunionhängenalsodavonab,obund in welcher Weiseesgelingt,einen
Gleichgewichtszustand zwischen den handelsschaffenden und handelsablenken
denWirkungen derZollunion herzustellen. DerVersuch, dieses Gleichgewicht-
auch für die Länder der EWG - empirisch zu bilanzieren und so die «Wohl
standseffekte» zuquantifizieren, hataberinderRegel ernüchternde undnurwe
nigaufschlußreiche Resultate gezeitigt.«Die meisten Studien stimmeniti ei
nem Punkt überein - und das ist, daß die Gewiiuie in der Tat sehr klein sind, nicht
mehr als i Prozent des BSP der Gemeinschaff.»'®

Zugleich ist aber angesichts des problematischen Versuchs, die modellogi-
schen Voraussetzungen derZollunions-Theorie empirisch zuverifizieren, dieser
theoretische Ansatzselbst in Frage gestellt worden. Auf der einen Seite wurde

11 Sannwald, R./Stohler,}.: Wirtschaftliche Integration, Basel/Tübingen 1958, S.65.
12 Vgl. u.a. Viner, J.: The Custom Union Issue, New York 1950; Meade, J. L: The

Theory ofCustom Unions, NorthHolland, Amsterdam 1955;Lipsey, R.J.: TheTheory of
Custom Unions; AGeneral Survey. In:EconomicJournal, VoL LXXL June 1961; Balassa,
B.:TheTheory of Economic Integration, London 1961;Scitovsky, T.: Economic Theory
and Westem European Integration, London 1958;als kurzen Überblick vgl.Swarm, D.:
TheEconomics of theCommon Market, Harmondsworth 1972, S.30ff., undPredöhl/Jfir-
gensen, a.a.O.

13 VgL SaimwaldfStohler, a.a.O., S. 39!!.; Balassa, a.a.O., 5. 25ff.
14 Vgl. alsÜberblick Lundgren, N.: Custom Unions ofIndustrialized West European

Countries. In: Denton(ed.), a.a.O., 5. 25-54, hierS. 38ff.; NSme, J. et C: Economieeu-
ropwnne, Paris 1970, S.170ff.;Balassa, B.:TradeLiberalization amongIndustrial Coun
tries, New York/Torohto 1967.

15 Swann, a.a.O., S. 37.
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der astatische Msatz» der Integrationstheorie zurückgewiesen,'' da er diedy-
luunischen Falnoren Vernachlässige, dieebenfalls durcheineZollunion hervor
gebracht werden. DieSchaffung einerFreihandelszone trägt demzufolge dazu
bei, daß u. a. die Vorteile der Großproduktion, der Spezialisierung und des tech
nischen Fortschritts sowie eines intensiveren Wettbewerbs genutzt werden kön
nen. Auf deranderen Seite waren jaForm und Inhalt derEWG keineswegs mit
jenem Modell einerZollunion iden^h, dasderAbwägung derhandelsschaffen
den Vorteile und der handelsablenkenden Kosten zugrunde lag. Die EWG war
nicht alsZollunion, also nicht alseine«funktionelle Integration erstenGrades»
konzipiert, sondern alsökonomischer Bitmenraum undalseine wirtschaftspoliti
sche Gemeinschaft mit autonomen supranationalen Organen. Insofern zielte
diese Konstruktion a priori nicht nuraufeine Optimierung des zwischenstaatli
chen Handels, sondern zugleich aufdieMaximierung undOptimierungderPro
duktion, d. h. auf schnelleres Wachstum sowie auf effektivere Produktionsstruk
turen.

DieRealisierung desGemeinsamen Marktes soll- hauptsächlich aufgrund der
«relativen Stagnation Europas» seitdemErsten Weltkrieg"-sowohl denWett-
bewerb^zwang zwischen denKapitalen dervormals gegeneinander abgeschirm
ten Nationalwirtschaften stärken alsauch dieregionale und transnationale Mo
bilität vonKapital und Arbeit begünstigen.Eine Verbesserung der Verwer
tungsbedingungen des westeuropäischen Kapitals, die derStrategie des «Aufho
lens» gegenüber denUSA undderökonomischen, politischen undmilitärischen
«Abschreckung» gegenüber dem Sozialismus entsprach, waraufdemWege einer
regionalen Freihandelszone überhaupt nichtzu erreichen. Dazu warundist die
ökonomischeBedeutung des Außenhandels, gemessen andergesamten Produk
tion, viel zugering"-ein Tatbestand, derden angeschlagenen Nationen West
europas durch den Aufstieg der USA zur ökonomisch und politisch dominie
renden Macht derkapitalistischen Weltnachhaltig vorAugen geführt worden
war. «Dem euro{räischen Kraftfeld dieStellung wiederzugewinnen, diedasame
rikanische imdsowjetische niemals verloren haben», undso überdieregionale
Integration —gleichsam «von unten nach oben» - «eine neue weltwirtschaft
liche Kooperation auf(zu)bauen»,"> erforderte also, einen umfassenderen Bin
nenmarkt zu schaffen, in dem dem Kapital durch die Internatio-
nalisierung dermonopolistischen Konkurrenz neueRealisierungs- undAnlage
möglichkeiten erschlossen, durch die Vernichtung unproduktiver Kapitale die
Konzentration und Zentralisation des Kapitals gesteigert und schließlich des
sen Produktivität durch das Vorantreiben des techrüschen Fortschritts sowie
durch günstigere Ausbeutungsbedingungen der Arbeitskraft erhöht werden

16 Vgl. Balssa: The theory..., a.a.O., S. 21ff.
17 V^. u.a. Sannwald/Stohler, a.a.O., S. iff.
18 V^.Gutinann, a.a.O., S. 182.
19 Vgl. Lundgren, a.a.O., S. 52.
20 Predöhl/Jüigensen, a.a.O., S. 374.
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konnten.''

Diese Zweckbestimmung des Gemeinsamen Marktes, derai aUnterpfand der
IrrevokabilMt... in der... Transformation der Produktionsstrukturen selbst
liegt»," wurde noch insoweit in denVordergrund gerückt, alssich dieäußeren
Handelsschranken der EWG - mit Ausnahme derAgrarprodukte - nichtalsein
Hindernis, sondern imGegenteil als einStimulator fürdas massive Eindringen
des US-amerikanischen Kapitals in denEWG-Markt erwies. Zweifellos liegen
dieser «Veredelung» von Export inProduktion, von Waren- inKapitalexport all
gemeine Strukttuveränderungen derWeltmarktbewegung desKapitals zugrun
de. Gleichwohl beschleunigte dieErrichtimg derEWG dasAnsteigen derUS-Di
rektinvestitionen in Westeuropa erheblich. Damit hat sich aber dieFrage nach
den «Wohlstandseffekten» eines gemeinsamen Marktes tendenziell vom Felde
derAußenhandelsoptimierung zu seiner inneren «Strukturflexibilität», d.h. zu
seiner Wirkung aufdieAnpassungs- und Wettbewerbsfähigkeit der nationalen
Kapitale, verlagert." Der Binneneffekt der Integration erscheint zunehmend
gewichtiger alsderAußeneffekt; deimdieintegrationsinduzierten Wettbewerbs
prozesse sind vorerst daran zu messen, ob durchdie Öffnung der Märkte die
Wettbewerbsfähigkeit der nationalen Kapitale unddamitauchder Nationalstaa
ten in der Gemeinschaft verbessert wird."

Sozeigtsich, daßdieIntegrationsstrategie derOptimierungdesAußenhandels
letztlich instrumenteil auf dieVerwertungsinteressen desKapitals selbst bezo
genist. IndemsichderAußenhandeleinesLandes bedeutendüberdiebloßeSub
stitutionsfunktion (von Rohstoffen z.8.) hinausentwickelt hat,alsoeinenKapi
talüberschuß darstellt, der auf dem eigenenMarkt nicht zu normalen Verwer
tungsbedingungen realisiert werden kann, gewinnt dieAbsicherung desAußen
handels durcheinen regionalen Zollblock einezusätzlich stabilisierende Fimk-
tion." Darüberhinaus soll jedoch der Gemeinsame Markt, dieSchaffung bin-
neiunarktähnlicher Verhälmisse, eineVeränderung der Kapitalstrukturen nach

21 K. Marxsagte1848in seiner «Rede über die Frage des Freihandels»: «Wasist also
unterdemheutigen Gesellschaftszustand der Freihandel? Die Freiheit desKapitals. Habt
Ihrdiepaar nationalen Schranken, die noch diefreie Entwicklung des Kapitals einengen,
eingerissen, so habt ihr lediglich seineTätigkeit völlig entfesselt» (MEW 4, S. 455).'

22 Hofmann,-W.: Europa-Markt und Wettbewerb, Berlin1959, S. 31.
23 Von dieser Fragestellimg ausgehend bewertet Berg, a.a.O., dieFtmktionsfähigkeit

derEWG; vgl.dazu auch Stegemann, K.:Wettbewerb imdHarmonisierung imGemein
samenMarkt. Köln/Berlin 196Ü; Kantzenbach, E: Möglichkeiten und Grenzen der Kon
junkturpolitik in der EWG, Göttingen 1959.

24 «Wettbewerb derUnternehmen (ist)... immerauchWettbewerb derStaaten» (Berg,
a.a.O., S. 41).

25 Vgl. dazuFjodorow, W.F.: DieRolle derAußenwirtschaft für dieBRD. In: IPW-Be-
richteS (1973], S.19-25. «Die abnehmeiuie Bedeutung derZölle fürdieMonopolprofite in
demMaße, wiederAnteil desAußenhandelsabsatzes amGesamtumsatzderMonopolezu
nimmt, ist eineder Ursachen dafür,daß im Verlaufeder Nachkriegszeit Bewegung in den
handelspolitischen Protektionismus kommen konnte» (Gündel u.a.: Zur Theorie...,
a.a.O., S. 269).
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sich ziehen, d h. dieAnpassung derProduktionsverhältnisse an die- durch den
wissenschafdüdi-technischen Fortschritt unddurch deninternationalen Verge
sellschaftungszusammenhang bestimmte —sprunghafte Entwicklung der Pro
duktivkräfte unddamit an die Anforderungen der internationalen Konkurrenz
gewährleisten, deren Bedingungen vonden jeweils produktivsten Kapitalen, die
das höchste Niveau der Wissenschaft und Technologie anwenden, gesetzt wer-
'äen. Im Grunde bilden diese beiden Momente, die die Intemationalisierung der
Produktionsverhältnisse erzwingen, eine Einheit; denn internationale Konkur
renzist inunerauchKampf umdieBeherrschung derjenigen Zweige derProduk
tion,in denendieProduktivkraft dergesellschaftlichen Arbeitamweitesten vor
angeschrittenist.^''

Schon imJahre1953 ist vom Wissenschaftlichen Beirat beim Wirtschaftsmi
nisterium der BRD diese Funktion eineserweiterten Binnenmarktes eindeutig
hervorgehoben worden:

«Die Vorteile eines größeren Wirtschafbgebietes liegen vorallem inderChance, einege
steigerte Arbeitsteilung durchzuführen. Siegestattet einebessere Verteilung derProduk-
tionsstandorte, diedeshalb vorteilhafter ist, weil wesendiche Gründe dafürwegfaUen, daß
manin einemLand etwasunabhängig vonder Kostenhöhe produziert, nur weilderhistori
sche Standort indem betreffenden Gebiet liegt Sie gestattet auch die zusätzliche Ausnut
zung brachliegender Froduktionsreserveni deren Iwmplementären Teile auf getreimte
Wirtschaftsgebiete verteilt sind. DerMarkteines größeren Wirtschaftsgebietes erhöht die
Absatzmö^ichkeiten fürdie einzelne Unternehmung unddamit die Chance zurProduk
tion ingrößeren Serien mitallen Vorteilen, diesich fürdieRationalisierung inProduktion
und Handelergeben.«'^

«Integration» imd«Verflechtung» bezeichnen dahersozialökonomische undpo
litische Prozesse, die in einem engen Wirkungszusammenhang stehen, jedoch
keineswegs identisch sind. Die Verflechtung verschiedener Volkswirtschaften
durch denAußenhandel sowie durch dietendenzielle Angleichung der Produk
tionsstrukturen unddergegenständlichen Voraussetzungen derProduktion bil-

.det die materielle Basis der institutionellen Integration, wiesie z.B. im EWG-
Vertragvorgesehen ist.*® Zugleich solldie fortschreitende Integration - durch
dieHarmonisierung der Wirtschafts- undKonjunkturpolitik, schließlich durch
die Errichtung einer Wirtschafte- und Währungsunion - jene Verflechtungspro
zesse imSinneder«Komplementarität», also sowohl derAngleichung derWirt
schaftsstrukturen als auch derProduktspezialisierung, derwechselseitig abhän-

26 Vgl u.a.Jung, H.: Internationale Konzerne heute. In: Marxistische Blätter3 (1971),
S. 9-19.

27 Der WissenschaftlicheBeirat beim Bundeswirtschaftsministerium,Gutachten vom
Dezember 1952 bisNovember 2954. Zur Frage derwirtschaftlichen Integration Europas.
Böttingen 1955, S. 42; zit. nach Gündel u.a.: Zur Theorie..., a.a.O., S. 296.

28 Diese Unterscheidung von Integrationund Verflechtung nimmt auch vor Ziebura,
G.: Zusammenfassung, Verflechtungsgrad und Handlungsfähigkeit In; Regionale
Verflechtung der BRD, a.a.O., S. 293-311, hierS. 300.
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gigen Diversifikation der Produktion also, beeinflussen und vorantreiben. '̂
Diese abstrakte Charakterisierung derTriebkräfte und Vorzüge der internatio
nalen Vergesellschaftung der Produktion unddes ihr sich anpassenden politi
schen Überbaus reflektiert freilich eine illusionäre «Überschätzung der tatsäch
lich gegebenen Möglichkeiten zur Vertiefung der internationalen Arbeitstei
lung» durch diebürgerliche Integrationstheorie '̂ - eineÜberschätzung, diesich
gegenwärtig in der Unfähigkeit reproduziert, die Widersprüche des Integra
tionsprozesses, dabei besonders den Widerspruch zwischen wachsender
Verflechtung und zurückbleibender institutioneller Integration, adäquat zuer
fassen und zu bewältigen.

Schon einBlick aufdiepolitischen Auseinandersetzungen um dieVerfassung
der EWG sowie auf die unterschiedlichen sozialökonomischen und politischen
Ausgangsbedingungen in denMitgliedstaaten demonstriert, daßderBegrifi der
Verflechtimg nur unter Berücksichtigung desKräfteverhältnisses zwischen den
Mitgliedstaaten und derdarauf beruhenden ökonomischen und politischen In
teressenkonstellation Gestaltgewinnenkann und daß fernerdieabstraktenMo
delle der bürgerlichen Integrationstheorien mit dieser Wirklichkeit kollidieren
mußten. AufderGrundlage des ungleichmäßigen Kräfteverhältnisses zwischen
den Nationalstaaten und den nationalen Kapitalen unterliegen dieKonkurrenz
beziehungen im Gemeinsamen Marktvonvornherein bestimmten Bewegungs
gesetzen, diederNivellierung jenerDisproportionen alsSchranke entgegenwir
kenunddamit»>wohl dieAngleichung im Sinne wachsender Komplementarität
alsauch diefreie transnationale Erschließung neuerAnlagesphären fürdasKapi
tal einschränken. Bei der Erweiterung desnationalen zu einem regionalen Bin
nenmarktwerdenjakeineswegs nationaleMärkteintegriert, indenendiePrinzi
pien «vollständige Konkurrenz aufGüter- und Faktormärkten» oder«nationale
Faktormobilität» Wirklichkeit sind. ImGegenteil: diese nationalen Märkte wei
sen insbesondere in denjenigen Produktionssektoren, deren Produktion in be
sonders hohemMaßevonWaren-und Kapitalexport abhängig ist (z. B.Chemie,
Maschinenbau, Elektrotechnik, Automobilerzeugung), bereitseinenhohenMo-
nopolisierungsgrad auE^*

29 «Der Zweck vereinbarter, über die Ländergrenzen greifender Prodoktionsteilung
zwischen denUnternehmenistnun, einbisheriges Konkurrenzverlültiüs in einVerhältnis
der Komplementarität zu verwandeln, einZusammenwirken gerade vermittels dieserSe
parationder Produktion zu ermöglichen und insoweit dem WunschnachSchutzzöllen in
derTatdieGrundlage zu entziehen» (Hohnann, a.a.O., 5.31). Vgl. auchSaimwald/Stoh-
1er, a.a.O., S. 62.

30 Vgl. Gündel u.a., a.a.O., S. 296.
31 Greifen wiralsBeispiel dieAutomobilindustrie heraus:«DerAnteil derdreiitalieni

schenFirmen sununiertsichauf72ProzentdesHeimatmarktes, dieQuoteder fünf (west-)
deutschen Herstellerauf77Prozentunddiedervierfranzösischen Produzenten sogarauf
80ProzentderZulassungen. Fiatnimmtaufdemnationalen (italienischen) Marktmitetwa
zwei DrittelnderZulassungen eineSonderstellung ein...» (Bertrand, G./Fischer, G.; Au-
tomobilindustrie-Vorreiterdereuropäischen Integration. In: Euro-CooperationBancodi
Roma, Conunerzbank, Crädit Lyonnais), Nr.' 1, Juni 1972, S. 51-67, hier S. 58/59).
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Da monopolistisch strukturierte Märkte auch nach derBeseitigungvonZöllen
undHandelshemmnissen barriers toentry aufweisen, eröffnet diehöhere Stufe
des Wettbewerbs zwischen den führenden nationalen Monopolgruppen, der
zweifellos durch die Integration intensiviert wird,^^ keineswegs die Perspektive
derAngleichung disproportionaler Strukturen. Ihristvielmehr dieTendenz zur
beschleunigten Zentralisierung des Kapitals - und damit zur weiteren Ein
schränkung gleicher Wettbewerbsbedingungen - immanent.®' Einerseits muß
also diese Tendenz die Ungleichmäßigkeit derökonomischen Entwicklung ver
tiefen —sowohl zwischen den Ländern als auch zwischen den Produktiöniszwei-
gen®^ -, andererseits mußgerade die mitder Monopolisierung notwendig ein
hergehende zunehmende Fixierung des Kapitals - namentlich inden modernen
Wachstumsindustrien - die in den bürgerlichen Modellkonstruktionen immer
wieder beschworene «Faktormobilität» beeinträchtigen.

Weiterhin erwachsen aufgrund desungleichmäßigen Kräfteverhältnisses, das
die Ausgangsbedingungen in der EWG bestimmt, der Politik des nationalen
Staates neueAufgaben, dievorallem imBereich dersog. «nicht-tarifören» Hin
dernisse wirksam werden. Dies gilteinmal für die weniger produktiven und we
niger2:entralisierten nationalen Kapitale, diedurchdenZollabbau schutzlos der
übermächtigen ausländbchen Konkurrenz ausgeliefert werden unddie daher na
tionale Protektionsmaßnahmen als Garantie ihres Überlebens verlangen.®®
Darüber hinaus tritt inderWirtschafts- undWährungspolitik derNationalstaa
ten die - derIntegration und der politischen Harmonisierung entgegenwirkende
- Schutzfunktion inden Vordergrund; denn das schwächere nationale Kapital -
wiez.B. das französische gegenüber dem westdeutschen - bedarfeiner Wirt
schafts- undWährungspolitik, dienicht einem abstrakten Gemeinschaftsinteres-
se, ändern seinen unmittelbaren Verwertungsbedürfnissen Rechmmg trägt.

Die französischen Restriktionsmaßnahmen derJahre 1968/69 sowie diewäh-
nmgspolitischen Maßnahmen vom Januar 1974 exemplifizieren diese letztlich

32 Vgl. Berg, a.a.O., S.23ff., überden westeuropäischen Automobilmarkt unddie fran
zösische Kühlschrankindnstrie.

33 Nach derAuffassung vonBerg (a.a.O., S. 32/33) ist- nach einerkurzen Phase der
Wettbewerbsintensivierung - imGemeinsamen Markt ein noch höherer Grad derKapi-
talzentralisierong und Monopolisierung erreicht worden, der einen «funktionsfähigen
Wettbewerb» ausschließt.

34 «Der Graben innerhalb derWirtschaff wird tiefer. Alle Bemühungen konzentrieren
sich aufdie Zusammenfassung von Firmen, die bereits die Chance haben, anderSpitze zu
stehen. Ob ihre Leistungsfähigkeit dadurch verbessert wird, isteine andere Frage. Auf je
den Fall wächst ihre Macht, und die übertriebene Konzentration der Aufmerksamkeit auf
dieSpitzenuntemehmen mußdieDualität derWirtschaffverstärken unddenGraben zwi
schen einerkleinen Anzahl großerFirmen undderMasse derkleinen undmittleren Unter
nehmen ... vertiefen» (Uri u.a.: Bericht überdie Wettbewerbsfähigkeit derEG, Brüssel
1971, Band 1, 2-II/S. 65). Vgl. auch Levinson, Gh.: Inflation, Hamburg 1972, S.30/31.

35 Ein Beispiel dafür wardieEinführung vonSteuern fürdenImport italienischerKühl
schränke, tundiefranzösischen Produzenten zu schützen, vgl. Swann, a.a.O., S. 41.
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auf dem unterschiedlichen ökonomischen Kräfteverhältnis beruhende Schranke
der Herstellung eines Binnenmarktes und der Formulierung einer gemein
schaftlichen Politik ebenso wiedas zäheFesthalten amnationalen Standpunkt in
derKonzipierung der V\^irtschafts- undWährungsunion. Das zeigtauchderWi
derstand gegen dieEinführungeinerwesteuropäischen Fusionskontrolle, diesich
fürdienationalen Kapitale mitgeringerem Zentralisationsgrad alsHemmschuh
in der «Wachstumskonkurrenz» der Paitnerstaaten erweisen müßte.

Schließlich repräsentieren die objektiven und subjektiven Bedmgungen des
Klassenantagonismus von Lohnarbeit und Kapital einen wesentlichen Faktor,
eine relativ selbständige Kraft, die auf die Entwicklung des ungleichmäßigen
Kräfteverhältnisses in der EWG einwirkt. InderRegel wurde diese Ungleichmä-
ßigkeit, diesichin der Existenz starker kommunistischer Parteien und Idassen-
kampforientierter Gewerkschaften namentlich in Frankreich und Italienkonkre
tisiert hat, vorwiegend politisch erfaßt-so z.B. in der «großenSorge» derAde
nauer-Regierung, «eine politische Vereinigung einzugehen mit Ländern, die
einestarkekommunistische Parteiaufweisen».^^ Heutewirdjedoch immermehr
die Autonomiedes Gewerkschaftskampfes, der sichan den sozialen und politi
schen Interessen der Lohnabhängigen und nicht an sozialparmerschaftlichen
Ideologien orientiert, alsein Faktor anerkannt, der- vom Standpunkt desKapi
tals- dieWettbewerbsfähigkeit desnationalen Kapitals einschränkt. DieStrate
giederOptimierung der nationalen Produktionsstrukturen, diemit der Integra
tion beschleunigt werden soll, wird daher durch die Existenzeiner starken natio
nalen Arbeiterbewegung in doppelter Weise modifiziert: Auf der einen Seite
heißterweiterteAkkumulation desKapitals immerauchVermehrungder Lohn
arbeitundVertiefung desobjektiven Antagonismus vonLohnarbeit undKapital.
Insofern muß jene forcierte Wachstumspolitik, die den relativ nickständigen
Ländern der EWG alsnotwendiges Instrument aufgezwungen wird,um demun
gleichmäßigen Kräfteverhältnis entgegenzuwirken, unvermeidlich zueinerVer
schärfungder inneren Klassenauseinandersetzungen führen; derm eine starke
und klassenbewußte Arbeiterbewegung wirddemVersuch, dieInvestitionsquote
auf Kosten des relativen Lohnniveaus und der staatlichen Sozialpolitik in die
Höhezu treiben, massiven Widerstand entgegensetzen und so dieserStrategie
Grenzensetzen. Im Grunde ist dieVerschärfung der Klassenkämpfe in Westeu
ropa seit 1968 - vor allem in Frankreich, Italien und Großbritannien —aiKh Re
sultat desbislanggescheiterten Versuchs der nationalen Kapitale dieserLänder,
dieUngleichmäßigkeit durchdie intensivereAusbeutungder Arbeitskraft sowie
durchden systematischen AusbaudesSystemsderstaatlichen Profitregulierung
zu überwinden.

Aufderanderen Seitewird durch diemateriellen Resultate derKlassenkämpfe
die Schutzfunktion des Nationalstaates gegenüber einer inneren und äußeren

36 Vgl. Berg, a.a.O., S. 40.
37 Müller-Armack, A.: Auf dem Weg nach Europa, Tübingen/Stuttgart 1971, S.

74'75-
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baut;denndiewirtschafts- und«rähningspolitische kitegration, dieeinenfesten
Bestandteil derIntegrationskonzeption darstellt; wird durch diese-sichmitdem
kapitalistischen Charakter desIntegrationsprozesses noch verstärkenden - Wi
dersprüche zwischen Lohnarbeit undKapitid aufnationaler Ebene immer wieder
unterbrochen bzw. zurückgeworfen. Als Frankreich im November 1968 unter
dem Druck der Auswirkungen der Generalstreikbewegung vom Mai/Juni des
gleichenJahres zuDevisenkontrollen, Einfuhrbeschränkungen imdAusfuhrbei
hilfen Zuflucht nahm,^" erschien dieser Zusanunenhang besonders sinnfällig.
Vondiesem Zeitpunkt datiertauch eineEinsicht, diedenökonomischen Integra
tionstheorien derbürgerlichen Sozialwissenschaften fremd bleiben mußte- daß
nämlich durch, die inneren Klassenauseinandersetzungen die'sErosionsgefahr,
die... derGemeinschaft alsRechtsform droht,... mitverursacht oderjedenfalls
verstärkt (wird)». '̂

Imfolgenden wird derVersuch unternommen, dieEntwicklungdesGrades der
Verflechtung.und der Integration an einigen ausgewählten Bereichen empirisch
zakonkretisieren. Nach den bisherigen - durchaus vorläufigen—Ergebnissen der
Zielsetzungen und Vorstellungen des EWG-Vertrages sowie der Integrations
theorien kann sich diese empirische Überprüfung kaum auf dieUntersuchung
der Handelsverflechtung beschränken. Siewird vielmehr die Entwicklung des
Kräfteverhältiüsses zwischen denEWG-Mit^iedstaaten unddenGrad derHar
monisierung der nationalen Politiken bzw. der Entwicklung einer Gemein
schaftspolitik zuberücksichtigen haben. Erst danach wird eine Einschätzung des
Charakters derwesteuropäischen Integration, ihrerWidersprüche undEntwick
lungsperspektiven möglich sein.

2. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Verflechtung

2.1-. Handelsverflechtung

DieEWG ist heute«- sehrzumUnmutderAmerikaner- eingroßerwirtschaftli
cherMachtfaktor».' «Als imJahre1957diesechs MitgliedsländerdieBildungei
ner Zollunion beschlossen, hatte ihr Anteil an der Weltausfuhr (ohne innerge
meinschaftlichen Handelsverkehr und Ausfuhr der <Staatshandelsländer>) erst
16 V. H. betragen, jenerderUSA zz v.H. ImJahre1967 übertraf derAnteil der
EWG erstmals den der USA, 1970 betrug er bereits19 v.H., der der USAnur

38 Vgl. Weinstock, H. (Hg.); Neun für Europa, DüsseldorPKöIn 1973, S. 69.
39 So z.B.Sasse, Chr.: DieKrise der europäischen Institutionen. In: Frankfurter All

gemeine Zeitung (imfolgenden abgekürzt mit FAZ), 24.5.1972, S. 11.
1 Roeper, H.: Die großeKonfrontation. In: FAZ vomti.9. X973.
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noch 18 v.H.»' 1971 erhöhtesichder EWG-Anteil weiterauf 19,5v.H., der
USA-Anteil fielweiterauf 17 v.R zurück.^ Diese beachtliche Bilanz reflektiert
einmal dasschnellere wirtschaftliche Wachstum in Westeuropa. Zwischen i960
und 1970wuchs dasBSPin den Ländernder EWGJährlichdurchschnittlich um
5,3 V. fi., inden USA um 4 v. H. und inden EFTA-Ländem um 3,6 v. R"* Zum
anderen beruhtdieser Aufstieg derGemeinschaft zum führenden Handelsblock
derkapitalistischen Weltaufbedeutenden Verschiebungen inderinnerenStruk
tur desHandels derMitgliedsländer. 1958 entfielen 30 Prozent derExporte der
EWG aufdeninnergemeinschafüichen Handel; 1972 hattesich dieser Anteil auf
50 Prozent erhöht. Bei den Importen ist dasGewicht des innergemeinschafUi-
chenHandels noch signifikanterangewachsen: Hierstiegdieser Anteil voneben
falls 30Prozent(1958) auf52 Prozent (1972).' Anhand desVolumenindex wer
dendiese Strukturveninderungen nochdeutlicher: Bei denImporten hat sichder
Intra-EG-Handel zwischen 1958und 1971mehr als versechsfacht (1958 = 100,
1971 = 621);ImporteausDrittländern habensichimgleichen Zeitraumnurver
dreifacht (1958 = 100,1971 = 303). Die Entwicklung der Exporte läßtdie gleiche
Tendenzerkennen: Intra-EG-Exporte habensichmehr alsversechsfacht (1958 =
100,1971 = 621); Exporte in Drittländer haben sich knapp verdreifacht (1958 =
100,1971 = 273). Hierist freilich zu berücksichtigen, daßdiestärksten Impulse
fürdie Intensivierungdesinnergemeinschaftlichen Handels inderPhase1958bis
1963, also indersog. «Gründerphase» derEWG, wirkten. Danach tendieren die
Steigerungsraten von Intra- und Extra-EG-Handel zu einer Annäherung.'

Tabelle 1 verdeutlicht noch einmal das überdurchschnittliche Wachstums
tempo derEWG, dieFunktion desnoch schnellergewachsenen Intra-EWG-Han-
delsfür dieseDynamik, die Entwicklung der Sechsergemeinschaft zum führen
denkapitalistischen Welthandelszentrum, dievorallem zu Lasten derUSA und
Großbritanniens ging, sowie schließlich denhohen GradderExportabhängigkeit
der Volkswirtschaften Westeuropas. Freilich vermitteln diese Daten auchschon
erste Hinweise auf die besondere Position der BRD: Ihr ist es gelungen, ihren
Anteilam Welthandel am eindrucksvollsten zu verbessern(von1958= 9,1Pro
zent auf 1971 = 12,6 Prozent). Im Jahre 1972 hat die BRD mit dem Anteil der
USA gleichgezogen und teilt sich nuiimehr mit der inden fünfziger Jahren über
ragenden Führungsmacht den ersten Platz.

2 Sachverständigenrat Jahresgutachten 1972/73. Gleicher Rang für den Geldwert;
Stuttgart/Mainz 1972,S. 20, Ziff.60.

3 SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S.11;1972 hatte sich derAnteil der
USA am Welthandel weiter verschlechtert.

4 Vgl. SAEG. Statistische Grundzahlen der Gemeinschaft 1971, S. 24.
5 SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S. 7.
6 Vgl. ebd., S. 24.
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Ta2>e//e 1: Entwiddung undStrukturderAusfuhren195^^97^
(Durdtsdmittlidie jährliche Zuwachsrate hvH. Anteile in Vo)^

Ausfuhren Anteil Anteil alierAus-
(Waren) am .fuhren von Waren

1968-1971 Weithandel'' und Diensten am

(Jährliche ln®/o Bruttosozial

Zuwachsraten) produkt in ®/o

Ins- davon:

gesamt Extra- 1956 1971 1960 1970

EWG

Bundesrepublik
Deutschland 12.1 10.5 9.1 12,6 19,9 22.0
Frankreich 11.2 7.6 5.3 6,6 15.0 15,9
Italien 14,5 11.7 2.7 4.6 14.6 18,6
Niederlande 11.7 7.7 3.4 4,4 49.6 48,3
Belgien/Luxemburg 11.1 6.4 3.2 3,9 37,3 45,7
6er-EWG 12,0 9.3 23.7 32,3 20,1 22.5
Vereinigtes Königreich 7.0 9.7 7.2 20,0 22.1
Irland 10,3 0.4 0.4 36,4 33,3

Dänemark 8.6 1.3 1.2 32,5 28,2

USA 7.3 18.5 14.3 4.7 5.5
Kanada 17.7 5.2 5,7 19,2 20.2
Japan 10.1 3.0 7.8 11.1 11.3

Weit 9.4 100,0 100.0 — —

'> In US-Dollar, Werte '> Austuhren (Waren), ohne Ostblock, einschl. EWG-Intrahandel

Quellet Statistisdies Amt der Gemeinsdtaften, OECD

Tabelle2: Wachstum der Weltausfuhr* (Reale Steigerungin ®/o)®

Länder

1960/1970

Durchschnittlicher

Zuwachs

1967/1971 1972

Anteil an der
Weitausfuhr

in®/o
(1972)

Industrieländer 6.7 10.0 8.9 74,0

USA 5,6 5,3 9.3 13,0
BRD 9,6 10,8 8,6 13,0
Japan 16,4 16,5 5,5 8,0
GroObritannien 4.8 8.5 1.5 7,0
Frankreich 8,6 13,0 14,3 7.0
Kanada 9.8 9,4 9.8 6,0
itaiien 12,8 10,9 14.2 5.0
Entwicklungsländer 6,8 8.6 7.3 26.0
Weitausfuhr 8,3 9.7 8.5 100.0

nach Dollar-Volumen (tob)

7 Weinstock (Hg.), a.a.O., S. 222. 8 FAZ vom 10.9.1973.
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Frankreich hingegen hat seinePosition in densechziger Jahren kaumverbes
sern können;derAnteilderAusführenam BSP hat sichnur geringfügig verän
dert. Darüber hinausfällt auf, daß die Exporte Frankreichs in Drittländer weit
hinterdenjenigen derBRD undItaliens zurückgeblieben sind. ErstseitdemEnde
dersechziger Jahrescheint sich- wieTabelle 2zeigt- einWandel anzubahnen;
dennnun liegen diejährlichen Steigerungsraten derfranzösischen Exportedeut
lichanderSpitze der EWG-Länder. Dementspricht aucheinerelative Positions
verbesserung beim Anteil Frankreichs an den Ausfuhren der kapitalistischen
Welt

Insgesamt bestätigt jedoch die nachLändern gegliederte Entwicklung desin
nergemeinschaftlichen Handels (Tab. 3) dieThese/ daßsich mit der Errichtung
der EWG und mitdemAbbauderZöllenach1958,der- schnelleralsim Vertrag
vorgesehen- schon 1968abgeschlossen war,einebeträchtlicheZunahmederge
genseitigen Handelsverflechtung vollzogen und damit zweifellos die gegensei
tige Abhängigkeit und Arbeitsteilung vertieft habea

Tabelle 3: Entwicklung des Intra-EWG-Handels (1956-1970) - Anteil am
Gesamthandel®

Land 1956 1964 1970 1972

Frankreich Importe 24,0 37,4 48,9 50,3

Exporte 24,9 38,8 48,8 49,8

BRD Importe 26,9 34,9 44,4 48,8

Exporte 29,8 38,5 40,2 39,8

Italien Importe 23,8 32,7 41,2 44,8

Exporte 25,5 38,0 42,9 45,1

Belglen/Luxemb. Importe 42,9 53,3 58,9 84,4

Exporte 45,1 82,8 88,8 88,4

Niederlande Importe 44,4 52,0 55,9 48,1'

Exporte 41,0 55,7 81,9 57,8'

EWG Importe 31,1 40,2 48,4 48,8'

Exporte 32,2 43,2 48,9 48,3'

• 1971 - ohne den Handel der Niederlande mit Belgien/Luxemburg
' 1971

9 Quellen: EWG-Kommission, Bericht überdiewirtschaftliche Lage indenLändernder
Gemeinschaft («Uri-Bericht»), o.O., September 1958, S.120; SAEG. Statistische Grund
zahlen der Gemeinschaft1965, S. 116, S. 118; Statistische Grundzahlen 1971, S. 91, S. 93;
SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S. 46/47.

189



DieerstenHinweise aufdieführende Weltmarkqrasition derBRD, dieauchin
Tab. 3 durch dierelativ unterdurchschnitdiche, seit1970 beidenExporten sogar
rückläufige Bedeutung desIntra-EWG-Handds für dieBRD bes^tigt wird, er
härten sich noch, wenn diewertmäßige Entwicklungdes Verhältnisses von Intra-
und Extra-EWG-Handel - hierimVergleich zwischen Frankreich undderBRD-
näher verfolgtwird.

Tabelle4: Außenhandel von BRD und Frankreich (Intra- und Extra-EWG-
Handel) tatsächlicheWerte (in Mio. RE)'"

Intra-EWG

Jahr Import Export

Frankreich BRD Frankreich- BRD

1958 1 227.3 1896,1 1135,6 2406,0

1885 4015,2 6 660,4 4114,7 6306,3

1972 12 216,1 17880,2 11707,7 16975,9

Extra-EWQ

Jahr Import Export

1958 4381,9 5 464,7 3984,9 6401,3

1965 6320,7 10 811,8 5 933,4 11 586,0

1972 12 043,3 18 746,4 11 761,2 25 586,8

Deutlich wird einmal die relativ zunehmende Konzentration des französischen
Außenhandels auf den Wirtschaftsraum der EWG. Andererseits charakterisiert
das-1972 noch vergrößerte - Außenhandelsdefizit Frankreichs diestrukturelle
Schwäche des französischen Kapitals in der Weltmarktkonkurrenz. Die BRD da
gegen realisiert ihren außerordentlich hohen Außenhandelsüberschuß aus
schließlich imHandel mitDrittländern, davon imJahre 1970 allein 9,1Prozent
im Handel mit den USA." Auch im Austausch mit Frankreich erzielt die BRD
noch einenÜberschuß, obwohl dieIntra-EG-Bilanz fürdieBRD insgesamt nega
tiv ist.'^1970betrugdieser Überschuß ca. 540 Mio. Dollar; daswaren ungefähr

10 Nach SAEG. Außenhandel Monatsstatistik 2 (1973), S. 26.
11 Vgl. Statistische Grundzahlen... 1971,S. 93.
12 Dasgeht vorollemauf den hohen Exportüberschuß der Niederlande im Handelmit

der BRD zurück; vgl. SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S. 34, S. 36. Die
Vermutung, daß das sprunghafte Ansteigen des französischen Defizits imjähre 1968 ein
Resultat derKlassenkämpfe vomMai/Juni 1968 sei(vgl. J. et C. NSme, a.a.O., S.108), ist
nicht ganz zutreffend; denn im folgenden Jahr 1969 stieg dieses Defizit nochmals um ca. 32
Prozent an. Vgl SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S. 28.
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75 Prozent des gesamten französischen Defizits im inneigemeinschafilichen
Handel."Inderweiteren Entwicklung hatsich diese negative Bilanz für Frank
reich noch erhöht."

Von besonderer Bedeutung für dieEinschätzung derVerflechtung derEWG-
Länder ist jedoch dieTatsache, daßdie BRD seitder Krise 1966/67 eine" Export-,
offensive in Drittländereingeleitet, alsoihre Positionen im Extra-EWG-Handel
systematisch ausgebaut hat Setztesich in der «Gründerphase» der EWG der
Handelsbilanzüberschuß derBRD etwa jeweils zu gleichen Teilen ausIntra-und
Extra-EG-Handel zusammen, so schnellte der im Extra-EG-Handel erzielte
Überschuß derBRD- besonders 1966/67 und1971/72 - indieHöhe:von+ 774,2
Mio. RE (1965) auf + 3250,0 Mio. RE (1967) sowie von +3879,7 M'O- (^9^)
auf+ 6840,4 Mio. RE(i972). Derinnergemeinschaftliche Handel verlordemzu
folge für den Außenhandelsüberschuß der BRD relativ anGewicht: 1971/72, als
sich der geringeÜberschuß der vergangenen Jahre inein leichtes Defizit verwan
delthatte, vioirde dies überproportional durchdiemehr alsyyprozentige Steige
rungdesExtra-EWG-Handelsüberschusses kompensiert."AlleFarmerländer-
namentlich diesog. «kleinen» Staaten wieBelgien/Luxemburg und die Nieder
lande, derenAußenwirtschaft traditionell amengsten mitdemwesteuropäischen
Wirtschaftsraum verflochten ist - verzeichnen dagegen trotz der zum Teilbe
trächtlichen Steigerungen der Exportraten inDrittländer nach wie vor Defizite
im Extra-EG-Handel. Während dieBRD diewachsende innereVerflechtung des
Warenaustausches als Basis für den Ausbau ihrer Position auf dem kapitalisti
schen Weltmarkt ausnutzen konnte, verstärkte sich in den anderen Ländern der
EWG derenAbhängigkeit von demwesteuropäischen Binnenmarkt - und von
dessen ökonomischem «Gravitationszentrum», der BRD.

Sollen die Bedingungen dieser ungleichmäßigen Entwicklung genauer um
schrieben werden, so ist auf jeden Fall auf dieStruktur desAußenhandels nach
Warengruppen einzugehen (vgl. Tab. 5, S.192). Alsallgemeine Tendenz istzu
nächst die relativ rückläufige Bedeutung des Anteils der Nahrungsmittel und der
Brenn-und Rohstoffe, insbesondere der Impone dieserWaren, für den Außen
handelaller EWG-Staatenfestzuhalten- eineTendenz,diedieStrukturverände
rungendesgesamten Weltmarktes zum Ausdruck bringt.'® Demgegenüber ge
winnt der Außenhandel mit Maschinen, Fahrzeugen und anderenindustriellen

13 Bereclinet nachUriu.a.: Bericht überdie Wetti>ewerb3föhigkeit..., Band 2, a.a.O.,
4. II./S. 9.

14 Vgl. SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S. 36.
15 Vgl. ebd., S. 28. SeitJanuar1972werden dieWertangaben nichtmehrin US-Dollar,

sondern inRechnungseinheiten (RE) der EG ausgedrückt (1 RE = 0,888671 gFeingold).
16 Vgl. dazu weiter oben, S. i89(. Die leichtangestiegenen Nahrungsmittelexporte

Frankreichs bilden eine Ausnahme. Zusammen mit dem ünmer noch hohen Aiiteil der
Nahrungsmittelexporte der Niederlande verweisen sie-zugleich auf stabilisierende Aus
wirkungen des EWG-Agrarmarktes.
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Tabelle Atißenhandel nadi Warengruppen (in Prozent) und Ländern
(1956-1972)"

(Gesamteinfuhr bzw. Nahrungs-
-ausfuhr = 100) mittel, Ge

tränke und
Tabak

Minera

lische

Brenn

stoffe

usw.

Rohstoffe Maschinen
einschl. und

Die und Fahr-
Fette zeuge

Chemi

sche Er

zeugnisse
u. Fertig

waren

Land Jahr E A E A E A E A E A

BRD 1956 28,5 2.4 10.8 7.8 31.5 3.5 5.0 40.4 24.2 45.7

1964 20.6 2.1 9.2 4,8 19.5 3.0 12.0 46,5 38,8 43.6

1972 15,1 3,9 9.7 3.0 12.2 2.8 20.2 48.5 42.6 41.8

Frankreich 1956 24,6 14.3 17.9 7.0 28.3 9.4 10.5 17.6 18.9 51.7

1964 17,7 16.0 15.1 3,4 17.7 8.0 19.6 25.6 29.9 47.0

1972 12.1 17.9 13,2 2.3 9.9 5.3 26.2 33.6 38.3 40.9

Italien 1956 15.0 22.5 19,7 8.0 33.4 5.7 10.4 21,0 21.3 42.5

1964 18.7 11.8 14.1 5.1 21,5 4.0 18.7 31.0 26.9 48.1

1972 20.3 8.8 15.5 4.5 14.9 2.3 20.8 35.7 28.5 48.7

Niederlande 1956 14.9 30.2 15.0 12.2 17.4 9.2 18.9 14.8 34.1 33.8

1964 13.5 23.9 11.0 9.1 12.7 8.7 24,6 23.1 38.2 35.2

1971 12.8 23.2 14.9 12.4 9.7 7.2 25.8 20,0 36.5 37.2

Beigien/Luxemb. 1956 14.6 4.1 11.1 6.1 23,4 7.5 17.4 11.4 33.3 70.7

1964 12.2 5.9 9.9 3.9 17.3 6.9 23.8 18.6 36.9 64.7

1972 12.3 9.7 10.0 2.7 9.9 4.3 27.9 23.5 39.7 59,7

EWG 1956 21.3 11.5 15.1 8.0 27.4 6.5 11.2 24.9 25.4 49.0

1964 17.4 9.9 11.7 5.0 18.0 5.5 18.3 33.0 34.5 46.6

1971 14.8 9.9 13.1 4.7 12.2 4.0 22.9 36.7 36.8 44.7

E •=• Einfuhr. A = Ausfuhr

17 Berechnetnach EWG-Kommission, Bericht..., 1958,a.a.O., S. 123,S. 125; SAEG:
Statistische Grundzahlen... 1965, S.121,S. 123;SAEG. Außenhandd. Monatsstatistik 2
(»973)' S. 46-49.
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Fertigerzeugnissen- und zwardieEinfuhrwiedieAusfuhr-zunehmendan Ge
wicht Auch hierkann nureingeschränkt von einem spürbaren Einfluß derInte
grationgesprochen werden;denndiein Westeuropa wirkenden Tendenzen spie
geln wiederum nur die allgemeinen Entwicklungstendenzen auf dem kapitali
stischen Weltmarkt wider. Während sich im kapitalistischen Welthandel der
Anteilder Rohstoffe an den Exporten von 23,3 Prozeht (1950) auf 10,7 Prozent
(1970) verminderte, stieg allein der Anteil von Maschinen und Ausrüstungen
(einschließlich Fahrzeugen und Erzeugnissen der elektrotechnischen Industrie)
im gleichen Zeitraum von13 Prozent auf 28,7 Prozent.*® Allerdings läßtTab.5
im Vergleich dazu klar erkennen, daß die EWG ein Zentrum des Exportes von
industriellen Fertigerzeugnissen ist.

Zugleich verdeutlichen jedoch dieAngaben aus Tab. 5 diedifferenzierte und
ungleichmäßige Struktur des Außenhandels der einzelnen EWG-Länder, die
letztlich die unterschiedlichen Strukturen der nationalen Volkswirtschaften, ihre
Dynamikund Potenz reflektiert Zuerst rälltdie überragende Position der BRD
aufdemGebietdesAußenhandels mit industriellen Fertigerzeugnissen auf,wo
beinochdaswesentlich höherewertmäßige Volumen der BRD-Exporte berück
sichtigt werden muß (vgl. Tab. 4).

«Schon 1958 war Frankreich abgeschlagen und England eingeholt Dabei wardie Aus
gangsbasis1950für England undFrankreich, ganzzuschweigen vondenVereinigten Staa
ten,ungleich vielbesser gewesen alsdiederBRD. Damals wardieenglische Ausfuhr noch
mehralsdreimal unddiefranzösische anderthalbmal sogroßwiedie(west-jdeutsche: 1972
aberwarder(west-)deutsche Export 011146,2 Mrd.DollarnurwenigkleineralsdieAusfuhr
Englands undFrankreichs zusammen... In derAusfuhr vonFertigwaren, alsojenenGü
tern, die einenbesonders hohen Veredelungsgrad haben,... hat dieBRD dieUSAschon
1970überholt und sichdamit an die erste Stelle in der Welt gesetzt.»"

Obwohldieallgemeinen Strukturveränderungen desAußenhandels eineAnglei
chungstendenz in der EWG indizieren, deren Inhalt durch den Übergang von
komplementären Beziehungen (Rohstoflproduzenten —Verarbeiter) zur Kon
kurrenzzwischen ähnlich strukturierten Wirtschaften gekennzeichnet ist,zeigt
dennoch dieAnalyse einzelnerWarengruppen, daßdieAußenhandelsbesdehtm-
gen der EWG-Länder durch das Verhälmisder relativenStärkebzw.Schwäche
einzelner Länder und Produktionszweige geprägt werden und daß der Integra
tionsprozeß eher zu einer Befestigung denn zu einer Nivellierung dieserVer-
hälmisse beigetragen hat. Der europäische Automobilmarkt z.B., dessen
Öffnung innerhalb derGemeinschaft in der Regel als ein Modell awachsender
Marktdurchdringtmg» und von «integrationsinduzierten Wettbewerbsprozes
sen» angeführtwird,^® entwickelt sichzunehmend zu einem ungleichgewichti-

18 Vgl. Lüdemann, E: Tendenzen deskapitalistischen Welthandels seitdem zweiten
Weltkrieg. In: IPW-Berichte 4 (1972), S. 45-52, hier S. 47.

19 Roeper, H,: Das deutsche Export-Ph^omen. In: FAZ vom 3.8.1973.
20 Vgl. Belg, a.a.O., S. 24ff.
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genKräftefdd; denn schon imJahre1969 übertrafderpositiveSaldoderBRD im
Außenhandd mit PKWsdie Gesamtsumme der Ausfuhrüberschüssevon Frank
reich, Italien, Belgien und Großbritannien zusammen.^* Allan im November
1972 warderExportüberschuß derBRD bei Kraftfahrzeugen mehrals zweiein
halbmal sogroß wie derjenige von Frankreich und Italien zusammen.Diese
Ungleichmäßigkeit ist jedoch bei anderen Erzeugnissen noch signifikanter. Die
BRD «hateinebeherrschendeStellung inderCheinie undimMaschinenbau. Für
Frankreich ist gerade dieSchwäche imMaschinenbau kennzeichnend; alseinzi
gesLand vonallen Industrieländern übersteigen dieEinfuhren indiesem Bereich
dieAusfuhren, und zwarum fast dasZweieinhalbfache.

Bei, der Betrachtung desAußenhandels miteinzelnen Erzeugnissen fällt darü
ber hinaus auf, daß bei technisch hochentwickelten Industriegütern der BRD-
Exportnoch über dem Durchschnittswert für den Gesamtanteil des Außenhan
dels mit Dritdändem liegt. Dieser Wert betrug im Dezember 1972 für die BRD
61 Prozent. Einswlne Erzeugnisse lagen allerdings deutlich überdiesemDurch
schnitt: soMetallbearbeitimgsmaschinen (75 Prozent), Maschinen und Apparate
(68 Prozent), feinmechanische und optische Erzeugnisse (66 Prozent), Kraftfahr
zeuge (65 Prozent), elektrische Maschinen undApparate (64 Prozent) sowie Bü-
romaschinen (63 Prozent)." Indiesen- wie invielen anderen Bereichen - istalso
der EWG-Markt für die BRD von zweitrangiger Bedeutung. Da auch bei wichti
gen Erzeugnissen derchemischen Industrie—wie orgaiüschen chemischen Erzeug
nissen (62,2 Prozent), synthetischen organischen Farbstoffen (78,3 Prozent) oder
medizinischen und pharmazeutischen Erzeugnissen (75,7 Prozent)^*—überdurch
schnittliche Anteile im Extra-EG-Handel erzielt werden, kann geschlußfolgert
werden, daß die BRD insbesondere in den technologisch und wissenschaftlich
hochentwickelten modernen Wachstumsindustrien ihre Führungsposition aus
gebaut hat, die sich nicht nur auf ihr Gewicht im innergemeinsclüftlichen Han
del, sondern immer mehr auf die Intensivierung des globalen Außenhandels
stützt. Die BRD-Entwicklung folgt also weitgehend jenerKonzeption, die mitder
Einrichtung der Zollunion 1958 propagiert wurde, daß nämlich die regionale In
tegration gleichsam «von unten» die Bedingungen fürdie Rekonstruktion des in
tegrierten kapitalistischen Weltmarktes unddamit zugleich des ökonomischen
und politischen Aufstiegs Europas in den Kreis der führenden Weltmächte zu
schaffen habe. Daß aber nurdie BRD-Entwicklungdiesem Modell folgt, während
die anderen Länder Westeuropas inden sechzigerJahren aufdem kapitalistischen
Weltmarkt keine vergleichbaren Positionsverbesserungen erzielen konnten, da
für sich jedoch umsomehraufdenEWG-Markt umorientierten, führtunmittel
bar zueinem ersten Verständnis jener Widersprüche des Integrationsprozesses,

21 Vgl. Uiiu.a.:BerichtüberdieWettbewerbsfähigkeit..., Bandz, a.a.O., 4.II./S. 71.
22 Vgl. SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S. 64/65.
23 Ijri u.a.: Bericht über dieWettbewerbsfähigkeit..., Band 2,a.a.O., 4.n./S. 70. Vgl

auch Sotnorbus, A: Mit Werkzeugmaschinen ander Spitze. In: FAZ vom 13.8.1973.
24 Berechnet nach SAEG. Außenhandel. Monatsstatistik 2(2973), S. 47, S. 65, S. 67.
25 Berechnet nach ebd., S. 59.
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dieausaer ungieictunaliig
den auf diesem beruhenden konkurrierenden politischen Interessen resultie
ren.

Fürdiewirtschaftliche Entwicklung derBRD wirken dieschnelle Dynamik des
Außenhandels sowie die seit1966sprunghaift gestiegenen Überschüsse im Ex-
tra-EG-Handel zunächst im Sinneeiner zusätzlichen Beschleunigung und zeit
weiligen Stabilisierung der binnenwirtschaftlichen Entwicklung; denn Waren
exportefördern dasWirtschaftswachstum in derAufschwungsphase und unter
stützen die Produktion trotz der Verschlechterung der Binnenkonjunktur.''
Darüber hinaus schaffen Außenhandelsüberschüsse - sowohl über die Gewin
nungvon Machtpositionen auf ausländischen Märkten als auch durchdieAn
sammlung von Währungsreserven - die Voraussetzungen für jenen massiven
Kapitalexport, der seitMitte dersechziger Jahreständigangestiegen ist. Fürdie
Paitnerländer hingegen (namentlich für Frankreich) entstehen aus der un
gleichmäßigen Entwicklung trotz der innerhalb der EWG wirkenden allgemei
nen Angleichungstendenz Abhängigkeiten und Gefahren. «Im Vergleich zur
Vorkriegszeit ist diegegenseitige Verflechtung unendlich intensiver geworden,
aber diese Interdependenz enth^tfür die französische Wirtschaft ein beträchtli
ches Elementder Abhängigkeit.»"

Diese Abhängigkeit wiederum isteineTriebkraftderpolitischen Auseiitander-
setzungen innerhalb der EWG um die Konzipierung einergemeinschaftlichen
Wirtschafts- und Währungspolitik sowohl nach innen (Wirtschafts- und Wäh
rungsunion) als auch nach außen (Reform desWeltwährungssystems und des
Welthandelsabkommens). Die von seiten des BRD-Kapitals immer wiederbe
klagte «protektionistische» bzw. «merkantilistisqhe» Orientierungder französi
schen Wirtschafts- und Währungspolitik reflektiert nichts anderes als jeneDe
fensivposition, diegegenüber der BRD im Intra-, besonders aber im Extra-EG-
Handelrelativzurückgefallen ist und die sichzum Schützeihrer nationalen In
teressenden «weltoffenen» und «liberalen» Konzeptionen desBRD-Kapitals wi
dersetzen muß.

DieSchwäche desfranzösischen Kapitals konkretisiert sich immermehr in ei
nemzweifachen ökonomischen imdpolitischen Protektionismus: inderAbwehr
der globalen Dömmanzder USAimdder regionalen Dominanzder BRD. Dieser
fürdie französische Außen- und Wirtschaftspolitik schon von 1945 ancharakte-
rbtische Grundzugderinnergemeinschaftlichen Konkurrenzverhältnisse durch
dringt alleSeitendesan der Oberfläche der politischen Auseinandersetzungen
erscheinenden permanenten Konflikts um die Verbindlichkeit der Integration
sowieum das Tempo und die iimere Struktur ihrer Weiterentwicklung. DasDi
lemma bzw. die relative Schwäche der französischen Politik kommen freilich

26 Diese krisenmindemde Rolleder Exporte zeigtesichbesonders deutlichin der Krise
1966/67.

27 Ziebura, G.: Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945, Pfullingen 1970,
S. 146.
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darin zum i
Landes vom westeuropäischen Ntokt- hierwiederum vorallem vom westdeut
schen Markt - feste Grenzen zieht; denn ein Aus^anderbrechen der EWG
würde derzeitderfranzösischen Wirtschaft unüberwindbareSchwierigkeitenbe
reiten. Die Politik am Rande des Scheiterns der EWG, wie sie de Gaulle schon in
derEWG-Krise 1965/66 praktizierte, ließdieses Dilemma deutlich zutage treten.
Dagegen habendieAlleinigeder BRD zur Abwehr derAuswirkungen derin
ternationalenWährungskriseseit1969schonangedeutet,daß das BRD-Kapital
zeitweilig seinenWeltmarktinteressen eingrößeresGewicht beimißtalsdemIn
teresse an der Stab|ilisierung der westeuropäischen Integration.

,2.2. Kapitalverflechtung

Die Intensivierung des Warenaustausches zwischenden Ländern der EWG be
zeichnet nur ein Moment des Integrationsprozesses, da die vertragliche Kon
struktion desGemeinsamen Marktes überdiebloße Errichtung einerZollunion
hinausweist. Die Methoden zurHerstellung eines Binnenmarktes umfassen ei
nen ganzenKatalog politischer und rechtlicher Maßnahmen, deren Kern aller
dings dieRealisierung dersog. «vier Freiheiten» bildet, zudenen neben dem Wa
ren-Freiverkehr die«Freizügigkeit derArbeimehmer», die«Niederlassungsfrei
heit» undschließlichdie«FreiheitdesZahlungs- undKapitalverkehrs» gerechnet
wird. Alle Vorstellungen überdieBeschleunigung deswirtschaftlichen Wachs
tums,des technischen Fortschritts sowie der globalen Konkurrenzfähigkeit des
westeuropäischen Kapitals beruhen ja geradedarauf, daß über die Verflechtung
auf der Ebene der äußeren Warenzirkulation die transnationale Mobiliät von
Kapital und'Arbeitermöglicht werden soll,wasletztlich in einerInternationali-
sierungder Produktionsstrukturen selbst resultieren soll.

Die Intemationalisierungder Kapitalverflechtung repräsentiertmithin einen
höherenGrad derIntegration;dennhierbleibtdieIntemationalisierungdesKapi
tals nicht bei einer Intemationalisierung von Geld- und Warenkapital stehen,
sondern erfaßt den Produktionsprozeß der Waren selbst. Gleichzeitig muß der
enge Zusammenhang zwischen der Intemationalisierung von Warenzirkulation
und-Produktion beachtet werden: Einerseits setztderÜbergang vomWarenex
port zum Kapitalexport, alsozu ausländischen Direktinvestitionen, voraus,daß
vermittels desWarenexportes aufdenbetreffenden Auslandsmärkten schon Po
sitionenerrangen imdausgebautwurden.Angesichts desdurchdenZollabbau in
derEWG beträchtlich angewachsenen innergemeinschaftlichen Handels müßte
alsoangenommen werden, daßdamitdie Voraussetzungen für dieBeschleuni
gung gegenseitiger Direktinvestitionen geschaffen wurden. Auf der anderen
SeitewirddieNotwendigkeit vonDirektinvestitionen im Ausland - namentlich
fürdieBRD- damit begründet, daßdie«Exportlastigkeit» derIndustrieabgebaut
werden müsse. Ehirch Direktinvestitionen seien ^o jene Auswirkungen der
Krise des Weltkapitals zumodifizieren und zu unterlaufen, die sich gegenvrärtig
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in internationalen Währungskrisen, nationalen Konjunkturschwankungen und
nationalenProtektionsmaßnalunen verdichten;dam diesebeschleunigen wei
fellos - schon beiParitätsänderungen dernationalen Währtmgen, diealsInstru
mente in der internationalen Konkurrenz gehandhabt werden - den Fall der
Profitrate. Auchdas massiveAnsteigender US-Direktinvestitionen in Westeu
ropa nach der Gründung der EWG, das weitgehend die amerikanischen Verluste
aufdem Gebiet der Warenexporte kompensiert hat, beruhte nicht nuraufden
günstigeren Standortbedingungen derProduktion, des Exportesderfortgeschrit
tensten ProduktivkraftorganisationindieZentren derinternationalenmonopoli
stischen Konkurreim, sondern auch aufdemZwang, durchDirektinvestitionen
die durch den Außenzoll der Gemeinschaft errichteten neuen Schranken zu über
springen und dabei zugleich voll die Vorteile des zollfreien Binneiuraumes zu
nutzen.

Theoretische tmd globale Aspekte derBewegung derDirektinvestitionen ste
henjedoch hierlüchtzurDiskussion. Bei derEinschätzungderbisherigen Resul
tatedes Integrationsprozesses geht esvielmehr darum, das Ausmaß derinneren
Verflechmng, der sozialökonomischen und politischen Harmonisierung und -
damit eng verbunden - die Entwicklung des, Kräfteverhältnisses inder EWG an-
nähertmgsweise zuermessen. Insofern kommt der Untersuchung auf der Ebene
derDirektinvestitionen, die freilich aufgrund derUnzulänglichkeit des verfügba
ren empirischen Materials a priori auf hypothetische und fra^entarische
Schlußfolgenmgen verwiesen wird, eine spezifische Bedeutung zu;denn einesi
gnifikante Verdichtung der gegenseitigen Abhängigkeit über die Kapitalbewe
gung würde aufjeden Fall einen höheren Grad derIntegration, eine Vertiefung
eines binnenmarktähnlichen Zusammenhangs, indizieren. Daneben ist aber
auch bei derAnalyse des allgemeinen Kapitalverkehrs zu untersuchen, ob sich ~
ein EWG-Kapitalmarkt herausgebildet hat, dersich nach innen frei vonnatio
nalen KapitalverkehrskontroUen entfalten karm. Damit sind gleichzeitig die
politischen Dimensionen des Integrationsprozesses berührt; deim die beste
henden Hindernisse für die Herstellung eines gemeinschaftlichen Kapitalmark
tes verweisen immer auch auf die fortbestehende nationalstaatliche Autono
mie aufden wichtigen Gebieten derWährungs-, Wirtschafts- und Konjunktur
politik, verweisen also auf ein politisches «Harmorüsierungsdefizit» in der
EWG.

«Kontrollen des Kapitalverkehrs auch zwischen den Gemeinschaftsländem sind zudem
nichtnur ein schwerer Rückschlag im Integrationsprozeß, siesindauchungeeignet, etwa
einen vorläufigen Mangel an Harmonisiemng derWirtschaftspolitik auszugleichen.»''

Die westdeutschenDirektinvestitionen im Ausland stehen nach ihrem Umfang
zweifellos hinter der weltweiten Bedeutungwestdeutscher Warenexporte Zu
rück. 1969 rangierte dieBRD nach dem Umfang ihrerausländischen Direktinve
stitionen aufdem vierten Platz der «Weltrangliste» hinterden USA, Großbri-'

28 Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1972/73, a.a.O., S. 175.
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tannien undFrankreich.'' Freilichhanddtessich hierbei umgrobe Schätzwerte,
dieaufgrund derstatistischen Erfassungslücken alsauch au%rund national un
terschiedlicher Berechnungsverfahren nuralsTendenzhypothesen ausgewertet
werden können. Die Angaben für die BRD sind statistis«^ zu niedrig ausgewie
sen; denn im Gegensatz zu den USA und Großbritannien werden die durch
Selbstßnanzierung erstellten Investitionen ausländischer Betriebssüitten und
Tochtergesellschaften nicht mitindieStatistik derDirektinvestitionen einbezo
gen. Im internationalen Vergleich werden die BRD-Direktinvestitionen daher
umca.20Prozentzu niedrigangesetzt.'® Gleichwohl modifiziert diese Korrektur
nicht die Feststellung, daß die ^obale Position der BRD auf dem Gebiet des Ex
portes vonprofittragendem Kapital"relativ schwach ist.DieUrsachen dafürsind
einmal darin zusuchen, daß dem imperialistischen Deutschland schon vor 1914
jene traditionelle koloniale Basis für Direktinvestitionen fehlte, über die z.B.
Großbritannien und Frankreich noch bis in die jüngste Zeit verfügten. Noch
schwerwiegenderdürfte allerdings die Enteignungdes auf 20 Mrd. RM geschätz
tendeutschen Auslandsvermögens nach dererneuten Niederlage des deutschen
Imperialbmus im2.Weltkrieg insGewicht gefallen sein. Diewestdeutschen Di
rektinvestitionen begannen also nach 1945 auf einem sehr niedrigen Niveau.
Schließlich gingen von den Beschränkungen des Kapitalexportes bis 1952 sowie
von der forcierten Rekonstruktionskonjunktur der fünfziger Jahre hemmende
Auswirkungen aufausländische Direktinvestitionen aus: Alle Anstrengungen
waren darauf gerichtet, Kapitalüberschüsse, die durch die erhöhte Ausbeutung
der Arbeitskraft, durch monopolbtische Extraprofite sowie durch Exportüber
schüsse realbiert wurden, mö^ichst schnell zu rekapitalbieren und alle staatli
chen Hebel inBewegungzu setzen, um den Akkumulationsfonds des Kapitals im
Inland zu erweitem."

Die folgende Tab.6" verdeutlicht noch einmal den relativen Rückstand der
BRD. Besonders die Kennziffer Direktinvestitionen zuExport zeigt, inwelch ho
hem Maßedas Schwergewicht der wirtschaftlichen Auslandsaktivität der BRD
bei den Warenexporten liegt. Auch der—im internationalen Vergleich - äußerst
geringe Anteilder Produktion ausländischer Tochtergesellschäften im Verhält-
nb zumExport (BRD undJapan 15 Prozent, GB 143 Prozent, USA 350Prozent)
verweist einmal mehr auf die eindeutige Dominanz der Warenexporte in der
Weltmarktstrategie des westdeutschen Kapitals: Dennoch ist das BRD-Kapital
dämm bemüht, diesen relativen Rückstand zuüberwinden. Die Entwicklung der

29 Kiägenau, H.: Entwicklung und Förderung der deutscfien Direktinvestitionen. In:
Sduirrer, H.-E (Hg.): Förderung privater Direktinvestitionen, Hambuig 1972, S.
469-633, liier S. 471.

30 Vgl. ebd.,S. 477.
31 BeimKapitalexport ist zu untersclieiden zwischen profittragendem (Direktinvesti

tionen) undzinstragendem (Portfolioinvestitionen, Darlehen, Kredite) Kapital; vgl. dazu
Nehls, K.: Kapitalexport und Kapitalverflechtung, Frankfurt/M. 1970, S. 68ff.

32 Vgl. Nehls, a.a.O.,S. 77I7S.
33 Quelle: Kiägenau, a.a.O., S. 479.
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Tabelle6: Kennziffern zur wirtsdiafflidienBedeutungder Direktinvestitior
nen der BRD, Großbritaiuiiens, Japans, Fiankreidis und der
USA,Durdisdinitte 1965-1969

Land

DI •100 DI •100 DI •100 EL-100a

BSP 1 Ex Ex

1 Ii 1 II 1 II

BRD — 0.4 — 2.0 — 2.3 15

USA 0,6 0.4 4.6 2.6 16.2 10.3 350

GroBbrItannien 1.1 0.4 6.6 2.5 7.9 3.0 143

Frankreich — 0.2 — 1.0 — 2.4 n.v.

Japan 0.3 — 1.1 — 3.0 — 15

Antnorkungen:

DI •=• Direktinvestitionen, deflniert als
i: JähriictierZugang zumBuctiwert,d.ti.lahrtictie Kapitalabfiflssa plus reinvestierte

Gewinne

' II; Jälirliche KapitaiabfiOsse
BSP Bruttosozialprodukt
1 °> Bruttoinvestitionen (BRD, USA, Japan: private Bruttoaniageinvestitionen; GroB*

britannien: Bruttoaniageinvestitionen ohne Centrai Government; Frankreich: Brutto
aniageinvestitionen)

Ex •» Exporte
EL •> Eigenleistungen der ausländischen Tochtergeseiischalten
a Diesem Wert liegen Schätzungen lär EL des Jahres 1967 zugrunde

Tabelle7; Entwiddung der westdeutschenDirektinvestitionen®* 1962-1972

Jahr Bestand Veränderungen gegenüber dem Vorjahr

In Mio. DM In Mio. DM In V. H.

1962 4 955.7 1113.2 29.0

1963 6070.8 1115.1 22.5

1964 7 205.1 1134.3 18.7

1965 8317.1 1112.0 15.4

1966 9 995,3 1 678.2 20.2

1967 12056.8 2 061.5 20.6

1966 14349.0 2 292.3 19.0

1969 17 618.3 3269.3 22.8

1970 21113.2 3494.2 19.8

1971 23789.2 2 685.0 12.7

1972 27 727.2 3929.0 16.5

34 Quellen: Kiägenau, a.a.O., S.472;Monatsberichte derDeutschen Bundesbank, 25.
Jg., Nr. 8, August 1973, S. 73.
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westdeutschen Direktinvestitionen läßt diegewaltigen Anstrengungen erken
nen, die untemonunen wurden, um erstens die in die BRDfließenden Investitio
nen des Auslandskapitals auszugleichen, zweitens einen Teil derExporte durch
Auslandsproduktion zu substituierenund damitzu stabilisieren und umdrittens
die Proßtbedingungen des Kapitals von der Binnenmarktkonjunktur, von den
Auswirkungen derKrise des kapitalistischen Währungssystems sowie von dem
wachsenden Einfluß derArbeiterbewegung im eigenen Land unabhängiger zu
gestalten.

Die regionale Struktur der BRD-Direktinvestitionen wird zunehmend durch
die westeurof^sche Integration determiniert. Zwischen 1961 und 1970 hatsich
eine eindeutige Schwerpunktverlagerung von Amerika nach Europa, hierinsbe
sondere indie EWG-Parmerländer, durchgesetzt. Imeinzelnen hatsich der-An
teil der EWG-Länder an den westdeutschen Direktinvestitionen wie folgt ent
wickelt:'*

1961 1970

In Mio. DM in Prozent in Mio. DM In Prozent

Belgien/Luxemburg 106,8 2,8 2438,5 11,5
Frankreich 206,8 5,4 2125,8 10,1
Niederlande 87,5 2,3 1106,9 5,2
Italien 136,4 3,5 827,8 3,9

Insgesamthat sichalsoder Anteil der Direktinvestitionenin den EWG-Ländern
von14 Prozent (1961) auf30,7Prozent(1970) erhöht,'® wobei Belgien/Luxem
burg und Frankreich den höchsten Anteil dieser Investitionen auf sich ver
einigen. Zugleich ist aberzuberücksichtigen, daßsich einesolche Schwerpunkt
bildung der Auslandsinvestitionen nicht nur in Westeuropa, sondern auch in
Nordamerika (USA, Kanada) und in Brasilien vollzieht.''' DieStruktur der Di
rektinvestitionen nach Branchen bestätigt eiiunal mehr den engen Zusam
menhang zwischen Waren- und Kapitalexport; denn «die Branchen, die... den
größten Teil des (west-)deutschen Exportes durchführten, nahmen gleichzeitig
auch den überwiegenden Teil der {west-)deutschcn Direktinvestitionen vor».'®
19Ö9 entfielen auf die chemischeund elektrotechnischeIndustrie sowieauf den
Fahrzeug- undMaschinenbau, die 58,2 Prozent aller Exporte tätigten, 64,4 Pro
zent aller Direktinvestitionen." Nach diesen exportintensiven technologisch

35 Vgl. Krägenau, a.a.O., S. 481 u. S. 603;ebenfalls Jacobi Lv.: Direktinvestitionen
und Export, Hamborg 1972,'S.33.

36 DerAnteil dernichtderEWG angehörenden europäischen Staaten (Schweiz, Öster
reich, Spanien und GroGbritaimien) hatsich dagegen nurgeringfügig von 19,7 Prozent
(19Ö1) auf 22,4 Prozent (1970) erhöht

37 Vgl. Krägenau, a.a.O., S. 484.
38 Ebd., S. 487.
39 Ebd., S. 488.
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hochentwickelten Wachstumsindustrien folgtdasBankkapital, dessen Anteil an
den Direktinvestitionen von 2,7 Prozent (1961) auf 3,7 Prozent (1970) ange
wachsen ist. Allerdings darf die absolute Spit^nposition der chemischen Indu
strie nicht übersehen werden, die allein ca. zwei Drittel aller Direktinvestitionen
der modernen Wachstumsindustrien bestreitet.'"'

Bis in die Gegenwart liegt - so kann vorerst zusanunengefaßt werden - der
Schwerpunkt derAußenexpansion desBRD-Kapitals nichtbeiderAuslandspro
duktion, sondern beim Warenexport. Freilich b^nt sich hier seitMitte der sech
ziger Jahre eine Wende an:Die Forcierung derKonzentration undZentralisation
des Kapitals im Inland, der inneren Investitionstätigkeit undder Exporte ver
stärkte die Auswirkungen derKrise von 1966/67. Diese Erfahrungen forderten
die bewußte Intensivierung ausländischer Direktinvestitionen, um auf diesem
Wege nichtnur denAnforderungen der kapitalistischen Weltmarktkonkurrenz
besser zuentsprechen, sondern auch, umeinegrößere Unabhängigkeit von den
Auswirkungen der Binnenmarktkonjunktur zu erlangen."**

Die Schätzwerte des Bestandes der franräsischen Direktinvestitionen im Aus
landweichen, daamtliche Angaben fehlen, starkvoneinander ab.Als fürdasJahr
1969 einBestand zwischen 19 und 26Mrd. DM angenommen wurde, übertraf
dieser noch die produktiven Auslandsanlagen derBRD. '̂ Darin kommt zunächst
diekolonialeTradition zumAusdruck, dienoch heuteinderAbsorption eines be
trächtlichen Teils der französischen Direktinvestitionen durch die Länder der
sog. «Franc-Zone» fortwirkt. Gleichwohl kann Frankreich nicht zur Gruppe der
führenden kapitalexportierenden Länder gezählt werden; denn- wiedieAnga
ben für die Bewegung der Direktinvestitionen in den sechziger Jahren zeigen

Tabelle8: Nettoinvestitionen Frankreichs im Ausland 1962-1971

Jahr in Mio. DM

1862 160,8

1963 343.7
1964 593,6
1965 852,3
1966 704,8
1967 1 295,3
1966 1 246,9
1969 647,8
1970 768,6
1971 1248,1

Summe 62—71 7881,9

40 Vgl. dazu im Detail Nehls, a.a.O., S. 71ff.
41 Vgl.Nehls, K.: Internationale Konzerne, Monopolmacht, Klassenkampf. In: IPW-

Forschungsheft 1 S. 26S.
42 Vgl Bedfbid,H./Saldem,S. v.: Entwicklung und Förderungder französischen Di

rektinvestitionen. In: Scharrer (Hg.), a.a.O., S. 321-397.
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(vgl. Tab. 6)- Frankreich nimmtnoch hinterda BRD denletzten Rang ein.
Tab.8machtdeudich, wiesichdieiranzösischeiiDirektinvesätionen seit1962

entwickelt haben.^* Trotz des schnellen Wachstums der Auslandsinvestitionen
bleibt ihr Volumen beträchtlich hinter dem der BRD zurück. Die BRD hat im
Zeitraum 1962 bis1971ca. diezweieinhalbfache Summevon profittragendem
Kapital exportiertDemnach dürfteFrankreich inzwischen-bezogenaufdenGe>
samtumfang der Auslandsinvestitionen - hinter die BRD zurückgehillen sein.
Besonders in den Jahren 1969/70 wurde die Investitionstätigkeit im Ausland
durch die strengen DevisenbewirtschaftxmgsmaRnahmen der französischen Re
gierung stark gebremst, wobei der Rückgang der Investitionen in die EWG-
Länder außerordendich deudich zuBuche schlug (von 248 Mio. FF -1968 - auf
3 Mio. FF -

Bei derBetrachtung der regionalen VerteUung der französischen Direktinve
stitionen föUt zuerst - indeudichem Unterschied gegenüber derBRD- derrela
tivniedrige Anteil der inder EWG getätigten französischen Direktinvestitionen
auf;Zwischen i960 und1969 flössen nur 20Prozent aller Auslandskapitalanla-
genin dieEWG. Außereuropäische Investitionsschwerpunkte bilden dieLänder
derFranc-Zone, die Länder derSterling-Zone sowie Kanada. Die Investitionen in
denUSA bliebendagegen aufeinem niedrigen Niveau. Innerhalb derEWG stand
Italien (10,6 Prozent) alsAnlageland anderSpitze derfranzösischen Direktinve
stitionen. Auf die BRD entfielen nur 4,9 Prozent aller Anlagen im Zeitraum
1960-1969.''®DadieBRD imgleichen Zeitraum Kapital inHöhe von5789,6 Mio.
DM nach Frankreich exportierte,^® dem französische Kapitalexporte inderBRD
in Höhe vonnur 276,1 Mio. DM entgegenstanden,®' kann - obwohl essich bei
diesen Zahlen nur um Schätzwerte handelt - als allgemeine Tendenz festgehal
tenwerden, daßsich imBereich der Direktinvestitionen keineswegs einegleich
gewichtige Kapitalverflechtung, sondern eineaußerordentlich ungleichgewich
tige Abhängigkeit Frankreichs von der BRD entwickelt hat"*® Während das
französische Kapital und der französische Staatdurch seme Politik der staats-

43 Vgl. ebd., S.328;SAEG. Allgemeine Statistiki-5 (1973), S.94. DieseAngaben kön
nen nurallgemeine Trends vermitteln, daz.B. die An^ben des SAEG und der nationalen
Zahlungsbflanzen außerordentlich widerspruchsvoll sind (vgl Bedford/von Saldern,
a.a.O., S. 329). Ebenso fehlenAngaben über die Veränderung desGesamtbestandes von
1967-1969, einschließlich der Länder der Franc-Zone; DM-Umrechnung nadt Kiägenau,
a.aO., S. 471 (1 US-$ = DM 3,66).

44 Vgl Bedford/von Saldem, a.a.O., S. 334.
45 DieserAnteillagin dererstenHälftedersechziger Jahreweitaus höherund ist seit

dem zurückgegangen; vgl. ebd., S. 333.
46 Vgl Ktägenau, a.a.O., S. 603.
47 Berechnetnach Bedford/von Saldern,a.a.O., S. 335. Für die Umrechnung wurden

zugrunde gelegt 100 FF = 65,8962 DM (nach Ktägenau, a.a.O., S. 471).
48 Sdbst dieStunmeder französischen Direktinvestitionen nachItalien,dieprozentual

den höchsten Anteil der EWG-Investitionen erreicht, macht für i960 bis 1969 mit 604,9
Mio. DM nur ca.ein Fünftelder BRD-Investitionen aus,die sichauf3414,6Mio.DMbe
laufen. Vgl Ktägenau, a.a.O.,S. 603; Bedford/von Saldern, a.a.O., S. 333.

202



monopolistischen Wirtschahs-und Investitionsförderung alle Anstrengungen
aufdieErhöhung derInvestitionsrate imeigenen Lande konzentrierten undda
beieinen «geradezu sensationellen Anstieg» realisierten,*' nutztedasBRD-Ka
pitalseinegünstigeAusgangsposition dazu,nebender Steigerungder Warenex
porteauchdiezwischenstaatliche Kapitalbilanz zu seinenGunsten zu gestalten.
AufdieseWeisewurdenwederdieobjektiven nochdiesubjektiven Bedingungen
der Integration gefördert; vielmehr produzierte das Wachstum der westdeut
schen Investitionen in Frankreich «Furchtkomplexe»,^ die ihrerseits national
defensive Reaktionen aufdemGebiet derKapitalmarktpolitik sowie aufdieVor
schläge zur Einrichtung der Wirtschafts- und Währungsunion provozierten.

Auch diebranchenmäßige Aufgliederung der französischen Direktinvestitio
nenvermittelt keine überzeugenden Anhaltspunkte für eine—demallgemeinen
Wachstumstempo sowie der Dynamik des Außenhandels entsprechende —
Verflechtung zwischen den EWG-Märkten, hier insbesondere zwischen dai
Kemstaaten BRD undFrankreich. ImGegensatz zudenwestdeutschen Direktin
vestitionen, diesichin den technologisch hochentwickelten undexportorientier
ten Wachstumsindustrien zusammenballen, konzentrierten sich die französi
schen Direktinvestitionen zwischen 1962 und1967 aufdenDienstleistungssek
tor - dort vornehmlich auf den Handel (23,7Prozent), auf Erdölinvestitionen
(17,2 Prozent), aufdenImmobiliensektor (14,1 Prozent) sowie aufdieMetallin
dustrie(13,4 Prozent).*' Vorallem der hoheAnteil desHandels läßt erkennen,
daßdiese Investitionen dem Zweck derWarenexportförderung dienen, während
umgekehrt die ausländischen Investitionsschwerpunkte des BRD-Kapitals be
reitserrungene Positionen iminternationalenAustausch absichern undauswei
ten sollen. Insofern läßt die Analyse der Kapitalbewegung innerhalbder EWG
kaum denSchlußzu,daßdieFormen ihrer Bewegung sowie ihrerbisherigen Re
sultate als integrationsinduziert gelten können. Zumindest für die sechziger
Jahre signalisiert gerade dieBewegungderDirektinvestitionen einezunehmende
Ungleichmäßigkeit auchderinnergemeinschaftlichen Entwicklung, damitletzt
lich auch eine Verfestigung des ungleichmäßigen sozialökonomischen Kräfte
verhältnisses. Eszeigtsich,daßdieam höchsten zentralbiertennationalen Kapi
tale der exportorientierten Wachstumsindustrien die durch die Zollunion
geschaffenen Vorteile am effektivsten nutzen können. Damit wirdder Graben
zwischen den nationalen Volkswirtschaften mit unterschiedlicher Kapitalprd-
duktivität vertieft. Der Rekurs auf nationalstaatliche Protektionsmaßnahmen

aufdereinenundstärkere Orientierung aufdenkapitalistischen Weltmarkt auf
deranderen Seitesindnotwendige Resultate dieserdisproportionalen- durchdas
ungleichmäßige Kräfteverl^mis vermittelten - Strukturen und Konkurrenz-
verhälmisse.

49 Vgl Uri u.a.: Berichtüber die Wettbewerbsfähigkeit..., Bond 1, a.a.O., x.IL/S 19;
vgl.auchAlbers,D.u.a.: Klassenkämpfe inWesteuropa, ReinbekbeiHamburg1971,S.20.

50 Ziebura,G.: Diedeutsch-französischen Beziehungen..., a.a.O., S. 149.
51 Vgl. Bedford/von Saldem, a.a.O., S. 336.
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Eng mitderInternationalisienmg des Austausches und der Pioduktion ver
bunden, hat sichin den letztenlahren dieinternationale Mobilität desKapitals
betiächtlich erhöht. Nicht nur dieDirektinvestitionen, sondern auch die intema-
tionalen.Geldkapitaltransaktionen verdeutlichen diese Entwicklung. Dadie dem
EWG-Vertrag zugrundeliegende Integrationskonzeption davon ausging, daß
wirtschaftliches Wachstum, technischer Fortschritt und Angleichung der Pro-
duktiviätin hohem Maße vonderFreizügigkeit undder«optimalen Allokation
desFaktors Kapital»"bestimmt werden, sahder Vertrag (Art 67)die schritt
weise Beseitigimg aller Beschränkungen des Kapitalverkehrs in der Gemein
schaft sowie ein «Höchstmaß» an Liberalisierung in der Koordinierung der
DevisenpolitikderMitgliedstaaten (Art 70)vor, wennauch dieMöglichkeit na
tionaler Schutzmaßnahmen ausdrücklich festgehalten wurde (Art. 73). Die Li
beralisierung derKapitalzirkulation istden «vier» essentiellen «Freiheiten», deren
Zusammenwirken dieBasis fürdieRealisierung binnenmarktähnlicher Verhält
nisse in Westeuropa bilden sollte, zugeordnet. Daher muß ein Scheitern dieser
Liberalisierungzugleich dieIntegrationskonzeption in ihrerGesamtheit inFrage
stellen. «Falbsichdiefinanzielle Integration nichtzwischen den Kapitalmärkten
dersechs Mitgliedstaaten realbieren sollte, könnte die Verwirklichung des har
monischen Wachstums, einesderHauptziele derGemeinschaft, verhindert wer
den.»"

DieIntemationalisierung derKapitalmärkte folgte jedoch nichtdenIntentio
nen und Postulaten des EWG-Vertrages und den Wunschvorstellungen der
Wirtschafts- und Finäiuttheorie. Sie vollzog sich vielmehr ab eine «spontane
Entwicklung»," dienicht durch fortschreitende innergemeinschaftliche Integra
tion, sondern durch die anarchischen Profitinteressen des internationalen Fi
nanzkapitals, dessen Zentren New York undLondon außerhalb derEWG lagen,
bestimmtwird. «Seit jedoch der Eurodollarmarkt existiert, multinationale Fir
menentstanden undgrößerwurden undsichdieinternationalen Verflechtungen
derBanken versärkten,bt dasGeldkapital extrem mobil - auch überdieLandes
grenzen.»"

DerEurodollarmarkt ist jedoch gerade dasProdukteines nichtexistenten Ka
pitalmarktes der EWG und darüber hinaus eine zusätzliche Schranke seiner
Verwirklichung: Er entzieht sichweitgehend dem Einfluß einer national auto
nomen bzw. gemeinschaftlich koordinierten Wähnmgspolitik; dennerverdankt
seineEntstehungu.a. der Tatsache, daßdienationalenKapitale dieHochzinspo
litikdernationalen Zentralbanken, diederinflationären Prebentwicklung entge
genwirken soll,durchdieBeschaffung von «billigerem Geld» auf dem Eurodol-
larmarkt unterlaufen. Weiterhin dientdieser Marktweniger denExpansionsbe-

52 Vgl. Walter, N.: Kapitalverkehrskontrollen - ein Instrument zur Regulierung der
internationalen Kapitalströme? In: Die Weltwirtschaft, Heft 2 (1972), S. 154-180, hier
S. 155.

53 NSme, a.a.O., S. 141/142.
54 Uri u.a.: Berichtüber die Wettbewerbsfähigkeit..., Band2, a.a.O., 3.II./S. 49.
55 Walter, a.a.O., S. 154.
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dürfnissen des westeuropäischen Kapitals alsvielmehr der Finanzierung eines
erheblichen Teils der US-Direktinvestitionen in Westeuropa.

«Es istnicht übertiidien zubehaupten, daßimaligemeinen dieEuropäer selbst dieameri
kanischen Investitionen in Europa finanzieren. Ein Unternehmen wie Genetal Motors hat
indenletzten zwanzig Jahren nichteinen einzigen Dollar ausdenVereinigten Staaten ex
portiert, um seine Auslandsinvestitionen zu finanzieren. Die im Jahre 1968 aulgelegten
Euro-Emissionen erreichten einen Wert von 3 Mrd. Dollar; zwei Drittel davon bean
spruchten amerikanische Unternehmen... Dieeuropäische Finanzierung deckt nicht nur
die Gtütulungs- und Entwicklungskosten deramerikanischen Unternehmen; siehatihnen
auch ermöglicht, europäische Unternehmen aufzukaufen, wie Bull (von General Electric,
1962-1964), Ferrania (von <3 M>, 1964) Simca undRootes (von Chrysler, 1963 und1967)
oder DEA (vonTexaco, 1967).»'*

Vordiesem Hintergrund werden dieBemühungen derwesteuropäischen Regie
rungen verständlich, denEurodoUarmarkt «auszutrocknen». Zugleich erscheint
es keineswegs alsein «Paradoxon», «daß dasAufkommen eines freien interna
tionalen Marktes jedes Land zur Beibehaltung oderWiedereinführung derDevi
senzwangsbewirtschaftung veranlassen mußte»."

DieKommission der EWG stellte 1973fest, daß Art 67 des EWG-Vertrages
nach wie vor eine unerfüllte Forderung sei:

«Bei derLiberalisierung desKapitalverkehrs undderKoordinierung derKapitalmarktpoli
tikderMitgliedstaaten sind in den letzten Jahren keinerlei Fortschritte erzielt worden.
Vielmehr mußtendenMitgliedstaaten Ausnahmen vondenDurchffihiungsrichtlinien zu
Art. 67des Vertrages gewährt werden, umihnen - allerdings ohne vid Erfolg—die Mög
lichkeit zu geben,sichzu schützen.»'*

Diese Selbstkritik verschleiert gleichwohl dieTatsache, daß lediglich zu Beginn
dersechziger Jahre zwei Richtlinien zurDurchführung desArt.67erlassen wer
den konnten, deren Auswirkungen noch dazu gering waren, zumal Frankreich
unter Beanspruchung der Schutzklausel desArt. 73 einenTeil der Liberalisie
rungen wiederaufhob. Eine dritteRichtlinie vom Februar 1967, dieDiskriminie
rungen beim Zugang zudenKapitalmärkten derMitgliedstaaten beseitigen soll
te, blieb «bis heute in den Instanzen des Ministerrates... stecken»; denn «die
betroffenen Mitgliedstaaten zeigten... keinerlei Bereitschaft zu dieser auch nur
geringen Öffnung ihres Kapitalmarktes»."

56 Die amerikanischen InvestitioneninderEWG. EuropäischeDokumentation. Brüssel
1970, Nr.9,S.2/3, zit n.Maillet u.a.: DieEWG imAusbau. BilanzundPerspektiven. Ba
den-Baden 1972,S.47/48; zumAntedderDollar-Emissionen vgl.Neme, a.a.O., S.161.

57 Uri u.a.: Beridit über die Wettbewerbsfähigkeit..., Band 2, a.a.O., 3.IL/S. 49.
58 MitteilungderKommission anden Rat, KOM (73) 570-D. BrüsseL 19.April 1973,S.

6.Vglauch dieHinweise zur«Fördeiungdesfreien Kapitalverkehis» inderEntschließung
desRats vom22.3.1971 überdiestufenweise Verwirklichung derWirtschafts- undWäh-
nmgsunion in derGemeinschaft, in: Hellmann, R. (Hg): Europäische Wirtschafts- tmd
Währungsunion, a.a.O., S. 208ff.

59 vonder Groeben/Mestmäcker, a.a.O., S. 40; vgl. auchNeme, a.a.O., S. 146-149;
Sattler, a.a.O., S. 15/16.
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Biszum Ende der sechziger Jahreist der westeuro{äische Kapitalmarkt zwir
sehen einer eher «liberalen» (BRD, Belgien/Luxemburg und einereher «protek-
tionistischen» Ländergruppe (Frankreich, Italien, Niederlande) gespalten gewe
sen.^ Diese Abschließung ist - abgesehen von Devisenbeschränkungen und
steuerlichen Reglementierungen- vorallem indenKonzeptionen dernationalen
Wirtschaftspolitik begründet. Dasichin dieser Zeitvorallem in Frankreich und
Italien dienationale Wirtschaftspolitik vorrangig aufdie Forcierung des Wachs
tumsunddamitaufdasBemühen, Disproportionen gegenüber der BRD auszu
gleichen, konzentrierte, wurde dieKapitalmarktpolitik ganz indenDienstdieser
spezifischen Zielsetzungen gestellt Das mußte notwendig dieEntwicklung eines
gemeinschaftlichen Kapitalmarktes blockieren, da der Kapitalabfluß in profita
blere ausländische Anlagesphären schon immer als Gefährdung dieser nationa
len Entwicklungsstrategie gewertet wurde. Die «dirigistischen Maßnahmen»
(Importbeschränkungen, Exportsubventionen, Devisenkontrollen), die Frank
reich im November 1968 als Reaktion auf die Verwertungsschivierigkeiten des
nationalen Kapitals unddieFranc-Krise ergriff, machen klar, welche Prioritäten
durch dienationalen undinternationalen Interessen desfranzösischen Kapitals
imZielkonflikt zwischen nationaler Stabilbierungund fortschreitender Integra
tion gesetzt werden.®'

UnterdemEinbruch dermassiven Dollarzuflüsse derJahre 1971/72 wurden die
Chancen für pfne Liberalbierung des innergemeinschaftlichen Kapitalverkehrs
weiter gemindert Die bb dahin bestimmende zwischenstaatliche Differenzie
rung von «liberalen» und «dirigbtischen» Märkten nivellierte sich zugun
sten der Verallgemeinerung von Kapitalverkehrskontrollen, von nationalen
Schutzmaßnahmen, die die freie Bewegung des Geldes und des zinstragenden
Kapitals rigoros einschränkten. So ist «aus einerAllianz von Partikularinteres
sen... auf diese Weise in Europa ein Geflecht von Kapitalverkehrskontrollen,
nicht abereineinheitlicher europäischer Kapitalmarkt entstanden».®^ Während
Frankreich zeitweilig Erleichterungen für den Kapitalexport einführte, um die
zufließende Liquidität wieder nach außen zulenken, insgesamt jedoch diedrasti
schen Kontrollmechanismen noch verschärfte, vollzog die BRD mit den Regie
rungsbeschlüssen vom 29. Juni 1972 und vom 5. Februar 1973 radikale
Kehrtwendung zugunsten von Kapitalverkehrskontrollen und damit zugunsten
einernational autonomen Schutzpolitik; u.a. wurdedas Bardepot®^ verschärft,
der Absatz von Anleihetiteln an Ausländer wurde unterbunden, und Kreditauf-

60 Herne, a.a.O., S. 131.
61 Vgl u.a. Domdey, K. H./Küfine, D. H.: Diechronisclie Krise des kapitalistisclien

Wälirungssystems, Frankfurt/Main 1972, S. 218ff.;Hallstein, W.: Derunvollendete Bun
desstaat, a.a.O., S.117; Carli, G.:Aspekte derinternationalen Währungskrise. In: EA 7
(2972), S. 235-248, bes. S. 240.

62 Walter, a.a.O., S. 155.
63 Zur AbwehrunerwünschterCeldzuilüsse mußten westdeutsche Finnen, die Finanz

kredite im Ausland aufnahmen, einen bestimmten Prozentsatz in bar bei der Bundesbank
hinterlegen, ähnlich der Mindestreservepfiicht der Banken.
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nahmen imAusland wurden einerGenehmigungspflicht unterworfen;'* Durch
diese Kontrollen verschafften sich die kurzfristigen nationalen Interessen der
BRD Geltung undreagierten aufden schon lange vorher eingeschlagenen natio
nalen Kurs Frankreichs und Italiens" alsauch aufdieUnmöglichkeit einerge
meinsamen EWG-Politik, wie sie sich zwischen 1964 und 1967zu entwickeln
schien." AufdieseWeiseschwanden aberauch- wieder Sachverständigenrat in
einem Sondergutachten betonte - dieChancen fürdieVerwirklichung derWirt-
schafts- undWährungsunion, derenersteStufenach denBeschlüssen desMini
sterrates vom 22.3.1971 schon am 1. Januar 1971 angelaufen sein sollte:

«Wer Kapitalverkehrsbeschränkungen dieser Art im Namen der europäischen Wäh
rungsunion betreibt, derwird, selbst wenner sich unentwegt aufden Bedarf anAbwehr-
mafinahmen berufenkann,vonSeiten derDrittländer demVorwurf ausgesetzt sein,daßet
untereuropäischerWährungsunion nichtmehrverstehtab einenVerein, indem sich Län
der mit merkantilistischer Haltungzur kollektiven Forderung ihrer Exportchancen ge
genüber den Vereinigten Staaten und anderen Drittländern zusammenschließen.»"

DieSchranken, diein densechziger Jahren dieEntwicklung eines liberalisierten
undeinheitlichen Kapitalmarktes in der EWG behinderten, unddieweltweiten
Widersprüche, diemitdem Übergang zudensiebziger Jahren einrigoroses Sy
stemvonKapitalverkehrskontrollenhervorbrachten, legendieVermutung nahe,
daßeinespezifisch regionale Verflechtung undInterdependenzderKapitalbewe
gungnichtStangefunden hat.Zugleich wirdJedoch auch derDoppelcharakter je
ner grundlegenden Bedingungen erhellt, dieder regionalen kapitalistischen In
tegration, der Herstellung «binnenmarkrähnlicher Verhälmisse», Grenzen set
zenunddieletztlich dieKettenglieder derEWG-Krisen seit1965/66 miteinander
verknüpfen."AufdereinenSeitesinddieReproduktionsbedingungen derwest-

64 Vgl. zu diesen Maßnahmen im einzelnen Sachverständigenrat. Sondergutachten
vom3. Juli1972. In: Jahresgutachten1972/73, a.a.O., S. 173,sowieFAZvom5.2.1973.

65 So erhebt z.B. Hallstein, a.a.O., S. 112, den Vorwurf, daß sich Italienzur Löstmg
seiner währungspolitischen Schwierigkeiten nichtan Brüssel, sondern an dieAmerikaner
gewandthabe.

66 Vgl. Barre, R.:DiewährungspolitischeZusammenarbeit innerhalbderEWG. In: EA
16 (1969), S. 563^72, hier S. 569.

67 Sachversrändigenbeirat. Jahresgutachten 1972/73, a.a.O., S. 174.
68 In der apologetischen EWG-Literatur wird geradeversucht, die Symptomedieser

Krise imSiime einernotwendigen Obeigangsstufe zwischen derZoUimion undderWirt-
schafbunion umzuinterpretieren imddabei vondenallgemeinen Bedingungen derKrise
abzulenken. Sounterscheiden z.B. Maillet> P.,u.a.,a.a.O., S.185/186, diefolgenden Stu
fen:

«1. Stufe (vor1958): Dienationalen Wirtschaftsräume sindabgekapselt, vor allem für
Kapitalbewegungen. Die... konjunkturpolitischen Instrumente (der Nationalstaaten; d.
Verf.) kommen voll zumTragen...

2. Stufe: Die nationalen Wirtschaftsräume öChien sich immer mehr. Die einzelstaadi-
chenkonjunktuipolitischen Instrumentarienwiez.B.derDbkontsatzverlierenan Durch
schlagskraft, ohnedaßgemeinschaftliche InstrumenteanihreStelletretenundohnedaßes
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europäischen Kapitale in die kapitalistische Weltmarktkohkurrenz integriert
Insofern produziert dieErringung vonWeltmarktpositionen, die —wie anhand
des Außenhandek gezeigt wurde - zweifellos durch die Integration gefördert
wurde, ihreeigenen Widersprüche: Diepositiven Funktionen desregionalen Ab-
schließungseffektes transformieren sich zunehmend in Faktoren der Übertra
gung der Weitmarktkonkurrenz und der Weltmarktwidersprüche inden EWG-
Binnenraum selbst. Gerade dieinternationale Integration der Finanzmärkte, die
mit denWelthandelserfolgen der EWG und mit denamerikanischen Direktin
vestitionen einherging, verdeutlicht diesen Zusammenhang. Da die Inlands
kapitalmärkte an Autonomie verloren haben, schlagen z.B. der langwährende
Kursverlust des US-DollarsowiekurzfristigeSpekulationsbewegungenvoninter-
natioiialen Geldströmen unmittelbar in dienationalen Währungsräume - ins
besondere der relativ «stabilen» Währungen - ein, bedrohen dieWirksamkeit
nationaler Regulierungsmaßnahmen undprovozierenschließlich dieInstitutiona
lisierung nationaler Schutzmaßnahmen sowie die Einführung von Kapitalver
kehrskontrollen.Diesenationalen Maßnahmen, deren Wirksamkeitimmer wie
der mit dem erneuten «Aufblühen» internationaler Finanztransaktionen auf
dem kaum zu kontrollierenden Eurodollarmarkt in Frage gestellt wird,'' sind
selbst wesentliche Instrumente, deren sich die nationalen Kapitale und Staaten in
derverschärften Weltmarktkonkurrenz zurAbwehr von Krisenerscheinungen
bedienen müssen. Sie sind einVersuch, internationale Inflationsübertragungen
und die Aufwertung nationaler Währungen zu verhindern, umaufdiese Weise
eine Schwächung der Weltmarktposition der nationalen Kapitale abzuwehren.
Sofaßtsich inderPolitik des Nationalstaates das von den Einzelinteressen abge
hobene Gesamtinteresse der nationalen Kapitale zusammen, das die Folgen und
Kosten der kapitalistischen Weltmarktkrise, diesichzunächstnochüberdiever
änderten Zirkulationsbedingungen des Geldes alsWährungskrise vermittelt, auf
die Konkurrenten abzuwälzen trachtet. Daß die produktivsten und am meisten
weltmarktorientierten Kapitale aufgrund derengen Verflechtung mitdem inter
nationalen Finanzkapital zugleich die Träger jener- trotzdernationalen Kapital-
zu einer tatsächlichen Koordinierung kommt. DieserZeitraumumfaßteungeßihr dieer
sten zehn Jahre des Gemeinsamen Marktes.

3.Stufe: Diesechs Wirtschaftsiäume steheninsofern fast ganzoffen, als die gesetzlichen
Schrankenverschwundensind, siebildenaberntKhkeineneinheitlichenWirtschaffsraum,
weil sichdieWirtschafbsubjekte-StaatundPrivate- noch tiicht dementsprechend verhal
ten. Es konunt zueiner gewissen Koordinierung, diese bleibt jedoch ungenügend, weil sie
derVerschiedenartigkeit derLänder lücht Rechnung zutragen vennag, außeidem störttlie
Unwirksamkeit bestimmter Maßiuihmen wie z.B. derDiskontsatränderungen.

4.Stufe: Die Gemeinschaft wird einen einheitlichen Markt mitgemeinsamer Währung
und Wirtschaffspolitik bilden. Die konjunkturpolitischen Instrumente wiez.B.der Dis
kontsatz gewinnen ihre ursprüngliche Wirkungskraft zurück.

DieGemeinschaff befindet sichzur Zeitin Stufe3, diemöglichst baldzugunstendesEin
tritts in Phase 4 überwunden werden sollte.»

69 ZurneuestenEntwicklimgvgl. z.B. Brestel,H.: Weltkonjunktur aufKredit. Fiiumz-
queile Eurodollarmarkt In: FAZ vom 24.9.1973.
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Verkehrskontrollen fortschreitenden - internationalen Integration der Finanz
märkte sind und damit selbst als Multiplikatoren der Inflation, «die an den
Fundamenten unserer bürgerlichen Gesellschaft zehrt»,'® fungieren, ist nur
scheinbar einWiderspruch; dennin diesem Paradoxon werden nichtnur diewi
dersprüchlichen Interessen zwischen den eher weitmarkt- oder eher national
orientiertenKapitalfraktionen sichtbar, sondern auchdieallgemeineTendenzder
Kapitalakkumulation, durch den Zwang zur Entwicklung der Produktivkräfte
unddurchdiedemKapital zur Verfügungstehenden Mittel,umdemtendenziel
len Fall der Profitrate durch die Expansion auf dem Weltmarkt entgegenzuwir
ken,den Widerspruch zwischen Produktivkräften und kapitalistischen Produk-
tionsverhälmissen auf stets erweiterter Stufenleiter zu reproduzieren.

Auf der anderen Seite bewirken die ungleichmäßigen sozialökonomischen
Strukturen und Kräfteverhälmisse innerhalb der EWG, daß die Parmerstaaten
nicht einheidich, nicht mit einer gemeinschaftlichen Politikauf die verschärfte
Weltmarktkonkurrenz und auf die Auswirkungen der internationalen Wäh
rungskrise reagieren. Dieunterschiedliche Position der westeuropäischen Kapi
taleinderWeltmarkt- wieder westeuropäischen Konkurrenz begründet dasBe
mühenderNationalstaaten, dienationalen undglobalen Interessen, nichtjedoch
dienationalen, gemeinschaftlichen undglobalen Interessen inÜbereinstimmtmg
zu bringen. Diese Interessenkonstellation gibt freilich schon zu erkeimen, daß
dassog. «Gemeinschaftsinteresse» sich immerwieder aufdenkleinsten gemein
samen Neimer des Kompromisses zwischen den nationalstaatlichen Interessen
reduzieren muß, wasin der Tat die Praxis der Verhandlungen in den Entschei
dungsorganen der EWG charakterisiert."

Insofernerweistsichdie Ideologie desGemeinschaftsinteresses alsdieFormu
lierung eines gemeinsamen Interesses deswesteuropäischen Kapitals anderöko
nomischen imd politischen Neuaufteilungder Einflußsphären zwischen den im
perialistischenZentren, die die uneingeschränkteVorherrschaftder USAbeen
den soll. Aber dieses globale Interesse kann nurdurch den Filter des nationalen
Interesses formuliert werden, und damit erscheint die reale Gemeinschaftlichkeit
der Interessen a priori als eine Fiktion.

2.3. Arbeitsmarkt

Die freie traitsnationale Mobilitätder Arbeitskraft (Art 48ff.), die Niederlas
sungsfreiheit (Art 52ff.) sowie der freie Dienstleistungsverkehr (Art.59ff.) bil
den schließlich das letzte Eleritpnt jenes Kataloges der «vier Grundfreiheiten»,
die im EWG-Vertrag alsdie «Grundlagen der Gemeinschaft» definiert werden.
Bei der Untersuchung des erreichten Integrationsgrades ist also zu fragen, in
welchem Maße sitdi insbesondere die Mobilität der Arbeitskraft de facto von den

70 Hankel, W.: EuropäischeWähnuigsunionunddieReformdesinternationalen Wäh
rungssystems. In: HA 2 (1972), S. 37-43, hier S. 43.

7t Vgl. von der Groeben/Mestmäcker, a.a.O., S. 101/102.
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Begrenzangen der nationalen Arbeitsmärkte gelöst hat
DieIntegrationstheorie betrachtet die «Mobilität desFaktors Arbeit» alseine

dynamische Funktion der Zollunion und als einewesentliche Bedingung von
Produktivitätssteigerungen.^^ Dieser Konzeption zufolge orientieren sich Bewe
gungundAgglomeration derArbeitskraft an der Kapitalbewegimg selbst Wird
also durch dengemeinsamen Markt demKapital dieMöglichkeit eröffnet, gün
stigereProduktionsstandorte außerhalbder nationalenMärkte als Anlagesphä-
renzumhlen, sowirddieserProduktivitätsvorteil noch durchdieUmverteilung
der Arbeitskräfte von den weniger profitablen indie günstigeren Produktions
standorte bzw. Regionen unterstützt. Die Mobilität derArbeitskraft liegt dem
nach zunächst «im Interesse rationaler Standortwahl undArbeitsteilung».^^ Da
das produktivereKapital zugleich befähigt ist, höhere Löhne als das weniger pro
duktive Kapitid zuzahlen, sollen dieLohndifferenzen alsAnreiz wirken, derjene
Prozessederhorizontalen, geographischen MobilitätderArbeitskraft zusammen
mit den politischen Maßnahmen, die die Freizügigkeit, Nichtdiskriminierung
und soziale Sicherung gewährleisten, ins Werksetzt:
«Economic Integration,by removing vatiousobstades to the mobility of labour, tendsto
makecountries withtiigli ratesofremuneration moreattractiv& Iffüllemployment is the
rufeprior toIntegration andmigration takes placeinresult todifferentials ineamings, then
asa resultofintegration, labour movements willberecorded from low-wage tohigh-wage
areas.»"

Soverband sichimProgramm derFreizügigkeitderArbeitskraft im EWG-Raum
die neoliberale Vorstellung von der unumschränkten Mobilität des «Produk-
tionsfaktors Arbeit» mitder Keynesianischen IntentionderGarantie derVollbe
schäftigung durch denAusgleich von Unter- undÜberbeschäftigung zwischen
den nationalen Arbeitsmärkten.'*

Die Freizügigkeit wurde in drei Stufen imd schließlich mit einer EWG-Ver
ordnung vom 8. November1968, fast einJahr früher als vertraglich vorgesehen,
verwirldicht

«Aufgrund dieser Verordnung ist jederStaatsangehörige eines Mitgliedstaates, völlig un
abhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage, berechtigt, eineTätigkeit im Lohn- und
Gehaltsverhältnis im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgli^taätes nach den für die Arbeit
nehmer dieses Staates geltenden Rechts- undVerwaltungsvorschriften aufzunehmen und
ausaiüben. Außerdem können jeder Staatsangehörige eines Mitgliedstaates undjeder Ar
beitgeber in derGemeinschah gleichermaßen unabhängig vonderArbeitsmarktlage ihre
Stellenangebote undArbeitsgesuche austauschen sowieArbeitsverträge schließen under
füllen.»'*

72 Vgl. u.a. Balassa; The Theory..., a.a.O., S. 80E
73 von der Groeben/Mestmäcker, a.a.O., S. 35.
74 Yarmopoulos, G. N.: Economic Integration and Labour Movements. In; Denton

(ed.): Economic Integrationin Europe, a.a.O., S. 220-245,hi^ ^44-
75 VgL Neme, a.a.O., S. 130. '
76 Sattler, a.a.O., S.7; vgl.auchvonderGroeben/Mestmäcker, a.a.O., S.35ff.;Neme,

a.a.O., S. 133ff.
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Darüber hinausistdasRecht aufGieichbehandlung in sozialen undsteueilichen
Angelegenheiten sowie hinsichtlich der Gewerkschafbzugehörigkeit und der
Ausübung gewerkschaftlicher Rechte gesichert

Tab. 9 faßt die Mobilität der Arbeitskräfte in den sechziger Jahren zusam
men.''̂ Aus diesen Angaben geht hervor, daß die integrationsspezifischen Im
pulse zur erhöhten Mobilität derArbeitskraft, zur Verflechtung undIntematio-
nalisierung dernationalen Arbeitsmärkte schwach geblieben sind;deim einmal
hat sich - mit Ausnahme der BRD - die Anzahl der ausländischen Arbeitskräfte

Tabelle9; AusländischeArbeiter und Angestellte in der EWG (1961-1970)

BELGIEN 1861 1968

Ausländische Arbeitnehmer: Drittländer 35 800 77600

Ausländische Arbeitnehmer: EWG 102200 104400

BRD 1961 1970

Ausländische Arbeitnehmer: Drittländer 203214 1 361 332

Ausländische Arbeitnehmer; EWG 272 448 477527

FRANKREICH 1962 1970

Ausländische Arbeitnehmer: Drittländer 1 396 625 1927999

Ausländische Arbeitnehmer; EWG 770 840 713142

ITALIEN 1967 1970

Ausländische Arbeitnehmer; Drittländer 21292 25000

Ausländische Arbeitnehmer; EWG 9335 12 000

LUXEMBURG 1961 1970

Ausländische Arbeitnehmer; Drittländer 2100 7100

Ausländische Arbeitnehmer; EWG 18 800 26000

NIEDERLANDE 1961 1968

Ausländische Arbeitnehmer; Drittländer 13800 57400

Ausländische Arbeitnehmer; EWG 14 200 - 229(K)

ausdemEWG-Bereich nichtsignifikant erhöht; in Frankreich istderenZahlso
garabsolut zurückgegangen. '* Zumanderen hatsichin allen EWG-Ländern die
Zahl der Arbeitskräfte aus Drittländern absolut und relativ erhöht. Betrug im
Jahre1957—alsovor der Gründungder EWG - dasVerhälmis von EWG- und
Drittlands-Arbeitskräften noch 48 : 52, sokehrte essich imVerlaufe der sechzi
gerJahreum: 1965kamen 34von100ausländischen Arbeitskräften ausanderen
EWG-Ländern, 66dagegen aus Drittländern.'" DieBehauptungvonder Entste
hung eines gemeinsamen - integrationsinduzierten - Arbeitsmarktes®® stellt

77 Zusammengestellt'hach Bengemer, K. B./Meistermann-Secgcr, E.: Struktur und
StrukturveränderungenausländischerArbeimehmer der euro]»ischenGemeinschaft von
i960 bis 1970,Köln 1971 (vervielf. Man.), pass.

78 Vgl. zusammenfassend, ebd.,S. 199.
79 Vgl. Yannopoulos, a.a.O., S. 237.
80 So z.B. Friedrich, C. J.: Europa - Nation im Werden? Bonn 1972, S. 155.



sich daher als eine vorschnelle Schlußfolgerung heraus, die eher anden politi
schen Verordnungen zurHerstellung derFremigigkeit denn anden realen Pro
zessen der Arbeitskräftemobilität orientiert ist.

Der Arbeitsmarkt derBRD, derseitAugust 1961 in besonders hohem Maße
aufden Zufluß ausländischer Arbeitskräfte angewiesen ist, scheint zunächst die
theoretische Hypothese zubestätigen, daß mit der Herstellung der Freizügigkeit
fürdietransnationale MobilitätderArbeitskraft eineKonzentration derAj^eits-
kräftebewegung auf die Regionen mitdem höchsten Lohnniveau erfolgt. Das In
teresse des BRD-Kapitals an einer möglichst ungehemmten Nutzung der
Fremdarbeiterbeschäftigung hataber zweifellos das Interesse anderHerstellung
eines innergemeinscha&ichen Arbeitsmarktes in den Hintergrund gedrängt.
«Das Interesse anden unter günstigeren finanziellen und rechtlichen Bedingungen ein
setzbaren Aibeitem, denen noch nicht der Status des <Europa-Partners> zukonunt; hatzur.
Verzögerung der Verwirklichung der EWG-Freizügigkeit und zur Beibehalning der Mög
lichkeit der <Anwerbung> aus Drittländern geführt.»®'

Sosind die Ursachen des-im Verhälmis zuden politischen Maßnahmen- relativ
geringen Verflechtungsgrades der nationalen Arbeitsmärkte in der EWG weni
gerinderPsychologiederArbeitskräfte, ihren sozialen undgeographischen Bin-
dimgen zufinden, als vielmehr inden objektiven gesellschaftlichen Vorausset
zungen, die die Erwartungen der Integrationstheorien falsifiziert haben. Neben
dem dominierenden Bedürfnis des Kapitals aneiner möglichst intensiven Aus
nutzung der Arbeitskraft, das der Begrenzung eines bloß innergemeinschaftli
chen Arbeitsmarktes entgegensteht, haben sich aufden nationalen Arbeitsmärk
ten ähnlicheStrukturproblemeherausgebiIdet,die nichtdurch die innergemein
schaftliche Mobilität, sondern nur durch die nationale Arbeitsmarktpolitik zu
bewältigen sind.®^ Ein Beispiel dafür sind die durch den technischen Fortschritt
und die Strukturkrise des Steinkohlenbergbaus inallen Ländern freigesetzten
Betreute,die ihreArbeits- und Lebensbedingungen nicht durch transnationale
Mobilität, sondern nur durch Berufswechsel auf dem nationalen Arbeitsmarkt
erhalten können. Bei hochqualifizierten Berufen hingegen besteht inden moder
nenWachstumsindustrien ein allgemeiner «Engpaß», sodaß eshier inden ver
schiedenen EWG-Ländern zu Lohnangleichimgen kommt, die ihrerseits als
hemmende Faktoren der transnationalen Mobilität wirken. Dienationalen Ar
beitsmärkte (mitAusnahme von Italien] haben sich daher - auch unter dem
Einfluß derhohen wirtschaftlichen Wachstumsraten der sechziger Jahre, der all
gemeinenVerknappung desArbeitskräftereservoirs sowieder tendenziellen An-
gleichimg derKonjimkturbewegung - inder zweiten Hälfte der sechziger Jahre
vonder Komplementaritätzur ParalleliätderStrukturenundProbleme entwik-
kelt. Die Herausbildung spezifisch nationaler Arbeitsmarktpolitiken,®® die meist

81 Becker, R., u.a.: Fremdarbeiterbeschäftigung im deutschen Kapitalismus. In: Das
Argument,Nr. 68 (1971), S. 741-756, hier S. 750.

82 Vgl. NSme, a.a.O., S. 130/131.
83 Vgl Bengemer/Meistermann-Seeger, aa.O., S. 198.
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nochinderTraditiondernachkriegsbedingten Rekonstruktionspolitikstehen, ist
daher eine notwendige Konsequenz, die einmalmehrden Widerspruchzwi^en
denNormen desEWG-Vertrages undder westeuropäischen Wirklichkeit; zwi
schen derTheorie derbinnenmarktähnlichen Verflechtrmg undderWirklichkeit
nationaler Autonomie, demonstriert.

3. Die Entwicklung des Kräfteverhältnisses in der EWG

3.1. Vorbemerkung

Der besondere Zweck der Integration kann nicht ausschließlich darin gesehen
werden, überdieintensivere außenwirtschaftliche Verflechtung derParmerstaa-
ten das Gewicht der einzelnen Volkswirtschaften auf dem Weltmarkt zu särken,
also gleichsam über die Institutionalisierungeines außenwirtschaftlichenVentils
(Zollabbau etc.) denbinnenwirtschaftlichen Disproportionen entgegenzuwirken.
Vielmehr bestehteinengerZusammenhang zwischen denBinnen- undAußen
effekten der Integration: Der Konzeption desEWG-Vertrags wieden^ngigen
Integrationstheorien zufolge wirkt die zunehmende außenwirtschaftliche
Verflechtung über Warenaustausch, Kapitalbewegung undArbeitskräftemobili
tät als ein Hebel zur Beschleunigung des allgemeinen Wirtschaftswachstums,
letztlich jedoch als einHebel zurAngleichung derWirtschafts- undSozialstruk
tur auf einem höheren Niveau der Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit.
Sowohl dieAnalyse derunterschiedlichen ökonomischen undpolitischen Inter
essen, die den Kompromißcharakter des EWG-Vertrags definieren, als auch die
Analyse der Verflechtung lassen freilich erkeimen, daß die ungleichmäßigen
sozialökonomischen Strukturen zugleich Voraussetzung und Triebkraft fürdie
permanente Reproduktion gegensätzlicher Interessen, alsofürdasWirkendesin-
tegrativerTendenzen, sind.

Die besonderen Konkurrenzverhältnisse itmerhalb der EWG werden lücht
durch das traditionelle Muster der Konkuirenz bzw. eindimensionaler Abhän
gigkeitsverhältnisse des wenig industrialbierten rohstofferzeugenden Landes
«ander Peripherie»von einer hochindustrialisierten«Metropole» geprägt. Inso
fernstellt J. Galtungzutreffend fest: «Man kannder EWG nichtnachsagen, sie
sei eineHierarchie von Ländern, die von der BRD ausgebeutet, gespalten und
durchdrungen würden.»' Aber daraus auf eine «grundlegende strukturelle
GleichartigkeitderMitglieder inden BereichenWirtschaft undPolitik»^unddar
aus wiederum auf eine bevorstehende Konstitution eineseurojÄischen «Super
staates»' zu schließen, beruht auf einem reichlich groben Mißverständnis jener

1 Galtung,).: Kapitalistische Großmacht Europa oderdieGemeinschaft derKonzerne?
Reinbek bei Hamburg1973,S. 60.

2 Ebd., S. 28.
3 Ebd., S. 33.
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internationalenkapitalistischen Konkurrenzverh^tnisse,diesichmit denStruk-
turverändenmgen dernationalen und internationalen kapitalistischen Produk-
tionsverhälmisse nach 1945 als dominierende durchgesetzt haben. Deren be
stimmendes Merkmal ist die internationale monopolbtische Konkurrenz. Je
mehrausdem Bemühen, dieStrukturen derUngleiclünäßigkeit zu überwinden-
und dies macht den Kern desKonkurrenzverhälmisses Westeuropa —USA seit
derGründung derEWG aus dieStrukturen in denhochentwickelten kapitali
stischen Ländern zueinerAngleichung tendieren, desto mehrverschärft sich die
Konkurrenz zwischen diesen Ländern, derKampf umdieökonomische und poli
tische AufteUung und Neuverteilung des kapitalistischen Weltmarktes.

WennalsodieUntersuchung desKräfteverhältnisses inderEWG nichtvonei
nemeinfachen «Dominanz-Abhängigkeits-Modell» ausgeht, sondern nach Be
dingungen undFormen derAnglnchung fragt, sowerden damit keineswegs jene
KonflikteausderBetrachtungausgeschlossen, diedieIntegration wieder inFrage
stellen könnten. Geradediestrukturelle Gleichartigkeitdervergemeinschafteten
Volkswirtschaften schafft neue Konfliktfelder, deren Voraussetzungen die Inter-
nationalisierung kapitalistischer Produktion unddiedarauf beruhende interna
tionale monopolistische Konkurrenz sind, deren Formen schon wesentlich durch
den Integrationsprozeß selbst bestimmt werden. Dabei können zunächst fol
gende Typen undEbenen von«Integrationswidersprüchen» unterschieden wer
den:

Widersprüche,dieausderungleichmäßigen Entwicklung resultieren. Derun
terschiedliche Grad derwirtschaftlichen Entwicklung, deserreichten Niveaus des
wissenKhaftlich-technischen Fortschritts, der Produktivität der gesellschaftli
chen Arbeit sowie deraußenwirtschaftlichen Expansion wirkt notwendig alsein
Rahmen für dieVerschärfung der innergemeinschaftlichen Konkurrenz. Der-
meist durch Staatseingriffe vermittelte - Versuch, denEinfluß derübermächti
gen Konkurrenz zurückzudrängen bzw. eine forcierte nationale Wachstums
undModerrüsierungsstrategie zu realisieren, ist dietypische Erscheinungsform
dieser durch Integration geprägten Konkurreru»ituation.

Widersprüche, dieausderAngleichung derwirtschaftlichen Strukturen resul
tieren. DadieOberwindung der ungleichmäßigen Entwicklung nicht im Siime
einesplaiunäßigen Ausbaus einerwesteuropäischen internationalen Arbeitstei
lung (agrarische-industrielle Produktion, rohstofferzeugende, -verarbeitende
Industrien, Standortverteilung der neuenIndustrien nachKriterien einerinter
nationalen Arbeitsteilung) erfolgt, sondern in denKontext nationaler Modemi-
sierungsstrategien eingespannt ist, werden notwendig dieTendenzen zurÜber
akkumulation vonKapital verstärkt, dieihrerseits-besondersunterdemEinfluß
eines zyklischen Konjunkturabschwungs - die internationale monopolistische
und zwischenstaatliche Konkurrenz auch innerhalb der EWG auf eine höhere
Stufe heben.

Widersprüche, dieausregionalen undsektoralen Disproportionen resultieren.
Mitder zunehmenden Beseitigung vonSchranken für die innergemeinschaftli
cheVerflechtung der Produktion, desWarenaustausches undderKapitalmärkte
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wird dieTendenzdesKapitals gefördert, sich indeninternational produktivsten
Anlagesphärenzusanunenzuballen, d.h. sowohl indenproduktivsten Industrie
zweigen alsauchindenRegionen, indenen diebereits vorhandenen gegenständ
lichen Produktionsbedingungen optimale Entwicklungsmöglichkeiten gewähr
leisten. Daraus erwachsen neueAnforderungen an die einzelstaatliche wiedie
gemeinschaftliche Regional- undStrukturpolitik; denndieVerfestigimg sicher
Disproportionen wirdselbstzu einer Quellezahlreicher ökonomischer und so
zialer Konflikte in der EWG.

Widersprüche, dieaus der transnationalen Angleichung der kapitalistischen
Ausbeu tungsbedingungen resultieren. Nichtnur dieIntemationalisierungkapi-
talbtischer Produktion, die verschiedene nationaleGruppender Arbeiterklasse
unter dem Kommando einer Konzemzentraie vereinigt, schafft die objektiven
Voraussetzungen für dieIntemationalisierung der Interessen unddesKampfes
der Arbeiterklasse. Auchdie tendenzielle Angleichung der sozialökonomischen
Strukturen zwischen denLändern der EWG fördert notwendig dieNivellierung
der nationalenSpezifik der Klassenkämpfe, ohne freilich schonderen nachwie
vorgegebene Vorrangigkeit auföuheben. Vorallem dieGewerkschaftsbewegung
wirdheute schon vor zahlreiche Aufgaben gestellt, dienur auf der Ebene einer
transnational koordinierten Gegenmachtstrategie zu lösensind.

Widerspräche, die aus der Verschärfung der ökonomischen und politischen
Weltmarktkonkurrenz der führenden imperialistischen Staaten bzw. Staaten
gruppen resultieren. Auf der Grundlage des überdurchschnitdich schnellen
Wachstums und der Auflenexpansion der Länder der EWG sowie Japans und auf
derGrundlage derwachsenden Schwierigkeiten derUSA, ihreFühmngsposition
im imperialistischen Lager zu behaupten, sinddiese Widersprüche schon gegen
wärtig bestimmend für dieEntwicklung der internationalen Beziehungen. Daß
diese globalen Konflikte unmittelbar als Hebel für die Beschleunigung der
westeuropäischen Integration fun^eren,^ erscheint allerdings höchstzweifel
haft; denn nachwievor dominieren in dem politischenFeld,in dem die Konkur
renzWesteuropa - USA - Japan derzeitausgetragen wird,dieeinzelstaadichen
Interessen der Gemeinschaftsländer.

Dieses scheinbar komplexe System vonWidersprüchen zentriertsichfreilich
um den Widerspruch von Produktivkraftentwicklung und Produktionsverhält
nissen, wieer für diegegenwärtige kapitalistische Entwicklung charakteristisch
ist Nationale und internationale Reproduktion des Kapitals verflechten sich
mehr und mehr, was nicht nur durch die zunehmendeBedeutungdes Außen
handels unddesKapitalexportes, sondern auch durchdieIntensiviemng desZu
sammenhangs der Weltmarktbewegung des Kapitals verdeutlicht wird. Diese
Verflechtung ist einmal das Produkt jener Anforderungen, die die Anwendung
des höchsten Niveausder Produktivkraftentwicklung an die Kapitalakkumula
tion stellt: Nurdurch das Überschreiten der Grenzen, die der nationaleMarktder
Akkumulation setzt, kann das Kapital die höhere Produktivkraft der gesell

4 Vgl. ebd, S. Ii5/it6.
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schattiichen Arbeit anwenden, welche durch die internationale Konkurrenz als
Durchschnittsbedingung gesetzt wird. Zugleich ermöglicht dieErweiterung des
äußeren Feldes der Produktion, der Realisierung und derGeldkapitalmobilisie
rungdieHerstellung vonBedingungen, diedem Fall derProfitrate, derdieVer
wertungsbedingungen der nationalen Kapitale, zumal in der Folge der schnell
anwachsenden Kapitalfixierung, bedroht, zeitweiligentgegenwirken. Diehöhere
internationale Mobilität des Monopolkapitals, die Ausdehnung seiner Verfü
gungüber fremdeMehrarbeitundüberfremden Profitsindmithinobjektiv nicht
nur deshalbnotwendig, um dieVernichtungder schwächeren natioiralen Kapi
tale in der Weltmarktkonkurrenz zu verhindern, sondern auch, um die Folgen
der nationalen Überakkumulation abzuschwächen.

Der Prozeß der Intemationalisierung, der dem zeitweUigen Hinausschieben
derVerwertungsschranken undderdamitverbundenen schnellen Expansion der
Produktivkräfte zugrunde liegt, vollzieht sich jedoch nicht nach Maßgabe einer
harmonischen - auf eine rationale globale Arbeitsteilung bezogenen - interna
tionalen Vergesellschaftung. Schon in seinen konkret historischen Vorausset
zungenerscheint ein Widerspruch zwischen denAnforderungen der Intematio-
nalbierung und den nationalen Reproduktionsbedmgungen des Kapitals; denn
dieUngleichmäßigkeit der Produktivität und der Akloimulationskraft zwischen
den nationalen Kapitalen erweist sicha priorialsSchranke einer harmonischen
weltweiten Integration. Dieregionale Abschließung der EWG gingin denfünf
zigerJahrenaus einem Kompromiß von Interessenkonstellationen hervor, der
nur einekurzfristige vordergründige Harmonisierung zuließ: Die Konkordanz
von ökonomischen und politischen Interessen sowie die zeitweilige Überein
stimmung westeuropäischer und amerikanischer Interessen auf der Basis der
Ungleichmäßigkeit ließen vorerstdiebesonderen nationalen Rekonstruktionsin
teressen der westeuropäischen Staaten zurücktreten. Gleichwohl waren damit
schon wesentliche Voraussetzungen für eineModifikation der Intemationalisie
rungvonProduktion undAustausch geschafien. Wardienationale Rekonstruk
tion abgeschlossen und wurdesiein der Hinwendungzur verstärktenaußenwirt
schaftlichen Aktivität abgeschlossen und veränderte sichdasweltweite Kräfte
verhältniszwischen Kapitalismus undSozialismus, somußten jeneBedingungen
entfallen, dieden «historischen Kompromiß» der Nachkriegsperiode ermöglicht
hatten. DerDrangzur Intemationalisierungaufdereinen unddieverstärkte Ak
tivitätdesStaates zumSchütze der nationalen Kapitalinteressen aufderanderen
Seitestellenmithin keinen Widerspruch dar. Beide Momente charakterisieren
vielmehrzweiSeiteneinunddesselben Verhälmisses: derungleichmäßigen und
tmgleichzeitigen Entwicklung des Kapitals auf dem Weltmarkt, die die tenden
zielle Angleichung der Verwertungsbedingungen erzwingt, aber gleichzeitig -
vermittelt über die internationaleökonomische und politische Konkurrenz um
die Aufteilungbzw. Neuaufteilungvon Einflußsphären —die Bedingungen der
Desintegration, desnationalen bzw. regionalen Protektionismus aufeinerhöhe
ren Stufe der Vergesellschaftung kapitalistischer Produktion reproduziert.
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3.2. Die Entwicklung der sozialökonomischen Strukturen

Schon heuteweistdieStatistikdenNeuner-Blockder EWG alseinenmächtigen,
inmanchen Bereichen schon alsdenmächtigsten Block inder'Weltwirtschaft aus.
Nicht nur inderStahl-undKraftfahrzeugproduktion, sondern auchinihrenAn
teilenan den Welteinfuhren und -ausfuhren hat die EWG die USAund Japan
schon überholt. Wenn auch das Bruttosozialprodukt (BSP) der Gemeinschaft
noch erheblich hinter demder USA zurückliegt, so hat sichimmerhin—wie die
folgende Tab.i zeigt- der relative Abstand gegenüber den USA in den vergan
genenJahrenverringert (vonca.5a ProzentdesUSA-BSP im Jahre1958auf ca.
64 Prozent im Jahre 1971}.*

Hinterdiesen globalen Daten, dienur allzu leicht dasBild voneinerhomoge
nen «Supermacht» suggerieren, verbergen sich einerseits enorme Wachstums
prozesse, andererseits jedoch differenzierte nationale, sektorale und regionale
Strukturen, deren Entwicklung und Veränderung vorerst im Mittelpunkt der
Betrachtung stehen soll.

Tabelle1; BSP zu Marktpreisen (in Mrd. US-Dollar)
1958 1971

Gemeinschaft (der Neun) 234,6 692,8
USA 455.0 1 066,6
Japan 32,0 219,8

DasWirtschaftspotential einesLandes beruht in hohemMaßeauf dem lebendi
genArbeitsvermögen, dem wichtigsten Element desgesellschaftlichen Produk
tivkraftsystems. Insofern steht dasWachstum der Bevölkerung - genauer: die
Entwicklung der Erwerbstätigkeit—in einem engen Zusammenhang mit dem
wirtschaftlichen Wachstumspotential.
Die BRD verfügtüber das größte Bevölkerungs- und Erwerbstätigenpotential,
obwohl sichdas Wachstum in den sechziger Jahren erheblichverlangsamthat
Zwischen 1958und1961stiegdieZahl der Bevölkerung wieder Erwerbstätigen
schneller als in denanderen EWG-Ländern. Danach stagnierte die Entwicklung
der Erwerbstätigkeit.^ In Italien gehtdieZahlderErwerbstätigen absolutundre
lativzurück, wasvor allem auf die Abwanderung zahlreicher Arbeitskräfte ins
Ausland zurückzuführen ist. Insgesamt hat sich die Erwerbsquote in der EWG
beträchtlich vermindert Angesichts der im gleichen Zeitraum vollzogenen be
trächtlichen Steigerung des Wirtschaftswachstums imd der Produktivität läßt

5 Vgl. Komm. d. EG. Generaldirekrion Presseu. Information. Information—Statistik,
Brüssel, Nr. 39 (1973), «Die erweiterte Gemeinschaft in Zahlen», S. 2, S. 5.

6 Nach dem Einbruch infolge der Krise 1966/67 wird inder BRD erst 1970 wieder das
Niveau von 1965 eingeholt.

7 Sachverständigengutachten 1972/73, a.a.O.,S. 190.
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Tabelle 2: Bevölkerung und Erwerbstätige in der EWG (in1000)'

Bevölkerung insgesamt

EWG

insgesamt
BRD Frank

reich

Italien Nieder

lande

Belgien Luxem
burg

1^ 165841 51056^ 44789 49476 11185 9024 311

1970 189 866 61 547 50777 54492 13034 9 676 340

Erwerbstätige insgesamt

1958 72057^ 23965 19731 20 665 4062 3492> . -

Erwerbs

quote
1958 43.4 46,9 44.0 41.7 36.3 38.7

1970 76 352 27118 20 962 19 676 4678 3774 144

Erwerbs

quote
1970 40,2 44,0 41,3 36.1 35.8 39.0 42.3-

' ohne Saarland und West-Berlin
' Schätzung

dieser Ruckgang den Übergang von der Extensivierung zurIntensivierung der
gesellschaftlichen Produktion erkennen.

«NuretwaeinSechstel des1950-1969 imDuichschnittderGemeinschaft realisierten wirt
schaftlichen Wachstums istunmittelbar auf eine SteigenmgderBeschäftigtenzahl zurück
zuführen. InderBRD und in den Niederlanden warderAnteil etwas größer (ein Viertel
bzw. ein Fünftel), fürFrankreich istdagegen charakteristisch, daß sich die Expansion prak
tisch ohneBeschäftigungszunahme vollzog. Hauptfaktor des Wirtschaftswachstums war
somit für alleGemeinschaftsländer die Produktivitätssteigerung.»^

Nach denAngaben zurProduktionsstruktur inderEWG' (Tab.3,S.219) bestan
den noch inder«Gründerphase» gewichtige Unterschiede inderBedeutung der
großen Wirtschaftsbereiche für die nationalen Volkswirtschaften, d.h. die
«strukturellen Eigenarten» einzelner Länder waren noch stark ausgeprägt: Bei
Frankreich und besonders bei Italien fällt das relativ starke Gewicht des agrari
schen Sektors - sowohl bei derWertschöpfung als auch bei derVerteilung der
Arbeitskräfte - auf. In derBRD hingegen dominiert schon i960 eindeutig das
warenproduzierende Gewerbe. Dieserfortgeschrittene Standder Industrialisie
rung reflektiert eoipso einenhöheren Gradkapitalistischer Vergesellschaftung,

8 Maillet u.a.: Die EWG im Ausbau..., a.a.O., S. 34.
9 Quelle: Sachverständigenrat 1972/73, a.a.O., S. 16.
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Tabelle 3: Zur Pnxluktionsstniktar in der Gemelnsdiaft
und den Vereinigten Staaten

Jahr

Tätigkeitsbereich

Bundes- Ver-
republik Frank- Italien Nieder- Bei- EWG einigte
Deutsch- reich lande gien Staaten

land

Anteil am Bruttosozialprodukt^ in Prozent
1960

Land-, Forstwirtschaft
und Fischerei 5,7 9,3 13,1 8,9 . 6.4 8,4 4,0

Warenproduzierendes
Gewerbe 54,4 47,1 41,0 44,3 40,5 47,8 37.8
Dienstleistungen 32,6 33,6 34,7 34,2 39,9 33,6 463
Staat 7,2 8,4 9,3 9,8 9,5 8,3 12,1

1970

Land-, Forstwirtschaft
und Fischerei 3.1 5,9 8,9 6,2 a 3,9 5,3 2,9

Warenproduzierendes
Gewerbe 54,1 47,2 43,0 42,0a 41,4 48,0 34,3

Dienstleistungen 33,7 36,2 36,4 37,9a 39,6 34,7 483
Staat 9,1 8,5 9,8 13,9a 10,8 9,4 14,8

Anteil an der Zahl der Erwerbstätigen' in Prozent
1960

Land-, Forstwirtschaft
und Fischerei 13,7 20,6 31,8 11.1 8,6 20,2 8,0

Warenproduzierendes
Gewerbe 47,9 38,0 35,8 41,0 44,7 41,4 323
Dienstleistungen 30,3 29,8 24,6 36,2 35,1 29,1 433
Staat 8,1 11.6 7,8 11.7 11,6 9,3 15,9

1970

Land-, Forstwirtschaft
und Fischerei 8,9 13,1 18,7 7,1 4,8 12,3 4,2

Warenproduzierendes
Gewerbe 48,6 39,9 41,7 40,0 43,1 43,7 31,0

Dienstleistungen 31,7 35,2 29,3 41,2 383 33,0 453
Staat 10,8 11,8 10,3 11.8 13,3 11.1 193

• Länder: nationale Währung; EWG: US-S In Jeweiligen Preisen und Wechselkursen
' Erwerbstätige Im Inland (Inlandskonzept)
a Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkoslen

einehöhereStufeder Verwandlung allergesellschaftlichen Produktionsverhält
nisse in kapitalistische Produktionsverhältnisse. Sowohl in der Landwirtschaft
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alsauchim Dienstleistungssektor ist der Anteilder einfachen Warenproduzen
ten- vor allemin den fünfziger Jahren- hoch,wasimmerauchdie,verglichen
mit der Industrie, außerordentlich geringe Produktivität der gesellschaftlichen
Arbeit in diesem Sektor mit einschließt?"

FürdieEntwicklung der sechziger Jahre ist allgemein dierückläufige Bedeu
tungder Landwirtschaft zugunsten deswarenproduzierenden Gewerbes, insbe
sondereder Industrie, charakteristisch. Im Zuge des wirtschaftlichen Wachstums
hatalso eingewaltiger Prozeß derUmverteilungdergesellschaftlichenArbeit aus
demBereich dereinfachen Warenproduktion in denBereich der kapitalistischen
Warenproduktion stattgefunden. Mit anderen Worten: Die Akkumulation des
Kapitals verwandelt einen immer größeren Teil dergesellschaftlichen Arbeit in
Lohnarbeit. Sohat sichder Anteil der Lohnabhängigen ander aktiven Bevölke
rung zwischen 1958und 1971 in den Hauptländem der EWG wiefolgtentwik-
kelt:'*

Tabelle4: Erwerbspersonen und Lohnabhängige in der BRD, Frankreich
und Italien (1958und 1971)"

Land

1958

Erwerbs- Lohnab

personen 1 hängige 2
InlOOO

2ln%
von 1

1971

Erwerbs- Lohnab

personen 1 hängige 2
InlOOO

2ln®/o
von 1

BRD 26121 19 235 73,6 26 858 22 083 82,6

Frankreich 19 000 12 880 67,7 21 043 16174 76,8

Italien 21320 11013 51,6 19316 12 959 67,0

Weim sichauchindensechziger Jahrenin allenLändern derEWG einbeschleu
nigterIndustrialisierungsprozeß mitdenihmentsprechenden sozialen Struktur
veränderungen vollzogen hat, so bestehen gleichwohl nachwie vor erhebliche
Unterschiede, dienichtnur einerArbeitsteilung zwischen denEWG-Ländem ge
schuldet sind. Obwohl also eineTendenz zurVerringerung von Unterschieden in
der gesamtwirtschaftlichen Produktionsstrukturnicht zu übersehenist, hat sich
der«... Rang, dendieverschiedenen Länder innerhalb der EWG einnehmen, im
Laufe der letztenzehnJahrewenig verändert». Voneiner«analogen Entwick

le SoergibtsichausdenAngaben der Tab. 3, daßi960 in Fronkreidi 20,6Prozentder
Erwerbstätigen inderLandwirtschaft nur9,3Prozent desBIPproduzierten- imwarenpro-
duzierenden Gewerbe dagegen produzierten 38,0Prozent derErwerbstätigen47,1 Prozent
desBIP. InItalien sind diese pioduktivitätshemmenden Bedingungen noch stärker ausge
prägt: InderLandwirtschaft produzierten 196031,8Prozent derErwerbstätigen 13,1 Pro
zentdesBIP, inderIndustrie produzierten 35,8ProzentderErwerbstätigen 41Prozent des
BIP.

11 Berechnet nach:SAEG. Allgemeine Statistik1-5 (1973), S. 3, S. 4.
12 Maillet u. a., a.a.O., S. 14.
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lung» kann daher nichtimSinne einerAngleichung desökonomischeit Kräfte
verhältnisses, sondern nur im Sinne einer Verfestigung des ungleichmäßigen
Kräfteverhältnisses gesprochen werden. Diese Hypothese gewinnt jedoch erst
nach der Betrachtung der Entwicklung des BSP an Überzeugungskraft:

Tabelle 5; Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen (in jeweiligen Preisen tmd
Wechselkursen)"

Land

1958

Mrd. $ "In Mrd. 8
1970

Vo

Steigerung
1958 = 100

BRD 55,8' 34,9 186,4 38,4 334

Frankreich 53,6 33,5 147,6 30,4 325

Italien 30,3 18,9 93,2 19,2 307

Niederlande 9,5 5,9 31,3 6.5 329

Belgien 10,4 6.5 25,7 5,3 247

Luxemburg 0,4 0,3 1,0 0,2 250

EWG 160,0 100,0 485,1 100,0 303

' ohne Saarland und Weat-Berlin

InderBRD und Frankreich werden mehralszwei DritteldesBSP der EWG pro
duziert Die kleineren bzw. ökonomisch schwächeren Länder haben trotz z.T.
hoherSteigerungsraten ihre Position in derEWG nichtgrundsätzlich verbessern
können.

FürdieRealisierung derZielsetzungen der EWG, nämlich derSchaffung bin
nenmarktähnlicher Verhälmisse, ist diese Tendenz zur Zementierung un
gleichmäßiger ökonomischer Strukturen allerdings nicht von entscheidender
Bedeutung. Obwohl starkdivergierende Strukturen —wieUnterschiede in der
Produktivität und im Lohnniveau - sichkurzfristigalsVorteilefür einzelneKa
pitaleerweisen können,erheischtdasInteresseander HerstellungeinesGemein
samen Marktes jedoch langfristigdieÜberwindung solcherDisproportionen. Die
zurückbleibende Produktivität eines Landes erweist sich nicht nur als Sclvanke
der KonsumtionsHhigkeit, sondern auchalsVoraussetzung fürdieEntwicklung
unddenEinsatz staatlicher protektionistischer Maßnahmen. Betrachten wirda
her noch- alsallgemeinsten Indikatorder gesamtwirtschaftlichen Produktivität

13 Vgl Uri u.a.; Bericht über die Wettbewerbsfähigkeit..., Band 1, a.a.O., S. 27;
SAEG. Statistische Grundzahlen der Gemeinschaft 1971, S. 22.

221



- die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts jeErwerbstätigen inderEWG und
in den EWG-Ländern:

Tabelle 6: Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen (in Eur.') in jeweiligen
Preisen und Wediselkursen*^

Jahr EWG

insgesamt
BRD Frank-

reltdi

Italien Nieder

lande

Belgien Luxem

burg

19S8 2 215 2 331 2714 1460 2 296 2 937' -

1965 4121 4271 4922 2 976 4 216 4 618 4804

1971 7014 7 670 7735 5113 7 648 7380 7179

< Eur. = Rechnungseinheit der EG •=0.888671 Gramm Feingold ' Schätzung

Mit Ausnahmevon Italien, das nach wie vor - trotz einer beträchtlichen Produk-
tiviätssteigerung-einen erheblichen Rückstand aufweist, bietetsichdasBild ei
nerrelativ ausgeglichenen Struktur. Allerdings föllt auf, daßschon 1958 - also
bei Gründung der EWG - eine weitgehende Aimäherung gegeben war und sich
im Verlauf der dreizehnjährigen Entwicklung keine entscheidenden Modifika
tionen ergeben haben. Lediglich Belgien istzurückgefallen, unddieBRD hatsich
-besonderszwischen 1965 und1971 - dem französischen Niveau allmählich an
genähert Ein etwas genaueres Maß stellt die Berechnung derProduktivität je
Arbeitsstunde dar; denn diese schaltet mögliche nationale Unterschiede in der
wöchentlichen Arbeitszeit, des Urlaubs, der Feiertage, der Arbeitsunßille etc.
aus. Dabei ergibt sich fürdenZeitraum 1959 bis 1969 zunächst eine Bestätigung
der bereits festgestellten «analogen» Entwicklung. Zugleich lassen die folgenden
Angaben den erheblichen Produktivitätsvorsprung der USA, die zurückblei
bende Entwicklung inGroßbritannien sowie das niedrige Produktivitätsniveau in
lapan erkennen:

Tabelle 7: Produktivität pro Arbeitsstunde (in US-Dollar, zu jeweiligen
Preisen)'*

Jahr BRD Frank Italien Nieder Bel Luxem USA Japan GroB-
reich lande gien burg brltannien

1959 1,17 1,09 - 1,02 - - 3,6 1.12

1969 2,46 2,43 1.75 2,59 2.47 2,35 5,8 1,32 1,68

14 Quelle; Sachverständigengutachten a.a.O., S.195, undSAEG. Allgemeine
Statistik1-5 (1973), S. 9.

15 Quelle: Uri u.a.: Bericht überdieWettbewerbsfähigkeit..., a.a.O.,Band 1, S.33a.
Allerdings ist zu berücksichtigen, daß solche Vergleiche - insbesondere mit den USA -
starkdurdi Wechselkursänderungen beeinflußt werden. SodürftesichalsFolge desKurs-
verhillsdesDollarünZeitraum 1971^973eineerheblicheVeränderung desinGeld ausge
drückten Produktivitätsniveaus ergeben.

222



Betrachten wir nun die innere Struktur des Wachstums des BSP sowie der Fro-
duktiviät etwas genauer:

Tabelle 8; Bruttosozialprodukt* und Produktivität*' in der Gemeinschaft
und den Vereinigten Staaten
Durchschnittlich jährlicheVeränderungin v. H.'®

Bundes Ver

Zeitraum republik Frank Italien Nieder- Belgien EWG einigte
Deutsch reich lande Staaten

land

Bruttosozialprodukt
1957 bis 1961 7.9 4.6 6,5 4,1 3.0 6.1 2.4

1962 bis 1966 4.6 5.6 4.4 5.1 4.6 5.0 5.6

1967 bis 1970 6.9 6.1 5.3 5.9 53 6.3 2.2

1957 bis 1970 5.7 5.5 5.7 4.9 4.3 5.5 3.7

Produktivität

1957 bis 196l' 5.3 4.9 6.5 3.0 3.3 5.2 1.6

1962 bis 1966* 4.3 4.9 5.6 3.9 3.8 4.9 3.2

1967 bis 1970 5.6 5.0 5.7 5.1 4.3 5.4 0.6

1957 bis 1970 4.7 5.0 6.1 3.9 3.8 5.0 2.1

• Bruttosozialprodukt in Preisen und Weciiselkursen von 1863
' Bruttoinlandsprodukt Je Erwerbstätigen in Preisen und Wechseikursen von 1963

Ein wichtiges Ergebnis, dasdiese Angaben nahelegen, istzunächst diegeringere
Intensität des Wachstums inBelgien undden Niederlanden, wobei allerdings zu
berücksichtigen ist, daß die Niederlande im Zeitraum 1967 bis 1970 stark aufge
holt haben. Weiterhin fällt auf, daß die BRD und Italien im Zeitraum1957bis
1961 weit überdurchschnitdicheZuwachsraten realisierten, dann aber inderfol
genden Periode zurückfallen - insbesondere gegenüber Frankreich, das zwischen
1962 und 1966 eindeutige Vorteile erzielte. Ebenfalls aufschlußreich istderVer
gleich EWG - USA; beide Wachstumsindikatoren enthüllen das schnellere
Wachstumstempo inWesteuropa. Darüber hinaus tritt- gegenüber den starken
zyklischen Schwankungen in den USA - der kontinuierlichere Charakter des
wirtschaftlichen Wachstums in der EWG deutlich zutage.

Wird zusätzlich die Entwicklung bis1971 anhand einiger zentraler Wachs
tumsindikatoren berücksichtigt, so erscheinen dieUnterschiede zwischen den
einzelnen Mitgliedsländern, besonders auch gegenüber den drei neuen Mit
gliedsländern, in einem schärferen Licht.

Diese Angaben legen den Schluß'nahe, daß Frankreich und die Niederlande im
vergangenen Jahrzehnt vor der BRD die höchsten Zuwachsraten realisierten,
während Italien - auch angesichts der Rückschläge im Depressionsjahr 1971 -
noch weiter zurückgefallen ist. ImJahre 1972 hatsich die Scheredes Wachstums

16 Quelle: Sachverständigengutachten 1973/73. a.a.O., S. 17.
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^ Tabelle 9; Wirtsdiaftliches Wadistum in den EWG-Ländem (1970/1971)'

Land BSP

Industriella

Produktion

Gesamt

ausfuhren

Bruttoanlage-
Investitionen

1971 1971 1971 1971

1970 1971 (1963
=100)

1970 1971 (1963
=100)

1970 1971 (1963
=100)

1970 1971 (1963
=100)

BRD +5,8 +2.7 146 +6.3 +2.1 156 + 9.0 + 6.5 210 +11.5 +4.5 152

Frankreich +6.9 +5.0 156 +6.8 +5.0 165 +17.2 + 11.7 238 + 7.5 +5.0 186

Italien +4.9 +1.4 ' 144.3 +6.2 -1.3 150.3 + 6.6 + 6.5 241 + 3.4 -4.9 115,9

Niederlande +6.3 +4.5 159 +7.5 +6 180 +12.0 +11.0 222 + 8.3 +1.7 174

Belgien ' +6.2 +3.7 146 +6.6 +3.0 160 +11.5 + 8.1 211 + 9.8 -3.1 140

Luxemburg +3.5 +0.7 131 +3.3 ±0 135 + 2 (- 4.0) 148 + 16.4 +8.0 110

Dänemark +3.3 +3,6 148 +2.8 +2.0 152 + 6.1 + 4.0 170 + 6.0 +1.9 176

Irland +2.5 +3.6 136.3 +3.3 +4,1 158.7 + 4.4 + 4.9 166.6 - 1.2 +9.0 183,4

Großbritannien +2.2 +1.5 123 +1.1 +0.6 125 + 4.3 + 4.3 151 + 2.5 -0.6 141

17 Quelle: Komm, der EG. DieWirtschaftslage der Gemeinschaft 1 (1973). passim; SAEG. Allgemeine Statistik 1-5 (1973), S. idii.



der industriellen Produktion noch weiterzuungunsten der BRD geöihiet: Ge
genfiber 1963 (= 100) stiegderIndex derindustriellen Produktion in Frankreich
auf171, in den Niederlanden auf203- in der BRD hingegennur auf 162, in Ita
lien auf 150 Punkte.'®

Schließlich weisen diese Daten eindeutigdarauf hin, daß durch die Erweite
rung der EWG um Großbritannien, Irland und Dänemark ein beträchtliches
Wachstumsgefälle innerhalb der Gemeinschaft entstanden ist. Die Stagnation
bzw. diechronische Krise des britischen Imperialismus und dasdarausresultie
rende Interesse des britischen Kapitals, diese Krise durch die Öffnung zum
westeuropäischen Markt zu fiberwinden, wird durch die in nahezu allen Berei
chen unterdurchschnittliche Wachstumsdynamik nachhaltig demonstriert.

Fassen wirdieerstenErgebnisse zusammen, solassen sichfürdieökonomische
Entwicklung der EWG-Länder sowie ffir die Beziehungen zwischen ihnen die
folgenden Grundtendenzen skizzieren;

1. In der Zeit zwischen 1958 und 1972 hat sich in allen Mitgliedstaaten ein
enormes wirtschaftliches Wachstum vollzogen. DerAufstieg derEWG zumfüh
renden Zentrumdes kapitalistischen Welthandels beruhtwesentlich auf einem
forcierten Industrialisierungsprozeß, der sich nicht nur in den Veränderungen
der Produktionsstruktur, sondern auchin denfiberdurchschnittlichen Zuwachs
raten der industriellen Produktion darstellt.

2. Dieses allgemeine beschleunigte Wirtschaftswachstum hat jedochnicht zu
einer strukturellen Veränderung des ökonomischen Kräfteverhältnisses in der
EWG geführt. Die Ffihrungsposition der BRD und Frankreichs wurde weiter
ausgebaut; die italienische Wirtschaft hat trotz beträchtlicher Anstrengungen
und trotz der massenhaften Emigration überschüssiger Arbeitskräfte vorallem
indererstenHälfte der sechziger Jahreihrenabsoluten undrelativen Rückstand
gegenüber dem durchschnittlichen EWG-Niveau nicht ausgleichen können.

3. Zwischen den führenden EWG-Staaten findet- vor allemseit der zweiten
Hälfteder sechziger Jahre - eine verschärfte Wachstumskonkurrenz statt Die
überlegene Dynamikder wirtschaftlichen Expansion der BRD wurdeschonbald
nach1961 gebrochen; denn während die Zuwachsraten der BRD in der Phase
1962 bis1966deutlich zurückgingen, erzielten Frankreich unddieNiederlande
die höchstenZuwachsraten in der Gemeinschaft. DieUmkehrungdieses Trends
zugunstender BRD in der Phase1967bis1970war in den Jahren2971/72 schon
wieder beendet, da Frankreich und die Niederlande das Wachstumstempo der
BRD-Wirtschaft inzvrischen wiederüberholthaben.DieVoraussetzungen dieser
beschleunigten Akkumulation beruhen zweifellos aufderangespannten Investi
tionstätigkeit, dieden Anteil des privaten Verbrauchs an der gesellschaftlichen
Wertschöpfung zugunsten der Bruttoanlageinvestitionen senken soll. Wie die
folgenden Angaben zeigen, gehen die höheren Wachstumsraten des BSP in
Frankreich und den Niederlanden mit einer Steigerung desAnteils der Investi
tionen am Sozialprodukt einher:

18 Vgl. SAEG. Allgemeine Statistik 1-5 (1973), S. 14.
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TobW/e lo: Brattoanlageinvestidonen; durchschnittl. Anteil am BSP in
V. H. (in Preisenund Wedtselkursen von 1963)'®

Zeltraum EWG BRD Frankreich Italien Niederlande Belgien

1957-1961 21.9 24.3 20.0 20.6 22,7 19.1

1962-1966 24.1 26.4 23.4 21,1 24.9 21.2

1967-1971 24.4 25.4 26.1 19.7 27.2 20,7

1957-1971 23.5 25.4 23,2 20.5 24.9 20,3

Wurden bisher die allgemeinen Indikatoren des Wachstums betrachtet, sogiltes
nunmehr, dieinnere Struktur derEntwicklung derindustriellen Produktion ge
nauer zuuntersuchen. Die Dynamik und innere Widersprüchlichkeit derKapital
akkumulation, damit auch die Ungleichmäßigkeit des Wachstums in den ver
schiedenen Ländern, wird nicht allein durch die Quantität der verKigbaren Res
sourcen, sondern auch z.B. durchdiesektorale imdregionale Verteilung dieser
Ressourcen oder durch dieEntwicklung undDiHerenzierung des gesellschaftli
chen Arbeitsvermögens bestimmt Sohaben Untersuchungen über die unter
schiedliche Produktivität inWesteuropa und den USA sowie über die Bedingun
gen des beschleunigten Wirtschaftswachstums inWesteuropa nach 1949 gezeigt,
daß Faktoren wie höheres Ausbildungsniveau, höhere organische Zusammen
setzungdesKapitals, höherer Zentralisationsgrad des Kapitals unddiedamit ver
bundenen VorteilederMassenproduktion, schließlichdie relative Bedeutungder
verschiedenen Wirtschaftsbereiche, dieForschungsanstrengungen undder«In-
novationsrhythmus» selbst die Qualität des Wachstiuns nachhaltig beeinflus
sen.®® Wie schondieAngabenüberdas Verhältnisvon industriellerProduktion,
Produktivi^tund EntwicklungderErwerbstätigkeit zeigten, folgt das Wachstum
derwesteuropäischen Volkswirtschaften seit Beginn der sechziger Jahredem Ty
pus der intensiv erweiterten Reproduktion des Kapitals, d. h. der Steigerung der
Produktivkraft der gesellschafdichen Arbeit durch die Erhöhung des fixen Kapi
talteils, mitanderen Worten: durch die «Freisetzung» vongesellschaftlicherAr
beit.

GeradedieBRD, dienoch inderGründerphase derEWG beträchdiche Wachs
tumsvorteile aus der Expansion desBeschäftigtenvolumens ziehenkonnte, war
inden sechziger Jahren gezwungen, die internationale Konkurrenzfähigkeit des
westdeutschen Kapitals durch massive Produktivitätssteigerungen zu erhalten,
umdenRückgang derBeschäftigung zu kompensieren. Die Wachstumskonkur
renzzwischen denEWG-Staaten unter denBedingungen der intensiv erweiter
tenReproduktion schließt daher—wie auchdiefolgenden Angaben überdieVer-
ändenmg der Industriezweigstruktur indizieren - zunächst die Konzentration
auf die sog. modernen «Wachstumsindustrien», also auf die technologisch fort
geschrittensten Zweige ein:

19 Quelle: Sachverständigengutachten a.a.O., S. 18.
20 Z.B. Denison, E D.: Why Growth RatesDiffer, Washington 1967; Kindleberger,

Ch. P.: Europe's Fost-War Growth, Cambridge (Mass.) 1967.
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Tabellen: Entwiddung der Industriezweigstniktur. Beitrag der Bereiche
zum Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen; in jeweiligen
Preisen (in v. H.)®'

Industriezweig BRD Frankreich Italien Niederlande Belgien
1861 1970 1961 1970 1961 1970 1961 1966 1961 1970

Energiewirtschaft,
Wasser

versorgung 4,27 4,21 3,67 3,78 6,52 6,12 5,03 5,29 5,01 5,83

Bergbau 4,58 2,70 3,61 1,74 1,92 1,44 3,69 2,84 5,76 2,13

Chem. Industrie;
Mineralöl-,
Kunststoff

verarbeitung 10,46 11,30 12,58 12,32 13,77 16,17 10,99 13,42 6,09 6,81

Steine und

Erden 4,09 4,00 3,25 3,37 4,49 3,78 2,74 2,89 4,41 3,88

Elsen- u. NE-

Metallerzeugung
u. -bearbeltung 9,59 8,66 5,76 5,35 4,98 4,29 3,17 2,73 7,01 8,17

Stahl-,
Maschlnen-

u. Fahrzeugbau 15,56 18,46
.Oftlft 07 91 10 in 91 in 99 47 99.<20 91 41 95.98

Elektrotedinik,
Feinmechanik

usw. 11,31 11,69,

Holz-, Papier- u.
Druckgewerbe 6.95 7,65 6,90 7,16 5,05 4,73 6,24 8,20 6,55 7,42

Textilindustrie 4,04 3,27 4,82 3,35 5,94 4,61 4,65 2.98 6,70 4,94

Leder- u. Beklei

dungsindustrie 3,73 3,05 3,62 2,63 4,60 5,16 5,22 3,78 3,33 2,76

Nahrungs- und
Genußmittel

industrie 12,29 10,07 11,64 10,09 13,35 10,78 16,25 13,79 16,50 13,75

Bauindustrie 13,61 14,90 16,52 20,58 16,83 18,56 15,33 19,67 15,07 16,44

Sonst, vererb.

Industrie — — 2,36 2,35 3,26 3,16 2,13 2,00 2,07 2,52

2 « 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

21 Berechnet nach: SAEG. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 1972,S.64,S.96,
S. 126, S. 156 und S. 188.
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Aufden ersten Blick folgt die Entwicklung der Industriezweigstruktur in der
EWG einemeinheitlichen Muster:AufdereinenSeitegehtderAnteildertradi
tionell führenden Sektoren derSchwerindustrie (Bergbau/Eisen- undStahlindu
strie)sowie derLeichtindustrien (Textil-, Leder- undBekleidungsindustrie) wei
terzurück. Indiesem Prozeß spiegeln sich eirunal Substitutionsvorgänge, die vor
allem dieArbeitsgegensüinde betreffen: Traditiondle Werkstoffe und Energie
träger wie Kohle, Stahl, Holz u.a. werden durch Erdöl und Erdölprodukte
(Kunstfasern und-Stoffe) verdrängt. Zumanderen vermindert sich imZuge der
beschleunigten Kapitalakkumulation die relative Bedeutung der Rohstoffe und
derEnergie fürdie Zusammensetzimg des Gesamtkapitals; denn derZwang zur
Froduktiviätssteigerung erfordert, daßein immer größerer Teil des Profits in
fixes Kapital, inAnlagen undMaschinen zurückverwandelt wird. Demnach ent
spricht der rückläufigen Bedeutung der genannten Industriezweige das Vordrin
genderchemischen Industrie sowie der modernen Investitionsgüterindustrien,
insbesondere des Maschinen- und Fahrzeugbaus, der Elektrotechnik, Feiiune-
chanik usw. Diese Wachstumsbranchen, die zugleich Tempo undQualität des
wissenschaftlich-technischen Fortschritts prägen, verändern nichtnurdieStruk
tur der industriellen Produktion und die Umverteilung der Arbeitskräfte zwi
schen denverschiedenen Sektoren dergesellschaftlichen Produktion undRepro
duktion; siedefinieren zugleich die internationale Konkurrenzfähigkeit derna
tionalen Kapitale; denngerade diese Branchen - undin ihnenwiederum diedrei
bb vierführenden Konzerne - vereinigen aufsich dengrößten Teil derWaren-
imd Kapitalexporte. «Auf dieser Ebene spielt sich dereigentliche internationale
Wettbewerb ab.»"

Auch diefolgenden Angaben überdieEntwicklung der industriellen Produk
tionlassen noch einmal dieUngleichmäßigkeit des Wachstums einzelner Zweige
deutlich werden. Innahezu allen EWG-Ländern bleiben derBergbau, die Textil
industrie, auch die Nahrungs- und Genußmittelindustrien in ihrer Dynamik
weit hinter der chemischen und der metallverarbeitenden Industrie zurück.

DiestrukturelleGleichartigkeit, diedieEntwicklungderProduktions- undIndu
striezweigstruktur in der EWG kennzeichnet, wirft in allenLändern dasgleiche
Problem auf,der Disproportionalität zwischen den modernen Wachstumsindu
strien und den sog. strukturschwachen Sektorendurch Staatsintervention ent
gegenzuwirken." Deimoch bestehenauch in der Entwicklung der industriellen
Produktion erhebliche Divergenzen zwischen den einzelnen Ländern fort bzw.
habensichverfestigt Sokonnten z.B.dieBRD und Frankreich ihrenVorsprung
im Bereich der Investitionsgüterindustrien (Stahl-, Maschinen-, Fahrzeugbau,
Elektrotechnik usw.) ausbauen. Aufderanderen SeitesindinItalien, Belgien und

12 Uli u.a.: Bericht über die Wettbewerbsfähigkeit..., a.a.O.', Band 2/3.L/S. 58.
23 So heißt es in dem Memorandum der Kommission «ZurIndustriepolitik der Ge

meinschaft» (Biiissel 1970), daßzwei ArtenvonIndustrien ein«besonderes Interesse» er
fordern : Industrien, dieinSchwierigkeiten geraten sind, imd dieSpitzenindustrien, denen
ein «besserer Entwicklungsrahmen» geboten werden muß (ebd., S. 16).
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Tabelleiz: Indexder industriellenProduktion1971 (1963 =100)"

BRD Frank

reich

Italien Nieder
lande

Bei- Luxern-

gien bürg
EWG

Gesamte Industrie 158

(ohne Baugewerbe)
159 146 195 139 126 158

Bergbau 108 106 121 289 61 69 113

Verarbelt. Industrie 161 163 145 177 148 130 159

Chemisdie industrie 202 208 207 - 178 - -

Metallverarbeitende

Industrie 154 173 141 168 145 123 158

Nahrungs- u. GenuB-
mittellndustrie 139 137 137 148 140 131 139

Textilindustrie 135 109 93 117 114 117

den Niederlanden die Konsumgüterindustrien (Textil-, Bekleidungs-, Nah-
rungs- und Genußmittelindustrien) noch immer überdurchschnitdich reprä-
senriert. Zugleich läßtdie Entwicklung derProduktivität inder verarbeitenden
Industrie erketmen, daßsich die Ungleichmäßigkeit zwischen den Ländern der
Gemeinschaft in derZeitzwischen 1961und1971kaumverändert hat Zwarun

Tabelle 13; BIP zu Marktpreisen pro Erwerbstätigen in der verarbeitenden
Industrie; in Preisen von 1963 (in Eur.)®®

Land 1961 EWG

= 100

1971 EWG

= 100

1971
(1961
= 100)

BRD 3.645 > 103 6.579 110 180

Frankreich 4.733 134 7.326 123 155

Italien« 2.462 69 3.629 60 148

Niederlande 3.383 96 6.146 103 184

Belgien 3.010 85 5.238 88 174

EWG 3.530 100 5.970 100 169

jene: äAttj. voucswutscnaiuicneuesamtrecnnungen 1972, S. 29, S. 45, S. 77, S.
. 137,S. 169. Umrechnung auf Eur. nach S. VI.
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terliegt das Produktivitätsniveau in Frankieich und der BRD einer Nivellie-
nuigstendenz, was vor allem aufdie starke Steigerung der industriellen Pro
duktivität in derBRD zurückzuführen ist; gleichwohl blieb das Wachstum der
Produktivität in der italienischen Industrie weit unter dem EWG-Durch
schnitt.

Wie auch dieabsolutenZahlendesWertesderindustriellenProduktion zeigen,
hatsich dasinnergemeinschaftliche ökonombche Kiäfteverhälmis kaum grund
legend verschoben: die BRD und Frankreich produzierten 1961 wie1971 74,5
Prozent, also mehr als zwei Drittel der industriellen Gesamtproduktion der
EWG. Davon entfielen 196143,1 Prozent und197144,6Prozent aufdasverar
beitendeGewerbederBRD. '̂ Da sowohl derUmfangder Industrieproduktion als
auch derExportederBRD nahezu dem Umfangderjeweiligen Größen fürFrank
reich und Italien zusammen entspricht, liegt die Schlußfolgerung nahe, daß die
industrielle Vormachtstellung der BRD trotzderbeträchtlichen Wachstumsan
strengungen-namentlich in Frankreich-im Verlaufeder EntwicklungderEWG
kaum beeinträchtigt wurde. Ein wichtiger Indikator dieser Dominanz ergibt sich
ausdemKonzentrationsgrad, dendieKommbsion derEWG 1966füralleWirt
schaftsbereiche wie folgt angab: EWG = 100, Italien = 55, Frankreich = 75, Be-
neluxstaaten = 120,BRD = 150.*'Diese Daten reflektieren erhebliche nationale
Differenzen inder Akkumulationskraft des Kapitals; denn einerseits besteht ein
eindeutiger Zusammenhang zwischen Unternehmensgröße und Produktivi-
töt;^ andererseits zeigtder höhere Zentralisationsgrad des Kapitals an,daßbe
reits ein großerTeilder kleinen Kapitale, deren Existenz- und Wettbewerbsfä
higkeit stetsmitder Erweiterung dernationalen und internationalen Märkte m
Frage gestellt wird, vernichtet worden bt^* Obwohl gerade Frankreich undIta
lien seitMitteder sechziger Jahre außerordentliche Anstrengungen zur Erhö
hung derKonzentration derProduktion und derZentralisation des Kapitals un
ternommen haben, dürfte sich der relative Abstand gegenüber der BRD nur
geringfügig verändert haben; denn auch hier vollzogen sich seit Beginn der

16 Nach SAEG. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 197z,S. 26, S. 45, S. 77.
27 Vgl. Albers u.a.: Klassenlöinpfe in Westeuropa, a.a.O.,S. 25.
28 Vgl. Zur Industriepolitik der Gemeinschaft, a.a.O., S. 106-108.
29 Der im Vergleich zur BRD geringereEntwicklungsgrad kapitalbtischer Produktion

kommt daher besonders deutlich in dem höheren Anteil der Kleinbetriebe ziun Ausdruck;
«Der in Italien und Frankreich besonders hohe Anteil an Kleinbetrieben kennzeichnet nicht
nur dieLeichtindustrie, sondernist in fastallenSektoren, auch'dort, woman esamwenig
sten erwartet, wie in der Chemie und Elektrotechnik, zu beobachten. In der Gummi- und
Kunststoffindustrie, die in allen Ländern übereinstimmend einen hohen Konzentrations
grad aufweist, entfielenauf Betriebemit wenigerals 10 BeKhäftigtenin Frankreich im
merhin 12 Prozentund in Italien15 Prozentaller Arbeitskräfte diesesIndustriezweiges,
vrährendder entsprechend^ Anteil in den übrigen Ländernzwischen 2 Prozent und 4 Pro
zent lag. Ebenso beschäftigte Italien in der Hüttenindustrie, diedasSirmbild der großen
Dimension ist, über1 ProzentderArbeitskräfte in Betrieben mit wenigerals5 Beschäftig
ten» (in: Zur Industriepolitik der Gemeinschaft, a.a.O.,S. 103).
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siebziger Jahre Fusionsvori^nge, «deren Diihensionen über alle bisher gewohn
ten Vorstellungen hinausgehen».^"

Allerdings ist beim Vergleich solch allgemeiner Indikatoren desKonzentra
tionsgrades zuberücksichtigen, daßsiedenerreichtenGrad derMonopolisierung
- zumal das Verhälmis von monopolisierten und nichtmonopolisierten Berei
chen der gesellkhafdichen Produktion - nur unzureichend ausdrücken. So
zeichnet sich gerade die italienische Wirtschaft durch ein Nebeneinander von
Tausenden Mittel- und Kleinbetrieben sowie einemextrem hohenMonopolisie
rungsgrad in den wichtigsten Produktionsbereichen (vorallem Chemie, Auto-
mobUbau, Büromaschinen und Elektrotechnik) aus."* Unter den führenden
internationaloperierenden Konzemen finden sichdaher Unternehmen aus weiü-
gerkonkurrenzfähigen EWG-Staaten, obwohl Rangfolge und Häufigkeit natio
naler Konzerne in der «Fortune-Liste der. Umsatzmilliardäre» immer auch die
ökonomische PotenzsowiedenZentralbationsgraddesKapitals in deneinzelnen
Ländern wiedergeben. Sogehörten 1972 zuden50größten nichtamerikanischen
Gesellschaften zwölf westdeutsche, elfbritische, neunjapanische, neunfranzösi
sche, vier italienische, vier niederländische, zweischweizerische und schließlich
ein australisches Untemehmen."" Gegenüber 1968 hat sichdiePosition japani
scher und westdeutscher Konzeme verbessert, während die britischen und fran
zösischen Spitzengesellschaften leicht an Boden verloren haben.""

3.3. Zusammenfassung

Die zu Beginn des Abschnittes aufgeworfene Frage nach der Entwicklung des
ökonomischen Kräfteverhältnisses in der EWG bt einfach zu beantworten: Das
allgemeine - im internationalen Vergleich überdurchschnittliche - Wachsmms-
tempo der gesellschaftlichen Produlüion hat nicht zu einer Infragestellung der
führenden ökonomischen Position der BRD und Frankreichs geführt DieHier
archie, dieihrerseits in der Bedeutung desindustriellen Sektors in derGesamt
wirtschaft, in der Entwicklung der Produktivität, im Tempo der industriellen
Entwicklung, in derVerlagerung des Schwergewichtes derProduktion aufdie
modernen Wachstumsindustrien, im Konzentrationsgrad undschließlich inder
außenwirtschaftlichen Stärke zum Ausdruck kommt, hat sich im Verlauf der
fünfzehnjährigen Entwicklung derEWG nicht verändert. Auch die seit1963 sich
abzeichnende Verlagerung des Wachstumszentrums von der BRD auf Frank
reichunddie Niederlande, diedurchdieschnelle Steigerungder Bmttoanlagein-
vestitionen höhere Zuwachsraten der industriellen Produktion als die BRD er-

30 Krak, M.: Die100 größten Unternehmen. In: FAZvom 18.8.1973.
31 Vgl. Albers u.a., aa.O., S. 114/115.
32 Vgl FAZ vom 13.9.1973.
33 Vgl. IMSF (Hg): Internationale Konzeme undArbeiterklasse, a.a.O., S.332-343.
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zielten, hatnoch keine strukturelle Wandlung des Kräheverhältnisses nach sich
gezogen, obwohl gerade mitdieser Verlagerung dernationalen Wachstumszen
tren eine Intensivierung der zwischenstaatlichen Konkurrenz einheigeht

Wesentlich schwieriger istdagegen die Frage nach derAngleichung der sozial
ökonomischen Strukturen sowie derVerwertungsbedingungen des Kapitals im
Rahmen derEWG zu beantworten. Soweit die hierzusammengestellten Daten
bereits Schlußfolgerungen zulassen, bestätigt sich die Anglcichungshypothese in
bezug aufdieEntwicklung derProduktionsstruktur, aufdie Verteilung derAr
beitskräfte, aufdie verschiedenen Zweige dergesellschaftlichen Produktion so
wie aufdie allgemeinen Veränderungen derIndustriezweigstruktur, die letztlich
allgemeine Prozesse der Anwendung und Verbreitung des wissenschaftlich
technischen Fortschritts inderProduktion reflektiert. Auch die «Vertiefung des
Grabens» inder Wirtschaft zwischen dem monopolisierten Sektor der Pit^uk-
tion, den führenden Konzernen der Wachstumsindustrien, die zugleich den
größten Teil derWaren- undKapitalexporte aufsich vereinigen, und den weni
gerproduktiven, vorallem national operierenden Kapitalen kann als ein Moment
der Angleichung derKapitalstrukturen inden hochentwickelten kapitalistischen
Ländern interpretiert werden.^"* Insofern kann also von einer «analogen Ent
wicklung» derBedingungen der Kapitalverwertung gesprochen werden, zumal
sich - wie noch zu zeigen sein wird diese Angleichung auch zunehmend in
Richtimg auf eine Verallgemeinerung der Krisenerscheinungen in den EWG-
Ländern bewegt.

Gleichwohl haben diese allgemeinen Strukturveränderungen den ungleich
mäßigen Charakter dieser Prozesse nicht aufgehoben. Dafür sprechen nicht nur
die beträchtlichen Abweichungen im Tempo des wirtschaftlichen Wachstums
zwischen den einzelnenLändern, die nachwievor bestehenden Unterschiede in
der Produktionsstruktur sowie im Grad der Konzentration des Kapitals und der
Produktion, sondern vor allem auch das anhaltende Gefälle in der Produktivität
der nationalen Kapitale, das noch durch die stagnadven Tendenzen der wirt
schaftlichen Entwicklung in Italien seitdem Ende dersechziger Jahre verstärkt
wurde. Zumal dieHypwthese vonder «Harmonisierung» der Wirtschaftsstruk
turenund der Wettbewerbsbedingungen durch die fortschreitende Integration
kann angesichts der realen Dispropornonen als Legitimationsideologie angese
hen werden; denn gerade das unterschiedliche Ausgangsniveau der ökonomi
schen Entwicklung in deneinzelnen EWG-Ländern sowie diedurchden Zollab
bau verstärkte Konkurrenz mußten notwendig eine spezifisch nationale Regulie
rungsfunktion des Staates noch weiter befördern: dieaktive Unterstützung der
nationalen Kapitale, um die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen zu über
winden, sowie denSchutzvordem ungehinderten Zugang der produktiveren -
insbesonderedeswestdeutschen- Kapitale zumeigenen Markt. Daßesinnerhalb
der EWG nicht gelungen ist, neben den Zöllen und Mengenbeschränkungen
auch'die sog. «nichttarifären» Handelhemmnisse abzubauen, dieBedingungen

34 Vgl. dazu Levinson; Inflation, a.a.O., S. 29E
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fürden frdenKapitalverkehr zuschaffen sowieeineAngleichungderrechtlichen
undsteuerlichen Bestimmungen durchzusetzen, bestiitigtnurdiese intensivierte
Schutzfunktion, die der Nationalstaat im Interesse der schwächeren nationalen
Kapitale übernehmenmuß. Soerweistsichdiese, ausder Ungleichmäßigkeit des
Kiäfteverhältnisses und der Produktivität herzuleitende, wachsende Bedeutung
desnationalen Staates als ein wesentliches Ferment jener permanenten Krisen,
dieseitMittedersechziger Jahreimmerwieder Ansätze zur Vertiefung derInte
gration zunichte machen.

4. Aspekte der widersprüchlichen Bewegung
des Integrationsprozesses

4.1. Bilanz und derzeitiger Stand der Integration

Die Bilanz der bisherigen Resultate der westeuropäischen Integration scheint
durchüberwiegend positiveElemente gekennzeichnet zu sein.DieEWG hat sich
1972/73 von sechs auf neun Mitgliedstaaten erweitert und ist der mächtigste
Handelsblock innerhalbder kapitalistischen Welt.Sie ist ausder Rolle desöko
nomischen und politischen «Juniorpartners» der USA herausgewachsen und
agiertschon gegenwärtig als innerimperialistischer Hauptkonkurrent derUSA,
der indenAuseinandersetzungen umdieReform deskapitalistischen Weltwäh
rungssystems (IWF), um die langfristige Gestaltung der globalen kapitalisti
schen Handelsbeziehungen (GATT) sowie umdieNeuorganisation desmilitäri
schen Potentials desImperialismus (NATO) autonome - wennauchnichtimmer
einheitliche- Interessen zu formulieren und zuwahrenversteht.Angesichts die
ser grundlegenden Veränderungdes innerimperialistischen Kräfteverhälmisses
kann heute Westeuropa kaum noch als eine weltpolitische Kraft «zweiten Gra
des», als «Objekt fremden Gleichgewichts»' betrachtet werden. Daß Europa
heuteeine«Großmacht» bzw. eine«Supermacht» ist,wird von den«Europäern»
kaum noch inFragegestellt.^ Sofand auch dasKonzept einerneuen «atlantischen
Parmerschaft», dasderAußenminister derUSA, HenryKissinger, imApril 1973
vortrug, in Westeuropa nur geringeResonanz. ObwohldieFührungsmächte der
EWG, die BRD und Frankreich, gegenüber den USA unterschiedliche Bündnis
strategienverfolgen, lehnten sie einmütigden Führungsanspruch der USA, wie
er in Kissingers «Charta» niedergelegt war, ab.^

DieNachkriegsintegration der entwickelten kapitalistischen Länder ist in den

XVgl. Hallstein: Derunvollendete Bundesstaat, a.a.O., S. 234.
2 Soschon imTitelvonGaltung, a.a.O., sowie Kohnstamm, M./Hager, W. (Hg): Zi

viilmacht Europa —Supermacht oder Partner, Frankfurt/M. 1973.
3 InKissingers Deldaration hießesu.a.: «Die Vereinigten Staaten haben globale Inter

essen undVerantwortungen. Unsere europäischen Verbündeten haben re^onale Interes
sen» (vgl. FAZ vom26.4.1973, S. 7/8).
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sechziger Jahren in ihrezweite Phase eingetreten, in derdie-Tendenz zurSpal
tung die Tendotz zur Vereinheitlichung der imperialistischen Kräfte immer .
mehr überlagert^Dies beruhtnicht allein aufdemScheitern jenerglobalen Stra
tegie der«Eindämmung» bzw. des «Zurückrollens» des Sozialismus, dienoch bb
zum Ende derfünfziger Jahre die wesentliche politische Klammer einheitlicher
Interessenstrukturen gebildet hatteunddieheute durch denkonsolidierten und
wachsenden weltpolitischen Einfluß der sozialistischen Staaten einerPolitik der
friedlichen Koexistenz weichen muß. Neben dieser Veränderung despolitischen
und ökonomischen Kräfteverhältnisses im Weltmaßstab, die als äußerer Faktor
auf die Entwicklung des imperialistischen Systems einwirkt, seinen Herr
schaftsbereich einschränkt sowie die Realbierung seiner Integratlons- und Ex
pansionsstrategien beeinträchtigt, muß allerdings auch dieungleichmäßige öko
nomische Entwicklung zwischendenZentrendesimperialbtischen Lagers alsdie
wesentliche materielle Bedingung für diezunehmende Widersprüchlichkeit der
Beziehungen zwischen diesen Zentrenangesehen werden. DieEntwicklung der
Kapitalverwermngsbedingungen bestimmt in letzter Instanz die Entwicklung
dieser Beziehungen, dieFormen IhrerWidersprüchlichkeit unddiePerspektiven
der Integration.

DieMitgliedsländer der EWG haben,wennauchmit unterKhiedllcher Inten
sität, in den letzten zwanzig Jahren eine Perlode relativer Prosperität und
beschleunigter Kapitalakkumulation durchlaufen. Dieim internationalen Ver
gleich überdurchschnittlichen Wachstumsraten des Sozialprodukts und der in
dustriellen Produktion gingen einher miteiner «Modernisierung» derProduk
tionsstruktur, wie sie in der vorrangigen Bedeumng der wbsenschaftlich und
technologisch führenden Wachstumsbranchen tmdderdamitengverbundenen
Exportorientierung der Wirtschaft zumAusdruck kommt Zweifellos hatdie In-
t^ation auf diese forcierte Kapitalakkumulation eingewirkt: Der Zollabbau
zwischen den Mitgliedstaaten führte zu einer beträchtlichen Steigerung der
Handelsverflechtung, dieihrerseits dieVoraussetzung für eineengere Verflech
tungder Produktion und desFinanzkapitals bildete. Aufdiese Weisewurdeeine
größere Reälbierungssphäre fürdiewesteuropäbchen Kapitale- auch als sichere
Operatlonsbasb für die Expansion aufdem Weltmarkt - geschaffen. Über den
gemeinsamen Außenzolltarifder EWG sollteein Schutz gegendie Konkurreiu:
von «Drittland-Kapitalen» gewährt werden. Gleichwohl hatte diese geographi
scheErweiterung desMarktes dieFunktion, dieKonkurrenz zwischen den west
europäbchen Kapitalen zu intensivieren, sie zu einer schnelleren Anwendung
deswissenschaftlich-technischen Fortschrittszuzwingen, unproduktive Kapitale
zu vernichten, wenig profitable, abergesellschafdich notwendige Bereiche der
Produktion undReproduktion instaatliche Handzuüberführen undschließlich-
inderKonsequenz dieserneuenFormen regionaler Konkurrenz-dieKonzentra
tion undZentralisation desKapitals auf einehöhereStufezu heben.DieIntegra-

4 Diesebeiden Phasen unterscheidetKirsanov, A W.:DieUSAundWesteuropa. Berlin
19^8, S. 149.
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tionbeföiderte also dieVerflechttmg undAbhängigkeit zwischen denwestenro-
jräischen Staaten und trug so wesentlich dazu bei, zusätzliche Triebkräfte des
Wachstums im Rahmen der langenProsperitätsphase nach1945 freizusetzen
und den ProzeßdesAufholens der durch diebeiden Weltkriege besonders ge
schwächten kapitalistischen Staaten Westeuropas voranzutreiben.

Und doch kontrastieren gerade diese erfolgreichen Ergebnisse der Integration
mitderen eigener innerer Widersprüchlichkeit. SeitMitte dersechziger Jahrebe
stimmtdie «Krise» alsAusdruckvon umvereinbaren, gegensätzlichen Interessen
zwischen denMitgliedstaaten undvonmühsamen Kompromissen, dieihrerseits
dieStagnation verstärken, dieEntwicklung derwesteuropäischen Politik. Iimer-
halbder EWG verstärktsichder Konflikt zwischen zentrifugalen und zentripeta
lenKräften biszujenemPunkt,andemihreExistenzfähigkeit selbst immerwie
der in Frage gestellt wird. So heißt esschon ineinem Memorandum der EWG-
Kommbsion vom Februar 1969;

«Die Gemeinschaft kann nicht auf dem heute erreichten Stand verharren. Entweder läßtsie
unter dem Druck der auseinanderstrebenden Kräfte, die sich bereits bemerkbar machen,
zu,daßparadoxerweise ihreEinheit gerade zudemZeitpunkt aufgeweicht wird, indem die
Zollunion untergroßen Anstrengungen verwirklicht wurde undderrasche technologische
Fortschrittdie Vorteileeinesgroßeneinheitlichen Marktesständigwachsen läßt, oderes
gelingt ihr, imRahmen derbestehenden Institutionen dienationalen Wirtschafbpolitiken
inbefriedigenderWeise aufeinander abzustimmen... DieGemeinschaft stehtsomitvorei
nergrundlegenden Entscheidung. Siemußsieunverzüglich treffen, wennsiedieAktions
möglichkeiten, diesienoch hat,nutzen will, andernfallskönnten ernsteGleichgewichtsstö
rungenauftreten, die zu unerwünschten Lösungen zwingen würden.»'

Wurden dieZwecke der Integration ursprünglich alsdie Herstellung binnen
marktähnlicher Verhältnisse sowie alsdieinstitutionell abgesicherte Koordinie
rungund Harmonbierungder Wirtschaftspolitik gefaßt,soherrschtgegenwär
tig eine weitverbreiteteUnsicherheitgegenüber den Möglichkeiten einer weite
ren Vertiefung der Vergemeinschaftungvor.

«Es ist leichter, die Weiterentwicklung der Zollunion zu einer Wirtschafb- und Wäh
rungsunion zu fordern, dieder Vertragvon Rom inAussicht genommen hat,alssiegenau
zudefinieren odergardiedamitverbundenen Änderungen zu erreichen. Mankannsagen,
daßdieZollunion ihrevolle Bedeutung erlangen wird, wenn derGemeinsame Marktsich
immer wenigervon einem einzelstaatlichen Markt unterscheidet.»'

DieVoraussetzimgen für eineVertiefung der Integration sindjedoch trotzder
ökonomischen Erfolge nichtalseinquasi-automatisches ProduktdesWachstums
und der Verflechtung gereift; es schemtvielmehr, als haben die Disparität der
Preb- und Lohnentwicklung, die Ungleichmäßigkeit der Zahlungsbilanzent
wicklung, die ungebrochene Autonomie der einzelstaatlichen Wirtschafts- und
Konjunkturpolitik die Möglichkeiten einer Harmonisierung der Strukturenwie

5 Zit n. Hallstein; Der unvollendete Bundesstaat, a.a.O., S. 118.
6 Uri u.a.: Bericht..., Band 1, a.a.O., S. 12.
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derPolitikerheblich beeinträchtigt ÖieEWG trittalso-oberflächlich betrachtet
- mitderVerwirldichung ihreserstenZieles, derZollunion, in einePeriode der
politischen Krise und der institutionellen Stagnation ein; denn diedurch den
Zojlabbau stimulierte stärkereVerflechtungdes Austausches undderProduktion
sowie die wachsende konjunkturelle Interdependenz zwischen den Mitgliedslän
dern erfordert objektiv die Schaffung supranationaler politischer Kompetenz,
d.h. den Ausbau eines supranationalen politischen Regulierungsinstrumenta
riums, dasdem Charakter der fortgeschrittenen Internationalisierung der Pro
duktion sowiedengemeinsamen Interessen derwesteuropäischen Kapitale inder
Weltmarktkonkurrenz Rechnung zu tragen vermag. Aber eben diese abstrakte
Notwendigkeit gerät in einen permanenten Konflikt mitden Verwertungsinter
essen der nationalen Kapitale undder Politik der Nationalstaaten. Diedivergie
renden politischen und ökonomischen Interessen der Nationalstaaten verhin
dern immer wieder von neuem die Realisierung der zahllosen Vorschläge, diedie
EWG-Kommission zur Harmonisierung derPolitik sowie zur Autonomisierung
dersupranationalen Organe dem Ministerrat vorlegt.
«Indergegenwärtigen Situation istvölligoflen, obdie erreichten Liberalisierungenausrei-
dtende Impulse liefern, die Mitgliedstaaten zueinem Überbau angemeinschaftlicher Poli
tikzuveranlassen, oder obdie nationalen Regierungsinteressen sostark sind, daß sieeine
Renationalisierung undeinen Abbau desFreiverkehrs bei einer Politik intergouvememen-
talen Interessenausgleichs riskieren.»''

Der Versuch, diesen Widerspruch zwischen fortschreitender Verflechtung und
zurückbleibender Integration ausdem «Mißverhältnis zwischen dem wachsen
den Politik-Bedarf der Gemeinschaft und der ungenügenden Machtquelle, des
ungenügenden Zugangs zu den Machtquellen in den Völkern und politischen
Gruppen derMitgliedsländer» herzuleiten,^ wird notwendig scheitern müssen;
denn erverweist die Erklärung der zurückbleibenden Integration letztlich indie
Sphäredespolitischen Irrationalismus, der auf dieKonsisteiu des«Nationalbe
wußtseins» alsletzten Erklärungsgrund rekurrieren muß.Das schließt den Ver
zicht ein, nicht nurdie materiellen gesellschaftlichen Bedingungen der Integra
tion,sondern auch diedaraus bestimmtenWidersprüche desIntegrationsprozes
sesnäherzuanalysieren. DieHauptursachen derSchwierigkeiten beim Ausbau
undderVertiefung derEWG liegen daher nicht - wie stets von den Europa-Ideo
logien suggeriert wird - in dem «mangelnden politischen Willen», endlich auf
dem Wege der Vergemeinschaftung und derStärkungder Supranationalitätvor
anzuschreiten. Siewurzeln vielmehr inderkapitalistischen Bestimmtheitdes In-
ternationalisierungsprozesses selbst, dieschon indemgeringen Integrationsgrad
der «nationalen Wirtschaftsräume»' zum Ausdruck kommt

7 von der Groeben/Mestmäcker, a.a.O., S. 67.
8 Kuby, H./Kiczmüller, E.;Transnationale Wirtschaftspolitik. Zurpolitischen Ökono

mie Europas, Hannover 1988, S. 118.
9 «Es sindalso wederdieLöhne, noch dieSozialleistungen, nochdieöffentlichenAusga

ben,noch dieSteuern, diedereuropäischen Wirtschaft entgegenstehen, odereineGrenze
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Die (olgendeUntersuchung wird zuzeigen haben, aufwelche WeisedieBewe
gungsformen des Widerspruchs zwischen ökonomischer Verflechtung und poli
tischer Integration sich innerhalb der EWG im Konkurrenz- und Machtkampf
derNationalstaaten vermitteln undauf welche Weise gerade dieGesetze derin
ternationalen monopolistischen Konkurrenz immerwieder jeneSchranken re
produzieren, die trotzdes objektiven Zwangs zurAnpassung politischer Regulie-
rungs- und Herrschaftsmechanismen an die Intemationalisierung kapitalisti
scher Produktion das Fortschreiten der Integration behindern.

4.2. einigen Problemen der Integrationstheorie

ImAugust 1915 schrieb W. 1. Lenin gegen dieLosung «Vereinigte Staaten von
Europa»:

«Vom Standpunktderökonomischen B^ingungen des Imperialismus, d.h.des Kapitalex
portes undderAufteilung derWelt durch die <fortgeschrittenen> und«zivilisierten» Kolo
nialmächte, sind die Vereinigten Staaten von Europa unterkapitalistischen Verhälmissen
entweder unmöglich oder rräktionär... Natürlich sind zeitweilige Abkommen zwischen
denKapitalisten undzwischen denMächten möglich. Indiesem Sinne sindauch dieVerei
nigten Staaten vonEuropa möglich alsAbkommen dereuropäischen Kapitalisten... worü
ber? Lediglich darüber, wie man gemeinsam denSozialismus in Europa unterdrücken, ge
meinsam diegeraubten Kolonien gegen Japan undAmerika verteidigen kötmte...Aufder
heutigen ökonomischen Basis, d.h. unterkapitalistischen Verhälmissen, würden dieVer
einigten Staaten von Europa dieOrganisation der Reaktion zur Hemmung der raschen
Entwicklung Amerikas bedeuten.»'"

Lenins Kritik dieser Losung nimmtwesentliche Inhalte jenerEuropa-Ideologien
vorweg, diesich imGefolge derweiteren Schwächung derStaaten Westeuropas
durch die Resultate des Ersten Weltkrieges und durch denSieg der sozialisti
schen Revolution inRußland inderZwischenkriegsperiode ausbreiteten. Sowohl
die«Paneuropa-Ideologie» desGrafen Coudenhove-Kalergi" alsauch die-der
Westpolitik von G. Stresemann zugrundeliegende —europapolitische Konzep
tion des sog. «Sozialliberalismus» in derWeimarer Republik'̂ gingen von der
Einsicht in den endgültigen Verlust der wirtschafdichen imd politischen Vor
machtstellung der westeuropäischen Staatenim Weltmaßstab aus, um in der
gemeinsamen Abwehr desSozialismus und derübermächtigen amerikanischen

für den Lebensstandard, den sie ihren Erwerbstätigen sichern kann, setzen. Die Haupt
quellederSchwierigkeiten liegtindemenormen Geälle, dasimmernochzwischen Regio
nen, Wirtschaftszweigen und Unternehmen bestehtund zum Ted sogarkünstlich auf
rechterhalten wird... Mit einem Wort: die nationalen Wirtschaftsiäume sind noch nicht
stark genug integriert» (Uri aa.: Bericht..., Band 2, a.a.O., S. 15/16).

10 Lenm, W.L:ÜberdieLosung derVereinigten StaatenvonEuropa. In: ders..Ausge
wählteWerke. Band1. 3. AuB., Berlin 1964, S. 758-761, hier S. 759/60.

11 Vgl. Coudenhove-KaletgL R.: Fan-Europa, Wieti/Leipzig 1923.
12 Vgl. dazu Opitz, R.: Der deutsche Sozialliberalismus. 1917-1933, Köln 1973.
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Konkurrenz eine europäische Zollunion als Vorstufe einer europäischen Fö
deration bzw. eines «paneuropäischen Staatenbundes» zuschaffen.*^Zum ande
ren erfeßt Lenins Kritik der Europa-Ideologie das grundlegende Widerspruchs
verhältnis imperialistischer Bündnissysteme: Sie sind nur als «zeitweilige
Abkommen zwischen Kapitalisten» möglich; denn —soformuliert er im Jahre
1916

«... unterdem Kapitalismus istfürdie Aulteiiung derInteressen- und Einflußsphären, der
Kolonien usw., eine andere Grundlage alsdie Stärke derdaran Beteiligten, ihreallgemein-
wirtschaftliche, finanzielle, militärische und sonstige Stärke, nichtdenkbar. Die Stärke der
Beteiligten aber ändert sich ungleichmäßig, denn eine gleichmäßige Entwicklung der ein
zelnen Unternehmungen, Trusts, Industriezweige und Länder kann esunterdem Kapita
lismus nicht geben... <Interimpeiialistische> oder <ultraimperialistische> Bündnisse sind
daher in der kapitalistischen Wirklichkeit... notwendigerweise nur Atempausen) zwi
schen Kriegen -gleichviel inwelcher Form diese Bündnisse geschlossen werden, obinder
Form einerimperialistischen Koalition gegen eine andere imperialistische Koalition, oder
in der Form eines allgemeinen Bündnisses aller imperialistischen Mächte.»"

Dennoch bleibt zufragen, obLenins Bestimmung des inneren Widerspruchs im
perialistischer Bündnisse ein umfassendes Verständnis der mit der EWG ver
bundenen Integrationsprozesse und -Widersprüche ermöglicht. Sogehen z.B.
neuere marxistische Arbeiten, insbesondere ausderSowjetunion, davon aus, daß
«...die Integration keine zeitweilige undzufällige Erscheinung (ist), sondern ein
zutiefstgesetzmäßiger Prozeß, eine langfristige Tendenz, die sowohl fürden Ka
pitalismus alsauchfür den Sozialismus charakteristisch ist». Indemalsodie In
tegration alseingesetzmäßiger und langfristiger Prozeß begriffen wird, ist zu
gleich der wesentliche Unterschied zwischen den früheren imperialistischen
Bündnissen, die Lenin vorAugen hatte, und den zwischenstaatlichen Integra
tionsprozessen nach 1945 bezeichnet: Diese sind weder nur «zeitweilig», noch
sind sie«bloße Atempausen zwischen Kriegen».Der internationale Vergesell-

13 Vgl u.a.: Kirsanov, a.a.O., S. üzff.; Berthold, W.,u.a. (Hg.): Kritik derbürgerli
chen Geschichtsschreibung, Köln 1970, S.50ff.;Schöndube, C: DasneueEuropa-Hand
buch, Köln 1969, S.15ff.; ders.: Grundsatzfragen dereuropäischen Integration, Hangelar
1968.

14 Lenin, W. L: Der Imperialismus als höchstes Stadiumdes Kapitalismus. In; ders..
Ausgewählte Werke, a.a.O., Band1, S. 865/866.

15 Autorenkollektiv: Politische Ökonomie desheutigen Monopolkapitalismus, Berlin
»972. S. 598.

16 Der Wandelin der Einschätzung der EWG durch sowjetische Gesellschaftswissen-
schaftler seitMittederfünfziger Jahrezeigt deudich denÜbe^angvoneinerprimärpoliti
schenzu einer eher politisch-ökonomischen Analyse des Integiationsprozesses. Domi
niertezunächst dieAuffassung, dieEWG bilde dieökonomische Basis derNATO inWest
europa, undihrepolitische Fuitktion erfülle sich hauptsächlich inihreraggressiven Orien
tierung gegenüberdem Soziaiismus, so tritt seit einigen Jahren die Verschärfung der
innerimperialistischen Konkurrenz unddiedarin eingebettete Funktion derEWG stärker
in den Mittelpunkt der Betrachtung.
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schaftungsgrad derProduktion sowiediegeringereWahrscheinlichkeitvonmili
tärischen Auseinandersetzungen zwischen den imperialistischen Staaten, die
durch Existenz undStabilisierung dersozialistischen Staaten erzwungen wurde,
begründen vielmehr alsobjektive Voraussetzungen dielangfristige Tendenzder
Integrationsprozesse, ohnedaßdabeiderenWidersprüche, diedurchdieVerwer
tungswidersprüche der nationalen Kapitale und der darauf beruhenden im-
gleichmäßigen Entwicklung produziert werden, beseitigt werden könntea Ob
wohl sich dieGeschichte derwesteuropäischen Integration nach 1945 - durchaus
imSinnederLeninschen Einschätzung—bei näherer Betrachtung keineswegs als
eine Periode des friedlichen und harmonischen Interessenaus^eichs zwischen
den imperialistischen Staaten, sondern als eine Periode des permanenten
Konflikt um politische und ökonomische Hegemonie erweUt, erheischt dieTat
sache der relativen Konsistenz der EWG eineErklärung, diedemgesetzmäßigen
wiedemwidersprüchlichen Charakter desIntegrationsprozesses Rechnung tra
gen muß.

DiedemKapital gemäße Proportionalität desWachstums wird weder durch die
gesellschaftlichen Bedürfnisse noch durchdiestofflichen Naturzusammenhänge
der gesellschaftlichen Produktion bestimmt. Regulator der Produktion und des
Wachstums ist der Profit. «Das Wachstum der Produktivkräfte vollzieht sich im
Kapitalbmus als ein durch den Profitmechanismus vermittelter spontanerPro
zeß des Wachstums des Kapitals, und das istgleichbedeutend mit Akkumulation
und Konzentration des Kapitals, Produktionauf wachsender Stufenleiter,Ver
tiefungder Arbeitsteilung und Ausdehnungder MachtdesKapitals.»'^ DasKa
pitalalssich«verwertender Wert»unterliegtstetsderTendenz, «einerseits dis-
posable timezuschaffen, andererseits toconvert it intp surpluslabour». Kapi
talistisches Wachsttun - auch über die nationalen Grenzen hinaus - erwächst aus
demZwang, durchdieEntwicklung der Produktivkraft dergesellschaftlichen Ar
beit dieSchranken der Kapitalverwertung zu überwinden. DieUngleichmäßig-
keit kapitalistischer Entwicklung ist mithin nur die Form, vermittelsderen sich
an derOberflächedesWachstumsund der Konkurrenz diegrundlegende Dispro-
portionalität vonProduktion und Verwertung darstellt «Der Widerspruch die
ser kapitalistischen Produktionsweise besteht aber geradein ihrer Tendenzzur
absolutenEntwicklungder Produktivkräfte,diebestiindigin Konflikt geraten mit
den spezifischen Ptoduktionsbedingungen, worin sich das Kapital bewegt und
allein bewegen kann.»*'

Dieverschiedenen «Erscheinungsformen derIntegration»resultierenausdem
«Wechselverhältnis von Produktivkräften und Produktionsverhälmissen unter
denhistorisch-konkreten Bedingungen derNachkriegszeit»." Diebeschleunigte

17 Heß,F.: ZielundRationalität desWirtschaftswachstums imKapitalismus sowie der
Mechanismus ihrer Durchsetzung. In: Maier, H. (Hg.), Ziele, Faktoren, Rationalität des
ökonomischen Wachstums. Band 1, Berlin 1968, S. 37ff., hier S. 39/40.

18 Marx, K.: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, Berlin 1953, S. 596.
19 Marx, K.: Das Kapital Dritter Band, MEW 25, S. 268.
20 Gfindel u.a.: Zur Theorie..., a.a.O., S. 240.

239



Rekonstruktion deskapitalistischen Weltmarktes nach1945 ist einerseits Aus
druckderTatsache, daßdieamweitesten entwickelten Kapitale unterdenBedin
gungen des wissenschaftlich-technischen Fortschritts nur durch «Ausdehnung
des äußeren Feldes der Produktion», '̂ d.h. durch Intensivierung der Welt
marktbeziehungen zu existieren vermögen, indem siedieSchranken derdurch
dennationalen Markt begrenzten Realisierungssphäre durchbrechen. Derdamit
einhergehende Strukturwandel des Weltmarktes, der Bedeutungsverlust des
Austausches Fertigwaren - Rohstoffe gegenüber demAustausch hcxhveredelter
Fertigwaren zwischen den hochentwickelten kapitalistischen Ländern, wird
mehrundmehr«durch diebeständigen Revolutionen indenProduktionsmetho
den selbst»"bestimmt; denn die Kapitalaufwendungen, die zurVerwirklichung
desfortgeschrittensten Standes derTechnologie, derForschung, derPlanung von
Produktion und Absatz, notwendig sind, haben längst dieAkkumulationskraft
bloß national agierender westeuropäischer Kapitale überschritten und treiben
denProzeß der Intemationalisierung vonProduktion und Austausch sowie der
internationalen Zentralisation des Finanzkapitals weitervoran. Andererseits re
präsentiert aberdieEWG schon seitihrerGründung in nuce dieTendenz zur re
gionalen Blockbildung innerhalb des kapitalistischen Weltmarktes. Die «Auf
schließung» der nationalen Märkte geht einhermit der regionalen «Abschlie-
ßung», die schon Endederfünfziger Jahre inderBRD von neoliberalen Ideologen
tmdPolitikern alsder Keim ihresScheiterns kritisiert wurde." Daßdieser Dop
pelcharakter der Integration zunächst noch nicht als eineTriebkraft zur Ver
schärfung vonWidersprüchen iimerhalb der EWG in Erscheinung trat, resul
tierte inerster Linie aus der weitgehenden Annäherung der politischen und öko
nomischen Interessen innerhalb desimperialistischen Lagers: Aufder Basis der
langen Nachkriegskonjunktur und der gemeinsamen Frontstellung gegen den
Sozialismus erschienen die Unterschiede zwischen den Interessen der USA, die
aufFestigung ihrerglobalen Führungsposition zielten, und denen derwesteuro
päischen Staaten,diesichzunächst aufdieRekonstruktion ihresnationalen öko
nomischen Potentials —alsVoraussetzung für die Wiederherstellung der Kon
kurrenzfähigkeit gegenüber dem US-Kapital - zu konzentrieren hatten, noch
nichtals gegensätzliche Pole innerhalb der imperialistischen Konkurrenz. Erst
mit dem Ende des langen Nachkriegszyklus und dem Abschluß der nationalen
westeuropäischen Rekonstruktion traten die innerimperialistischen Beziehun
gen zwischen den EWG-Ländern und zwischen den Zentren des ünperialisti-
schen Systems ineineneuePhase ein.Indem Maße, wiediespezifisch ökonomi
schen und politischen Triebkräfte der Nachkriegsperiode an Wirksamkeit ein
büßten, begann für die EWG «die Stundeder Wahrheitzu schlagen»;"deim

' 21 Marx, K.: Das Kapital. Dritter Band, a.a.O., S. 255.
22 Ebd., S. 254.
23 Vgl. dazuDeppe, F.:Die«Europäische Gemeinschaft» inderStagnation. In: Blätter

für deutsche und internationale Politik 1 (1974), S. 33S.
24 Soerhebtz.B.Levinson (a.a.O., S. i2i)die Frage, «obdasKonzept einerr^onalen

Marktwirtschaft, eines Blocks zwischen den ökonomischen Supermächten, entwickelt in
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nunmehrmußtesich entscheiden, obdurchdieHerstellungeines«gemeinsamen
Marktes»,durchdierealeVerflechtungder Produktion unddesAustausches so
wiedurch dieErrichtungsupranationaler Institutionen undHarmonisierungder
Politik zwischen den EWG-Ländem die Bedingungen dafür geschaffen worden
waren, daß sichdie EWG als autonomes Subjekt in der Weltmarktkonkurrenz
und der Weltpolitik zu etablieren und dann auch zu behaupten vermochte.

Gleichwohl wird die politische Seitedes Integrationsprozesses nichthinrei
chend erfaßt, sofern diese sich lediglich aufdie historisch besondere Konstella
tion der Interessen und des Kräfteverhälmisses reduziert.DieSpezifik der Inte
gration muß.geradedarin gesehen werden, daß sie eine Anpassung staatlicher
Regulierungsfunktionen an die Internationalisierung kapitalistischer Produk
tionsverhältnisse intendiert. Der Nationalstaat als binnen- und außenwirt
schaftlicher Garant kapitalistischer Gesamtinteressen vermagdurch seineTätig
keitdenAnforderungen der internationalen Vergesellschaftung der Produktion,
den Interessen der international agierenden Kapitale nichtmehr vollRechnung
zu tragen.VielmehrerfordertdieAkkumulation auf erweitertertransnationaler
Stufenleiterdie Beseitigung protektionistischer Schranken, diedie freieMobili
tät desWaren-wiedesGeldkapitals einschränken. Erwies sichdasProtektionssy
stemvorallem für relativ rückständige kapitalistische Länder immerwieder als
«ein Kunstmittel, Fabrikanten zu fabrizieren»,^^ d. h. als ein «Kimstmittel», die
Entfaltung und Verallgemeinerung kapitalistischer Produktionsverhältnisse
voranzutreiben, so erzwingtder Mechanismus der kapitalistischen Produktiv
kraftentwicklung immerwieder die Durchbrechung jenerAbschließung der na
tionalen Märkte:

«Unterdemkapitalistischen Systemmuß eineIndustrieentwedersichausdehnen oderzu
sammenschrumpfen. Siekannnichtstationärbleiben; Hemmung derAusdehnung istbe
ginnender Ruin; der Fortschrittder mechanischen und chemischen Erfindungen setzt
fortwährend menschliche ArbeitaußerBeschäftigung, vrährend erdasKapital gleichzeitig
nochraschervermehrt und konzentriert;er schafft so in jederstagnantenIndustrieeinen
Überschuß von Arbeitern sowohl wie von Kapital, einen Überschuß, der nirgends einen
Abschluß findet, weil derselbe Prozeß in allen anderen Industriezweigen gleichfalls vor
geht. Sowird derÜbergang vom inländbchen zum Ausfuhrhandel zueirierLebensfrage für
allediese Industriezweige.»"

Diese Tendenz, die Schrankendes Protektionssystems zu überwinden, schließt
jedoch keinesfalls den Rückfall in national protektionistische Maßnahmenaus,
die die Integration des Weltmarktes zurücknehmen:

der Nachkriegszeit mit ihrer wirtschaftspolitischen Fixierung auf Exporte und Importe,
Schwerindustrie, Stahlerzeugimg, Kohlenbergbau undFahrzeugproduktion, wohl noch le-
bens-undentwicklungsfähig ist Mehrnoch:HabendiemultinationalenKonzerne unserer
TagedieMarktwirtschaft nichtlängstinternationalisiert unddieVorstellung einereinzel
staatlichen Volkswirtschaft als hoffnungslos veraltetentlarvt?»

25 Engels, F.: Schutzzoll und Freihandel. MEW 21,S. 365.
26 Ebd., S.368;vgl. auchMarx,K.: Kapital. DritterBand, a.a.O.,S. 24^ff., S. 255 und

S. 266.

241



«Darausaber, daßdasKapital jedesolche Grenze alsSchranke setztunddaheridee/i d^-
berweg ist,folgtkeineswegs, daßessierealüberwunden hat,unddajedesolcheSdiranke
seinerBestimnnuig widerspricht, bewegt sichdieProduktion in Widersprüchen, diebe-
s^digüberwunden, aber Äenso beständig gesetzt werden. Noch mehr. DieUrüversalität,
nachderesunaufhaltsam hintreibt,findetSchranken anseinereigenen Natur,dieaufeiner
gewissen StufeseinerEntwicklungesselbst alsdiegrößteSchrankedieserTendenzwerden
erkennen lassen und daher zu seiner Aufhebung durch es selbst hintreiben.»^^

Die Abschaffung protektionistischer Schutzzölle undKontingentierungen ist je
doch nichtdas einzige Ziel, nach dessen Realisierung das überdie nationalen
Grenzen hinausdrängende Kapital im Sinne der Beförderung seiner Mobilität
strebt. Uneinheitliche Währungs- undWirtschaftspolitik, verschiedene Steuer-
tmd Rechtssysteme u.a.m. stellen eine weitere Barriere der ungehinderten
transnationalen Akkmnulation dar, die vom bürgerlichen Nationalstaat zur
Schafftmg und Erhaltung der allgemeinen materiellen und rechtlichen Produk
tionsbedingungen errichtetwird unddie- in dernatioiralstaatlich verfaßten in
nerenStrukturdeskapitalistischen Weltmarktes - in derScheidung voninnerer
und äußerer Zirkulation des Kapitals erscheint. Dadie Ungleichmäßigkeit dieser
politischen Struktur, dieletztlich dieungleichmäßige Entwicklung desReifegra
des kapitalitischer Produktion und der Klassenauseinandersetzungen in den
einzelnen Nationalstaaten ausdrückt, sich als ein Moment erweist, das die Inter-
nationalisierung des -Wirtschaftslebens hemmt und die uneingeschränkte
Ausdehnung derProfitproduktion beeinträchtigt, strebtdas Kapital nach einer
Vereinheitlichung der durch die Nationalstaaten gesetzten allgemeinen Pro
duktionsbedingungen. Mit der wachsenden internationalen Verflechtung der
Produktion und des Austauschsgehtdaherdas Bemühen einher, überstaatliche po-
litiKhe Gewalt zu institutionalisieren, inder die allgemeinen, gesamtkapitalisti
schen Interessen- abgehoben von der besonderen Sphäre der nationalen Interes
sen - zusammengefaßt werden und die als Instrument zu transnationalen
Angleichung des allgemeinen Rahmens der Kapitalverwertungsbedingungen
fungieren soll. Das istdie wesentliche Bestimmungdes Begriffs der «Supranatio-
nalität», die im Zuge desAufschwungs der Nachkriegskonjunktur sowohl auf
globaler (IWF, GATT) als auch auf regionaler (EWG) und sektoraler Ebene
(EGKS, Euratom) angestrebt wurde.

Gerade dieserZusammenhang vonInternationalisierung der Produktion und
Supranationalität, dei^die ökonomische und politische SeitedesIntegrationsvor
gangeserfaßt, führt jedochzum Verständnis der immanentenWidersprüchlich
keit von Produktivkraftentwicklung und dem internationalen Vergesellschaf
tungszusammenhang kapitalistischer Produktionsverhälmisse, die mit dem
Fortschreiten der Weltmarktverflcchtung desKapitals zutagetritt. Auchin der
bürgerlichen Literatur schlägt sich diese Widersprüchlichkeit beiderBehandlung
desVerhältnisses von wachsender Internationalisierung des Wirtschaftslebens
und der Rolle des Nationalstaates nieder; Auf der einen Seite wird der nationale

27 Marx,K.: Grundrisse..., a.a.O., S. 313/3I4.
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Staat gegenüber dem internationalen Konzern als ein«schwartiger und ak-
tionsunföhiger Dinosaurier» charakterisiert^Aufder anderen Seite wird be
tont, «daßsichdieIntensitätderstaatlichen Aktivisten fürdieErhaltung natio
naler Autonomie versSrken wird, während sich die Tendenz zu internationaler
Kooperation und Integration gleichzeitig versSrkt».^'

Indiesen gegensätzlichen Auffassungen spiegelt sich femerdasrealeWider
spruchsverhältnis von Nationalstaat und SupranationaliStwider, dessen mate
rielle Voraussetzung dieökonomisch undpolitisch ungleichmäßige Entwicklung
zwischen denStaatensowie die internationale monopolistische Konkurrenz bil
den, über die sich im internationalen Produktions- und Austauschverhältnis
überhaupt erstdieverschiedenen nationalen Kapitale aufeinander beziehen. Der
Glaube an die Möglichkeit und Notwendigkeit eines globalen, supranationalen
Staatsorgans^" abstrahiert vorerstvon der nach wievor strukturbestimmenden
Rolle des nationalen kapitalistischen Produktions- und Reproduktionsprozesses.
Der Anteil des Außenhandels ist für die einzelnen Länder von unterschiedlicher
Bedeutung, und auchder Stellenwertder Direktinvestitionen sollte- gemessen
an ihrergesamtwirtschaftlichen Funktion - nichtverabsolutiert und überschätzt
werden. Obwohl bei einigen internationalen Konzemen, diemehralsdieHälfte
ihrer Umsätze und Investitionen durch Exporte und über die Produktion von
ausländischen Tochtergesellschaften im Ausland realisieren,"' der nationale
Marktder «Muttergesellschaft» relativ an Bedeutung verliert, bestehtdoch nach
wievor ein eindeutiger Vorrang der Binnenwirtschaft. Dabeiwachsender Ex
portabhängigkeit dernationalen Wirtschaft dieKonjunkturbewegung mehrund

28 Levinson, a.a.O., S.140;ingleichem Sinne auch Hymer, S.: «DieTendenzdermul
tinationalenKonzerne, dieMacht der Nationalstaatenauszuhöhlen,wirdauf vielerleiAr
tenwirksam, nicht nurinBezug aufdie Steuerbehörden. Generellverringert sich die Effek
tivitätdermeisten Instrumentarien staatlicherPolitik (Geldpolitik, Fiskalpolitik, Lohnpoli
tik etc.), je offener dieWirtschaft und je größerdas Ausmaß der Auslandsinvestitionen
sind» (ders.: Multinationale Konzerne und das Gesetzder ungleichen Entwickltmg. In:
Senghaas, D. (Hg.): Imperialismus und strukturelle Gewalt. Frankfurt/M. 1972, S.
201-239, hierS.228). Vgl. auch Sauvant, K. P.:Multinational Corporations andtheTrans-
formation of the Present Nation-State System, 1971(alsMan.vervielfältigt, Jahrestagung
derDVPW, S.31); «Utopia foraninternationalcorporation wouldbeworldgoverrunent. A
World withoutfrontiers. Absolute freedom of movement of people, goods, ideas, Services,
andmoney toandfrom anywhete. Noormies, navies, or air forces, onlylocal police. ASin
gleglobal System of patentsand trademarks... A Single, global currency.A Single, central
Bank.»

29 Boguslawski, A.: Multinationale Konzerne, politische Integration in Westeuropa
tmdderNationalstaat VervielL Maa, Januar1973, S..31; zudieserThesevgl auchWoltz,
K. E: TheMythof National Interdependence. In: Kindleberger, Ch.P. (ed.):TheInterna
tional Corporation, Cambridge (Mass.)/London 1970, S. 205ff.

30 Vgl. z.B. Vemon, R.: Sovereignty at Bay, a.a.O., S. 284.
31 Sotätigtediewestdeutsche BayerAG1973 rund67 ProzentihresUmsatzes imAus

land;vgl. FAZ vom22.11.1973. BeiderFarbwerke HoechstAGbetrugdieserAnteilimer
sten Halbjahr1973 ca. 57 Prozent, vgl. FAZ vom 16,11.1973.
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den Zyklus derkapitalistischen Weltmarkdconjunktur beeinflußt wird, treten
ständig neue Aufgaben und Anforderungen an die binnen- und außenwirt
schaftlicheAktivist der Nationalstaaten heran; Der Staat muß durch die Wäh-
run^politik, durch Maßnahmen zur Stabilisierung der Zahlungsbilanz und der
Inflationsabwehr, schließlich auch durch sog. «strukturelle Maßnahmen», die
die drohende Vernichtung nationaler Kapitale inder Weltmarktkonkurrenz ver
hindern sollen,'̂ dieser wachsenden Labilität des nationalen Konjunkturzyklus
und der Verwertungsbedingungen entgegenwirken. Die ökonomische Funktion
der Staatstätigkeit, die in ihrem Kern durch die staatliche Vermittlung der Ent
wertungvon öberakkumuliertem Kapital und durchden Einsatz der ökonomi
schen Potenz derStaatstätigkeit, umdem tendenziellen Fall derProfitrate zube
gegnen, definiert ist, wird notwendig durch denhöheren Grad der Weltmarkt
orientierung der nationalen Kapitale erweitert.

Entspringt also die Tendenz zurInternationalisierung kapitalistischer Produk
tionsverhältnisse auf der einen Seite der nationalen Überakkumulation und zielt
sie andererseits aufdie VerbesserungderVerwertungsbedingungen der nationa
lenKapitale inderinternationalen Konkurrenz, soistauchdiewachsendeBedeu
tung der Staatstätigkeit für die Regulierung monopolistischer Verwertungsbe
dingungen nicht unmittelbar und ausschließlich von der Weltmarktbewegung
des Kapitals herzuleiten. Allgemeiner erwachsen die Monopolisierung und die
staatsmonopolistische Regulierung aus dem durch die geschichtliche Tendenz
derKapitalakkumulation reproduzierten Widerspruch von Produktivkräften und
Produktionsverhälmissen, der sich inder wirklichen Bewegung kapitalistischer
Produktion im tendenziellen Fallder Profitrate zusammenfassenl^t. Der ten
denzielle Fall der Profitrate zwingt zur Ausdehnung des Kapitalverhälmisses
über die nationalen Grenzen hinaus; aber ererzwingt zugleich «zur Aufrechter
haltung des Kapitalverhälmisses und der Reproduktion des Kapitals... den un
mittelbaren staatlichen Eingriff inden Reproduktionsprozeß mittels systemati
scher Umverteilung von Revenue und ökonomischer Regulierung derZirkula-
tionssphäre».^'

Angesichts dieser allgemeinen Bestimmung derEntwicklung derStaatsfunk
tionen, dieselbstaus derinneren WidersprüchlichkeitderKapitalbewegung her
geleitet sind, erscheint eine Trennung vonSupranationalität, inderdie interna
tional operierenden Kapitale die politische Form ihrer Interessenvertretung
suchen, und Nationalstaatlichkeit, diewesentlich aufdie Erhaltung derRepro
duktionsbedingungen dernationalen Kapitale bezogen ist, als falsch denn es

}2 DiegegenwärtigeKrise derTextilindustrie inderBRDunddieForderung nachstaat
lichen Unterstützungsmaßnahmen macht diesen Zusammenhang besonders deudich.

33 Hirsch, ].: Elementeeiner materialistischenStaatstheorie. In: C. v. Braunmfihlu.a.:
ProblemeeinermaterialistischenStaatstheorie, Frankfurt/M. 1973,S. 199(L, hierS. 235.

34 Diese Unterscheidung nimmt2.B.E Mandel(DieEWG unddie Konkurrenz West
europa —USA Frankfurt/M. 1968, S.84/S5) vor, umdieZukunftsperspektive derEWG zu
bestimmen.
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sind gerade die auf den Weltmarkt drängenden Kapitale, die aufgrund ihres
hohen Zentralisationsgrades und ihrer Monopolstellung auf den nationalen
Märkten am engsten auf die staatliche Geirährleistung monopolistischer Ver
wertungsbedingungen angewiesen sind.^*

Zwarmodifiziert diehöhereMobilität desinternationalen Kapitals dieEffekti-
virät der außenwirtschaftlichen Schutzmaßnahmen der Nationalstaaten; aber
damit istnoch längst nicht der Zusammenhang zwischen dem internationalen
Kapital und dem Nationalstaat aufgehoben, indessen Grenzen sich die nationale
Operationsbasis der internationalen Kapitale bzw. ihreausländischenTochterge
sellschaften befinden. VielmehrerweisensichExistenz und Stabilbierungeines
starken Natiohalstaates ineinem doppelten Sinne als unentbehrliche Bedingung*
inder internationalen monopolistischen Konkurrenz: Einerseits wirkt der Staat
auf die Reproduktion dernationalen Eigentumsbasis ein. Andererseits stellt die
Politik desNationalstaates einnotwendiges Hilfsinstrument inderinternationa
len Konkurrenz dar. Seine Politik optimiert nicht nurdie Möglichkeiten für die
Erzielung von Extraprofiten, die aufgrund derungleichmäßigen Entwicklungder
Produktivität der nationalen Kapitale realisiert werden, sondern übernimmt
auch dieFunktion desSchutzes dernationalen Kapitale, dieinsbesondere in Pe
rioden der niedergehenden Weltmarktkonjunktur oder gar der Weltmarktde
pression intensiviert wird. Alle Konzeptionen der Supranationalität, nach denen
diese gleichsam naturwüchsig aus der Anpassung der politischen Überbaustruk
turen an die materielle Basis resultieren müsse, negieren diesen engenZusam
menhangzwischen der zunehmenden Intemationalisierungkapitalistischer Pro
duktionsverhältnisse und der zunehmenden Bedeutung desNationalstaates im
nationalen Zusammenhang wie im Weltmarktzusammenhang kapitalistischer
Reproduktion.

Trotz derschon in derMontanunion, indergescheiterten EVG sowie indeni
ebenfalls gescheiterten Projekt einer «großen europäischen Freihandelszone»
zutage getretenen Interessengegfensätze zwischen den westeuropäischen Staaten
waren indenfünfziger Jahren relativ günstige Bedingungen fürdas zeitweilige
Zurücktreten innerimperialistischer Gegensätze vorhanden. ImMittelpunkt des
nationalen ökonomischen Interesses stand die Rekonstruktion, "dieim Rahmen
derNachkriegskonjunktur schnell voranschritt Zugleich hatten die Monopole -
insbesondereder modernen Wachstumsindustrien - ein gemeinsamesInteresse
an derErweiterung derBinnenmärkte, ohne dieeinebeschleunigte Akkumula
tion nicht möglich gewesen wäre. Hinzu kam, daß die Konkurrenz desüber
mächtigen US-Kapita}s zunächst einmal durch die Finanzhilfen derUSA fürden
Wiederaufbau eines kapitalistischen Westeuropa kompensiert zuwerden schien.
Auf derpolitischen Ebene förderte die gemeinsame Frontstellung gegen den So
zialismus sowie die in den fünfziger Jahren noch fortdauernde Schwäche des

35 Die Abhängigkeit gerade der Konzerne der modernen Wachstumsindustrien von
Staatsauftiägen sowie von der staatlichen Vermittlung und Finanzierung der Forschung
sind nur ein Merkmal diesesZusammenhangs.
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westdeutschen Imperialismus die Tendenz zum transnationalen Zusammen-
schlufi der öiconomischen und politischen Kräfte. Es mußte also zunächst so
scheinen, als obunter diesen Bedingungen der Nachkriegskonjunktur der bis
lang, vor allem inden beiden Weltkriegen, bestätigteMechanismusder innerim
perialistischen Konkurrenz, der sowohl die imperialistischen Bündnisse als auch
AnsätzederSupranationalität immerwieder indieoffene militärische Auseinan
dersetzung umschlagen ließ, dauerhaft außer Kraft gesetzt sei Zumal die An
fangserfolge der EWG - namentlich der beschleunigte Zollabbau, der entspre
chende Handelsumlenkungen nach sich zog - nach dem Aufschwung der Welt
konjunktur, der der Depression von 1958 folgte, mußte solchen Auffassungen
Nachdruck verleihen. Soforderte die EWG-Kommission 1962 selbstbewußt in
derEinleitungzum «Aktionsprogramm derGemeinschaft für die zweite Stufe»:

«Esgilt, diese EinwirkungdersechsMitgliedstaaten aufdie Wirtschaft somiteinander ver
einbar zumachen, daß aus dem Gebiet derMitgliedstaaten ein neuer, einheitlicher Wirt
schaftsraum entsteht, indem die sechs Staaten sich präsentieren ineiner gemeinsamen
wirtschaftlichen Ordnung tmd ineiner gemeinsamen Politik... Diese Zusammenfassung '
oder Abstimmung dereiiuielnen wirtschaftspoIitiKhen Maßnahmen derStaaten oder der
Gesetzesrahmen folgt also ausderLogik derSache. Weim die Wirtschaft durch dieNieder
legung der Handelsgrenzen zwischen den Mitgliedstaaten inden größeren europäischen
Wirtschaftsraum integriert wird, so muß auch die staatliche Wirtschaftspolitik der sechs
Mitgliedstaaten in diesen größeren Raum integriert werden.»^*

Die hier von der EWG-Kommission formulierte Konzeption einer unausweichli
chen Verknüpfung von wirtschaftlicher und wirtschait^ofitisc/ier Integration
stunmt weitgehend mitderneofimktionalistischen Theorie derregionalen Inte
gration überein, wie sie besonders von US-amerikanischen Politikwissen-
schaftlem vertreten'' und für lange Zeit als die «offizielle Ideologie der Europä
ischen Gemeinschaft» akzeptiert wurde." Der Neofunktionalismus entwickelte
sich aus dem Scheitern der föderalistischen Integrationstheorie, derzufolge die
Einigung von Nationen nurdurch den politischen Konsensus sowie durch einen
politischen Akt vollzogen werden konnte. DerNeofunktionalismus ging dagegen
davon aus, daß sich inden frühen fünfziger Jahren - nach der Oberwindung der
Schträchen der immittelbaren Nachkriegsjahre - eine relative Konsolidierung
des Nationalstaatsprinzips vollzogen habe. Daher sei eine politische Integration,
d.h.die Schaffung einer westeuropäischen oder gar atlantischen StaatenfÖdera-
tion, utopisch. Nach dieser Auffassung bestätigtediereale Entwicklung vielmehr
die Theorie einer «schrittweisen funktionalen Integration» bzw. einer Perspek
tive der politischen Integration «durch die Hintertür der operationalen Integra
tion».

DerIntegrationsprozeß wirddemnach durchdiesektorale Integration vonzu-

36 Zit. n. Hallstein: Derunvollendete Bundesstaat, a.a.O., S. 27.
37 Vor allem Haas, E B.: TheUniting of Europe, Stanford 1958.
38 Vgl. Höckel, E: Theoretische Aspekte derregionalen Verflechtung. In: Regionale

Verfleditung der BRD, a.a.O., S. 15ff., hier S. 25.
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nacHst «unpolitischenTeilbeieichens - sodurch dieSchaf^g derMontanunion
oder einer allgemeinen Zollunion - inGang gesetzt. Brichtdiese Teilintegration
nichtauseinander, soerreichtsienotwendig einen«pointo(noretum»; siepro
duziertAbhängigkeiten zwischen nationalen Volkswirtschaften undStaaten, die
nicht mehrkorrigierbar, also irreversibel sind. Sobald aber dieser «pointofnore
tum» überschritten ist, entwickeln diepartiellen Integrationsgebilde eine öko
nomische und politische Eigendynamik, die notwendig auf andere Sektoren
übergreift. Insofern überträgt der Funktionalismus die seiner abstrakten, theore
tischen Konstruktion eigene formale Logik aufden realen Prozeß derIntegration
selbst; denndiesem wohnt «die expansive Logik des Funktionalismus» inne-mit
anderen Worten: die SachlogikderIntegration treibtdenirreversiblen Verflech-
tungs- undVergemeinschaftungsprozeß voran unddamit über sich hinaus. Im
Zentrum dieser mechaiüstischen Konstruktion stehtderBegriff des«spill-over»,
der besagen soll, daß die Anfangserfolge der«unpolitischen», d.h.der ökonomi
schen Teilintegration eine sachlogische Kettenreaktion integrativen Verhaltens
und integrativerZwänge- vor allem auf der politisch-staatlichen Ebene- produ
ziert Integration erscheint-nach E. B. Haas-als das Resultat eines kontinuierli
chen Prozesses, «whereby political actors in several distinct national settings are
persuaded to shift their loyalties, expectations and political activities toward a
new and larger center, whose institutions possess demänd jurisdiction over the
pre-existing national states»."

Die neofunktionalistische Integrationsideologie mußtescheitern, da sie von
den gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten abstrahierte, die schon den ersten An
sätzen derIntegration zugrunde lag. Sie unterstellte die Gesetzmäßigkeit eines
«spill-over», ging jedoch über die tautologische Ableitung dieses Effektes aus dö
Integration selbst nicht hinaus. Sozeichnet sich diese Ideologie - wie übrigens
auch andere Varianten des modernen Funktionalismus - durch Verzicht auf die
Reflexion jener Bedingungen aus, die überhaupt erst einzelne Funktionen und
Erscheinungsformen eines gesellschaftlichen und politischen Gesamtzusam
menhangs konstituieren. DerDoppelcharakter desIntegrationsprozesses, näm
lich die Notwendigkeit der Internationalisierung kapitalistischer Produktions
verhältnisse unddienationalstaatliche Verfassung deskapitalistischen Produk
tions- und Reproduktionsprozesses, mußte daher den Funktionalisten verborgen
bleiben. Aufdiese Weise warzugleich dieOhnmacht destheoretischen Instru
mentariums vorgegeben; denndieimperialistische Konkurrenz, in dersich die
Beziehungen der verschiedenen nationalen Kapitale und der Nationalstaatöi
überhaupt erstherstellen, warausdiesem Kategoriensystem ausgeblendet Daher
war es nur verständlich, daß die erste fundamentale foise der EWG, in der sich
diezwischenstaatlichen Gegensätze zur Krise der Integration und ihrer Institu
tionen zuspitzte, der neofunktionalistischen Integrationsideologie den Boden

39 Haas, zit n. Kaiser, R. D.: Toward the Copemican Phase of Regional Integration
Theory. In;Journal ofCommon Market Studies, Voi. X,No.3, March1972, S.207fl., liier
S. 212.
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entziehen und ihre Rolle als «offizielle Gemeinschaftsideologie» zerstören muß-
ta DieEWG-Krise von 1965/66 hat diesenZusammenbruch der.funktionalisti-
schen Prognosen evident werden lassen. Alle Versuche, dieKrise undihreResul
tate als Bestätigung der «Logik der funktionalen Integration» zu interpretie
ren,*" mußten dieUnglaubwürdigkeit dieses Ansatzes nur noch verstärken.

Die Untersuchung derwidersprüchlichen Bewegung desIntegrationsprozes
ses wird also hauptsächlich jene gesellschaftlichen Bedingungen zum Gegenstand
haben, die die grundlegende Disproportionaliät kapitalistischer Entwicklung auf
derEbene der innerimperialistischen Konkurrenzbeziehungen reflektieren. Sie
geht davon aus, daßdie EWG in einer historischen Phase entstanden ist, in der
spezifische politische undökonomische Voraussetzungen im Sinne einer relati
ven Eindämmung imperialistischer Konkurrenz wirkten. MitderVeränderung
dieser Bedingungen trittdie EWG ineine neue Phase ihrer Entwicklung ein. Die
Tendenz zur fortschreitenden Intemationalisierung kapitalistischer Produk-
tionsverhälmisse realisien sich nunmehr im Rahmen verschärfter ökonomischer
und politischer Konkurrenzverhälmisse, die ihrerseits Krisenerscheinungen auf
dem Weltmarkt beschleunigen. Die für die Einschätzung der EWG entschei
dende Frage kann zunächst inderTerminologie derfunktionalistischen Integra
tionstheorie angedeutet werden: Ist- aufder Grundlage der wachsenden öko
nomischen Verflechtung zwischen den westeuropäischen Staaten - ein «point of
noreturn» erreicht, der trotz der Verschärfung der innerimperialistischen Kon
kurrenz ein Auseinanderbrechen der EWG und ihrer Institutionen verhindert?
Es bleibt also die Vermutung zuuntersuchen, obnicht gerade unter dem Druck
der imperialistischen Konkurrenz «ein Gradan Irreversibilität in der Verflech
tungnationaler Kapitale erreicht werden kann, wie dies z.B. bei dem europä
ischen Kapital der Industrienationen der Fall zu seinscheint,daß... soetwaswie
(imperialistische Solidarität) erzwungen wird, die einen Rückfall ineinzelstaatli
cheAlleingänge verbietet».*'

4.3. Probleme der ungleichmäßigen ökonomischen
und politischen Entwicklung innerhalb der EWG

DieUntersuchungdesGrades derVerflechtungdesAustausches undder. F'roduk-
tion wie des ökonomischen Kräfteverhälmisses in der EWG hatte die Schlußfol
gerung nahegelegt, daßvoneinerAngleichungderStrukturen imSinnederHer
stellung «binnenmarktähnlicher Verhältnisse» sowie einer darin implizierten

40 Vgl. Sidjanski/Haas u.a.: Erfolge und Krisen der Integration, Köln 1970.
41 Braunmülü, C.v.: Weltmarktbewegung desKapitals, Imperialismus undStaat. In:

Probleme einermaterialistischen Staatstheorie, a.a.O., S. 11ff., ftier S.51.Ähnlich argu
mentiertauch E Mandel(DerSpätkapitalismus, Frankfiut/M. 1972,S. 310): «Gerade im

"Zuge der Versdiärfimg der inter-impertalistischen Gegensätze ergibt sich notwendiger
weiseeineTendenzzur Verschmelzunggewisser imperialistischer Mächte;sonstträrensie
außerstande, den Konkurrenzkampf fortzuführen.»
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AngleichungderVerwertungsbedingungennoch nichtgesprochen werden kann.
Obwohl sich zweifellos imRahmen desallgemeinen WirtschaftswachstumsTen
denzen zur Angleichung der Wirtschaftsstrukturen entwickeln, haben sich im
innergemeinschaftlichen Kriifteverhälmis keine bedeutenden Modifikationen
ergeben: Nach wievor repräsentiert dieBRD dasmächtigste Industriepotential
innerhalb der EWG.Trotz des beträchtlichen Wachstums und der «Modernisie
rung» der Produktionsstrukturen in den anderen Ländern, die durch die ver
schärfte Konkurrenz und durch den Zollabbau induziert wurden sowie durch na

tionale Industrialisierungsprogramme zusätzliche Anstöl?e erhielten, ist esdie
senbisjetztnichtgelungen, dieführende Position derBRD zuschwächen. Allein
dieBRD erzieltseitAnfang dersechziger Jahre kontinuierlich einen Außenhan
delsüberschuß, derseit1967 außerordentlich angewachsen istundderz.B. 1972
- in der EWG-Gesamtbilanz- dennegativenSaldoderanderenLänder (mitAus
nahme von Belgien/Luxemburg) kompensierte.'*^ Auch die«Wachstumskonkur
renz», diesichseitMitteder sechziger Jahreindengeringeren Wachstumsraten
der BRDund im Zurückfallen Italiens auf der einen Seite, im beschleunigten
Wachstum Frankreichs und der Niederlande auf der anderen Seite darstellt, hat
die innergemeinschaftlichen Strukturen und Kräfteverhältnisse noch nicht
grundlegend verändert, obwohl sie zweifellos den Übergang ineine Phase derin
tensiveren Konkurrenz zwischen den nationalen Kapitalen und Staatenanzeigt.
Ihre Voraussetzungen liegen in den beschleunigten nationalenKonzentrations
und Zentralisationsprozessen des Kapitals und in der strukturellen Überakku
mulationskrise, indiedieAktualisierung vonKlassenauseinandersetzungen ein
geschlossen ist.

Die ungleichmäßige Entwicklung zwjschen denMitgliedstaaten istTriebkraft
und zugleich Schranke für kapitalistische Integrationsprozesse. Auf der einen
SeiteliegtesimInteresse derproduktiveren Kapitale, durch dieBeseitigungzwi
schenstaatlicher Handels- und Kapitalverkehrshindernisse indie Märkte der we
niger produktiven Kapitale einzudringen, um auf diese Weise Extraprofite zu
erzielen oderin derKonkurrenzdieschwächeren Kapitale zu vernichten. Gleich
zeitigerwarten bestimmte- in der Regel bereits hochmonopolisierte - Fraktio
nen des weniger produktiven nationalen Kapitals, daß durch die Integration ihre
eigene Wettbewerbsfähigkeit verbessert wird, daßsie- mitanderen Worten- an
das Produktivitätsniveau der führenden Weltmarktkapitale Anschluß finden.
Aufderanderen Seiteverlangt derSchutzdernationalen Kapitale dieInterven
tiondes Nationalstaates, dessen Hauptaufgabe in der internationalen Konkur
renzebendaringesehen werdenmuß, dieBedrohung bzw.Vernichtungder Exi
stenz relevanter nationaler Kapitalfraktionen zu verhindern.

In der EWG wirken beide Tendenzen nicht isoliert nebeneinander; sie
verflechten sich vielmehr ineinem einheitlichen, aberwidersprüchlichen Prozeß.
Sie erscheinen im Nebeneinander von Stagnationstendenzen —insbesondere in
bezugauf die Vertiefungder Integration—unddemZwangzur zwischenstaatli-

42 Vgl. SABG. Außenhandel. Monatsstatistik 2 (1973), S. 28.
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chen Kompromißbildung, dereinAuseinanderbrechenderEWG verhindernsoll.
Allerdings lassen sich inderbisherigen Entwicldungder EWG deutlich zwei Pha
senunterscheiden: Dieerstereicht biszur Krise von1965/66 undistvorab durch
«Integrationserfolge» gekennzeichnet. AufderGrundlage deskonjunkturellen
AufKhwungs und des Zollabbaus entstanden Pläne füreine forcierte Verwirkli
chung derRömischen Verträge, fürdieErweiterung derEWG, fürdenAusbau
unddieStärkung dersupranationalen Organe. Die Krise markierte dasScheitern
dieser Pläne undzugleich denÜbergang ineine zweite Phase derStagnation. Die
publizistischen Illusionen von einer «europäischen Erneuerung», die mit der
Haager Gipfelkonferenz von1969 neu erblühten, sind inzwischen wieder einer
realistischen, zum Teilhöchstdesillusionierten Bewertung des Integrationsge
dankens undseinerPerspektiven gewichen. Trotzder ErweiterungderEWG und
des Eintritts in dieerstePhase der Wirtschafts- undWährungsunion überwiegt
heuteallenthalben dieEnttäuschungüberdiePermanenzder innerenKrise sowie
über die fortschreitende Aushöhlung des Prinzips der Supranationalität

Zweifellos sollte die innere Konsistenz der EWG nicht unterschätzt werden;
denn derVerflechtungsgrad derProduktion unddes Austausches istweiter ange
stiegen, und der Gemeinsame Markt erweist sichin der innerimperialistischen
Konkurrenz immermehralseinunumgängliches Mittel, umdeninternationalen
ökonomischen und politischen Einfluß deswesteuropäischen Kapitak zu erwei
tem und eine Neuaufteilung der Einflußsphären durchzusetzen. Gleichwohl
steht dem die wachsende Labilität der Integration entgegen, die sich vor allem
mit ökonomischen und politischen Krisenerscheinungen verbindet. Der spe
zifische Zusammenhang dieser widersprüchlichen Faktoren istbisher kaum ad
äquat theoretisch und empirisch erforscht.'*^

Dieungleichmäßige Entwicklung zwischen den EWG-Mitgliedstaaten wirkt
zuiiächst im Siime der Konservierung einzelstaatlicher Kontrollinstrumente des
Waren-,Kapital- und Dienstleistimgsverkehrs, diediedurchden Zollabbau in
tendierte «Freizügigkeit» zu unterlaufen vermögen. DieStaaten waren bisher
nicht bereit, einer Angleichung der nationalen Rechts-, Steuer- und Verwal
tungsvorschriften sowie einem vollständigen Abbau der sog. «technischen
Handelshindemisse» zuzustimmen.^^ Solche Maßnahmenhabenjedochdieglei
cheWirkung wiedieZölle;siesindeinInstrument, umdennationalen Markt vor
demungehinderten Eindringen der überlegenen Kapitale zu schützen. Um den
erreichten GradderBeseitigung vonHandelshindemissen angemessen zu kenn-

43 «Ein schwieriges Problem istesallerdings, genauer einzuschätzen,... inwieweit die
Integrationsprozesse dasökonomische Wachstum stimulieren undzurSteigerungderPro
duktivität beitragen. DieProblematik ergibtsich vorallem ausdemZusammenwirken mit
anderen Faktoren und aus dem widerspruchsvollen Verlauf des Integrationsprozesses
selbst, indenStagnationsperioden imdauch Desintegrationsprozesse eingelagert sind. Die
Forschimgen befindensichhiernoch inderAnfangsphase» (Gündel, R.: EWG—Charakter,
Tendenzen imd Widersprüche staatsmonopolistischer Integration. In: Einheit1 (1974) S.
82ff., hier S. 84).

44 Vgl. dazu im DetailGutmann, a.a.O., S. 212fi.
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zeichnen, sollte daher eher von einer «Zolltarifunion» denn von einer «Zoll
union» gesprochen werden.'** «So hatdasProblem desAbbaus sämtlicher Han
delsschranken innerhalb derZollunion nichtsanAktualitätverloren, obgleich im
innergemeinschaftlichen Handel keine Zölle mehrerhoben werden unddieZoll
rechtsangleichung erhebliche Fortschritte verzeichnet.»'*^ Daß sich die Zahl der
Zollbeamten derMitgliedsländer zwischen 1959 und1973 kaum verändert hat,*"
unterstreicht diese Feststellung der Kommission, welche schon 1970 in ihrem
«Memorandum zur Industriepolitik» aufdenpartiellen Charakter derZollunion
hinwies:

«DieWirtschaftsintegration, die mitKohle undStahl begann, wurde 1958 nurdem Schein
nach allgemein. Praloisch existiert sie nurbeim Handel mitMassenverbrauchsgütem und
manchen Investitionsgütern sowie inden Marktordnungen derLandwirtschaft. Die Unter
nehmensstrukturen und die Spitzenproduktionen haben von ihrnoch nichts gespürt.»**

Nun haben jedoch solche fortbestehenden Handelshindernisse wie auch diezeit
weilige Aussetzung von Maßnahmen zum gemeinsamen Abbau von Zöllen und
Kontingenten nicht die Grundtendenz derzunehmenden Handelsverflechtung
außer Kraft gesetzt;'*' die UmlenkungderHandelsströme mitdem Resultat einer
innergemeinschaftlichen Intensivierung des Austausches beweist dies deudich.
Wenn also der Zusammenhang von ungleichmäßigen sozialökonomischen
Strukturen und ihrerEntwicklung mitdem Charakter desIntegrationsprozesses
geklärt werden soll, soistzu fragen, inwelcher Weise die Integration auf diese
ungleichmäßigen Strukturen eingewirkt hat. Allgemeiner noch kann gefragt
werden: Haben die spezifischen Auswirkungen derIntegration die Bedingungen
fürdie grundlegende Dispropordonalität kapitalistiKher Entwicklung, die nicht
nurinderzyklischen Bewegung der Produktion, sondern auch inder regionalen
und sektoralen Differenzierung der Kapitalbewegung und schließlich im Gegen
satzvon Kapital undArbeit, also indenKlassenauseinandersetzungen selbst, er
scheinen, entscheidend modifiziert?

Im Selbstverständnis derIntegrationsstrategie sollten gerade durch die«Ver
mählung der neuen Raumdimensionen mit dem Gesetz der Arbeitsteilung»*"
jenedurch dienationalen Märkte gesetzten Schranken beseitigt werden, diedie

45 Mestmäcker/v. d. Groeben, a.a.O.,S. 27.
46 EG-Kommission: Sechster Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaften,

Brüssel/Luxemburg J973, S. 41.
47 Vgl. die exakten Zahlenangaben in:Industrie, Forschung, Technologie, Brüssel, Nr.

208 vom 30.10.1973, S. 3.
48 Memorandum der Kommission: DieIndustriepolitik..., a.a.O., S. 9.
49 So hat z.B. die französische Kühlschrankindustrie, deren Marktanteil nach der

Öffnung der Grenzen schnell von 98 Prozent auf 76 Prozent absank, den Versuch unter
nommen, neueSchutzmaßnahmen durchzusetzen. - Vgl. dazu Berg: ZurFunktionsföhig-
keit..., a.a.O., S. 27!!.

50 Hallstein, W.:Wirtschaftliche Integration alsFaktorpolitischer Einigung, o.O.,o.J.,
S. 10.
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die letztlich den Verlust dereinst dominierenden Weltmarktposition mitverur
sacht hatten.Damit sollte zugleich einProzeß der «Harmonisierung» dernatio
nalstaatlichen Wirtschaftspolitiken eingeleitet werden:

«Als wahrer InhaltderAnstrengung, diewirwirtschaftliche Integration nennen, stelltsich
dieHerstellung einerneuen<Volkswirtschalt>, derGemeinschaltswirtschaft, heraus, weil
sie Gegenstand von Elementen einer eigenen, einer der Gemeinschaft eigenen Wirt
schaftspolitik ist»*'

Vor diesem Hintergrund muß die Ausgangsfrage nach der Einschätzung des
Charakters der westeuropabchen Integration nocherweitertwerderu Diese hat
nichtnur dieAuswirkimgen derIntegration aufdieBewegungsgesetze kapitali
stischer Produktion zu thematisieren, sondern zugleich zu untersuchen, ob im
Prozeß derökonomischen Integration derZusammenhangvonnationalem Kapi
talund Nationalstaat gleichsam aufgesprengt wird. WenndieIntemationalisie-
rung kapitalistischer Produktion bedeutet, daß dieSchranken, die sich der er
weiterten Reproduktion auf demBinnenmarkt entgegenstellen, relativhinaus
geschoben werden, infolgedessen sich heute - durch die Anforderungen der
gestiegenen organischen Zusammensetzung des Kapitals und der Kapitalgröße
selbst - der internationale Vergesellschafmngszusammenhang schon als eine
notwendige Voraussetzung derAkkumulation darstellt, soerscheint eszunächst
alsselbstvers^dlich, daßderStaat«... selber, wieimFalleder EWG, Agent der
Neubildung ül^mationalerpolitischer Formen»^^ wird.

DieVorstellungderIntegration gehtdavon aus,daßderAbbau vonzwischen
staatlichen Handelsbeschränkungen den Wettbewerb erhöht, damit zugleich
weiüger produktive, wachstumshemmende Kapitale beseitigt und insgesamt zu
einerSteigerungderProduktiviHit- darineingeschlossen: derKonzentration des
nationalen Kapitals - führt. Derillusionäre Charaktersolcher Vorstellungen, wie
sieetwain diefrühe Formulierung der «Wettbewerbspolitik» der Gemeinschaft
aufderGrundlage derArt 85ff. EWGVeingingen, liegtvorab inderAbstraktion
von dem realenGrad der Kapitalzentralisation und Monopolbierung, der vor
dem zwischenstaatlichen Zollabbau bereits realbiert bt. Die Tendenz zur Inte
gration ist selbstAusdruckfortgeschrittener Monopolbierung;denn geradefür
die hochmonopolbierten Kapitale mit hoher organischer Zusammensetzung
wirddasDurchbrechen derSchranken desNationalstaates zur notwendigen Be
dingung ihrer Expansion. Werden alsoverschiedene nationale Märktezu einem
größeren Binnenraum zusammengeschlossen, sohandeltessich nichtumdieIn
tegration von «Freiräumen», für die die freie Mobilität des Kapif^s und der Ar
beitskraft kennzeichnend ist,*' sondernum dieExpansion vonMonopolstruktu-

51 Ebd., S. 16.
52 v. Braunmühl,a.a.O., S. 91.
53 «Diebeständige Ausgleidung der beständigen Ungleichheiten vollzieht sichum so

rascher, 1. jemobiler das Kapital, d.h. jeleichter esübertragbar istvon einer Sphäre und
von einem Ortzum anderen; 2. jerascher die Arbeitskraft von einer Sphäre indie andere
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renund um dieHerstellung neuerBedingungen dermonopolistischen Konkur
renz. Die ointegradonsinduzierten Wettbewerbsprozesse» wirken also unter
diesen Voraussetzungen in doppelter Richttmg: Einmal intensivieren sie den
Wettbewerb zwischen dennationalen Monopolen durchdasEindringen deraus
ländischen Konkurrenz imden vormals durch Zölleabgeschirmten nationalen
Marktund lördem so dieDiversifikation der Produktion;zumanderenzwingen
siejedoch dieweniger produktiven Kapitale zur Fusion oderzumAusscheiden.'*
Entsprechend denGesetzen der Kapitalakkumulation beschleunigt alsodie In-
temationalisierung derProduktion unddes Austausches die Zentralisation des
Kapitals; dennnur aufdiese Weise können sichdieKapitalstrukturen denjenigen
Bedingungen anpassen, diedurch denGrad derVergesellschaftung derProduk
tionsowie durchdieinternationale ii\onopolistische Konkurrenz gesetzt werden.
Das heißt: Die Monopolisierung, diedieinternationale Verflechtung tmdInte
grationwesentlich mit hervortreibt, wird durchdiesen Prozeßselbstnoch be
schleunigt.

Einige Datenmögen diese Tendenz illustrieren. Konnte schon nachgewiesen
werden, daßdergrößteTeilderWaren-undKapitalexporte derBRDsichaufwe
nigeWachstiunsbranchen konzentriert, sozeigtsichbeigenauerer Betrachtung,
daßdiegrößtenIndustriekonzemeder Bereiche Chemie, Automobilherstellung,
Stahlerzeugung, Maschinenbau und Elektrotechnik einen immergrößeren An
teil der Waren- und Kapitalexporte auf sich vereinigen. «Auf... 15 Kotuseme
entfiel 1971 dieHälftedesgesamten Industrieexportes der BRD; i960 warenes
knapp 40 Prozent gewesen... DerAnteil desAußenumsatzes (Exporte + Pro
duktion ausländbcher Tochtergesellschaften; d. Verf.) amGesamtumsatz der15
Konzerne stiegvon32,3Prozent i960 auf45,5 Prozent im Jahre1971. Fast die
Hälfte der gesamten Produktion der Konzerne wurde somit 1971 außerhalb der
BRD umgesetzt.»"Auch für dieUS-Konzerne ist eineztmehmende Monopoli
sierung der Außenwirtschaftsbeziehungen zu verzeichnen. Allein 264 US-Un-
temehmungenwaren nacheinerStudieausdemJahr1965zusammen mit ihren
ausländischen Tochtergesellschaften- entweder alsEinkäuferoderalsVerläufer
- für etwadieHälfteallerUS-Industrieexporte verantwortlich." In den Jahren
1967/68 wurden90 Prozentder US-Direktinvestitionen imAuslandvonnur 561
US-Gesellschaften getragen."

WirdalsodieMonopolisierung durchdie Internationalisierung gefördert, so
reproduziert diesegleichzeitig Schranken, die die Verwirklichung der Integra-

und von einemlokalen Produktionspunkt auf den anderen werfbar ist. Nr. 1 unterstellt
vollständige Handelsfreiheit im Innern der Gesellschaft und Beseitigung allerMonopole
außerdemNatürlichen, nämlich ausder kapitalistischen Produktionsweise selbstentsprin
genden» (Marx, K.; Das Kapital. Dritter Band, a.xO., S. 206).

54 Vgl. Berg; Zur Funktionsföhigkeit..., a.a.O., S. 23ff.
55 Tammer, H.: BRD-Monopole auf Kurs zu internationalenDimensionen. IPW-For-

schimgshefte 4 (1973), S. 91/92.
56 Vgl. Vemon: Sovereignty..., a.a.O., S. 16.
57 Ebd., S. 285.
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tionskonzeption behindern, diealsoselbst in einbestinunmdes Element der in
neren Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Integrationsprozesses umschla
gen. Diebeschleunigte Akkumulation, diedurch die Erweiterung desBinnen
marktes sowie durch die neuen Formen der internationalen monopolistischen
Konkurrenz inGang gesetzt wird, resultiert inbedeutenden Produktivitätsstei
gerungen, und damit setzt ein neuer «Wettlauf zwischendem Wachstum der
Unternehmen und dem Wachstum des Marktes» ein.®® Mit anderen Worten:
Die Ausgleichung derinneren Widersprüche durch dieAusdehnung des äußeren
Feldes derProduktion gerät umsoschneller andie Grenzen derRealisierungsfä
higkeit auch indem größeren regionalen Markt, jeschneller das Kapital die Pro-
diiktivkraft dergesellschaftlichen Arbeit entwickelt Istdiese Grenze erreichtund
stehtdas Monopolkapital vorderAufgabe, derdurch dieÜberakkumulation er
zwungenen Kapitalentwertungzubegegnen, sosindeinerseits dieVoraussetzun
genfüreinstärkeres Vordringen aufdem kapitalistischen Weltmarkt geschaffen,
wieessichgegenwärtiginderweltweitenAktivitätder internationalen Konzerne
darstellt Andererseits wrird innerhalb des EWG-Raumes die nationale Konzen
trationtmdZentralisation desKapitals vorangetrieben, um durchdie Vernich
tung vonweniger produktiven Kapitalfraktionen sowie durch dieEindämmung
des Wettbewerbs die Bedingungen für die Erzielung monopolistischer Extra
profite zuverbessern. Diese TendenzderKapitalzentralisation aufnationaler Ba
sisist,obwohl sie die Intentionen derIntegrationskonzeption unterläuft, gerade
einnotwendiges Resultat derinternationalen monopolistischen Konkurrenz, wie
siedurch dieimgleichmäßigen StruktureninnerhalbderEWG bestimmt wird. In
den sechziger Jahren hat diese Tendenz noch erheblich an Gewicht gewonnen
undwird inzwischen weithin als eine wesentliche Ursache des Scheiterns derpo
litischen und ökonomischen Zielsetzungen der Wirtschaffs- und Währungs
union anerkannt,®' detmdie Einschränkung der transnationalen Mobilität des
Kapitals wirkt nichtnur alsSchranke einer- dem höchsten Niveauin der Welt
marktkonkurrenz angepaßten - Produktivität, sondern sieförderte dienationale
Überakkuniulation des Kapitals, und sie intensiviert zugleich die Funktionen des
Nationalstaates für dieSicherung monopolistischer Verwertungsbedingungen.
Sowird angesichts dieser Entwicklung davor gewarnt, «daß einebedenkenlose
nationale Untemehmenskonzentration die Wettbewerbsordnung derEWG un
terhöhlen, neuenationale Gegensätze in Europa aufwerfen. Sozialisierung und
Syndikalisierung Vorschub leisten und - infolge ihrerintegrationsfeindlichen
Wirkungen - den Rückstand Europas hinterden Vereinigten Staaten vergrößern
kann.»®®

58 Uri u.a.: Bericht... Band 1, a.a.O., 2-II/S. 69.
59 Vgl Duesberg, P.: Untemehmenslconzentration und -kooperation im Lichtedeseu

ropäischen Wettbewerbs. In: Europa 72,21. Europäisches Gespräch desDGB, Köln-Deutz
o.]., 5. 21ff.; Loeffelholz v. Colberg, B.: Nationale Untemehmenskonzentration alsAnt
wortaufdieamerikanische Herausforderung? In: EA16 (1969), S.573 ff.;EWG-Kommis
sion: Memorandum zur Industriepolitik..., a.a.O.

60 Loeffelholz v. Colberg, a.a.O., S. 577.

254



Auchim «Uri-Bericht» werden die«Gefahren» dernationalen Kapitallconzen-
tration offen angesprochen:

«Die emstesteFolge dieses Mangels besteht darin, daßin jedem Land viele Unternehmen
bestrebt sind, injedem Sektor eineGruppe zuerrichten, die ebenso groß istwie bei seinem
ambesten placierten Konkurrenten. Dies istindoppelter Hinsicht falsch. Zimächst besteht
angesichts der Hindemisse, die trotz der raschen Zunahmedes inneigemeinschaftlichen
Warenverkehrs derVerflechtung derMärkteimmernoch imWegestehen,dieCefahr, daß
in jedem einzelnen Land Quasi-Monopolstellungen geschaffen werden, dienur derKon
kurrenz ausländischer Gruppenausgesetzt sind.»*'

DieWidersprüche, denenaufgrund der nationalen Konzentrationsprozesse eine
«gemeinschaftliche Industriepolitik» konfrontiert ist, werden daher von der
EWG-Kommission beklagt:

«Diejenigen, diebereitseinehodientwickelte Industriebesitzen, scheinen zu glauben, daß
dieGemeinschaft unter dem Deckmantel der Industriepolitik versuchen wird,siezu einer
Verlangsamung des Wadistumstempos zu zwingen, um so eine ausgeglichene Gesamt-
entwicklimg zuerreichen. Andere hingegen scheinen zubefürchten, daßmitdemFOrtfoU
der noch bestehenden Schranken auf ihre Kosten die Konzentration der Industrie noch
größerwird.»"

DerFluß desKapitals in dieprofitabelsten Anlagesphären erscheint in der Kon
zentration der Produktion undderZentralisation desKapitals in den«modernen
Wachstumsindustrien». DieDisproportionen, diedurchdie internationale Mo
nopolisierung dieser Bereiche reproduziert werden, stellen sich aber nicht nurin
derÜberakkumtilation und der Hemmung der Produktivkraftentwicklung dar,
welche durchdie nationaleBorniertheitdieserZentralisationsvorgänge erzwun
genwird. Zugleich erzeugt diese Bewegung neueDisproportionen imSystemder
gesellschaftlichen Produktivkräfte. Die lapitalistische Entwicklungsform der
Produktivkräfte unterliegtwederdengesellschaftlichen Bedürfnissen, nochent
spricht sie dem objektiven Vergesellschaftungsgrad der Produktion. Sie wird
vielmehrdurch dieGesetze der Pröfitproduktion determiniert. Darausergeben

61 Uri u.a.: Bericht..., a.a.O., Band i, z-lI/S. 72.
62 EWG-Komm.: Memorandum zur Industriepolitik..., a.a.O., S. 15. - An anderer

Stelleheißt es: «Die nationale Konzentrationsbewegung kaim in einigen Ländern schon
nicht mehr fortgesetzt werden, wenn nicht jede s|ätere europäische Umstrukturierung
uiunöglichgemachtwerdensollund ohne daß eine Reihevon monopolistischen Situatio
nenaufnationaler Ebene entstehen. WürdedieserProzeß itichtgestoppt, dannkönntendie
in dieserArt konzentrierten Industriebereiche nicht mehr in denGenußeiner plurinatio-
nalenStruktur kommen;manwüidedamitauchdievöllige Errichtung einesgemeinsamen
Marktes verhindern, insbesondere indenSpitzensektoren, derenEntwicklungvonöffentli
chenAufträgen undöffentlichen Mittelnabhängt. Schließlich riskiertmanbeidiesem Pro
zeß,daßdervomVertragvon Rom gewollte ausgewogene undstimulierende Wettbeweib
zu einerFrontstellung führt, in der politische Enriigungen und nationales Prestigemehr
Gewicht habenals wirtschaftliche Gründe» (ebd., S. 176).
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sich unvermeidlich Disproportionen zwischen Produktion und Konsumtion,
zwischen den verschiedenen Abteilungen und Sektoren des gesellschaftlichen
Produktionssystems.^ Eröffnen sich durchdie Ausdehnung der Produktions
undRealisationssphäre des Kapitals neue Anlage- undVerwertungsmöglichkei
ten, somüssendiese Disproportionen aufderEbene der nationalen Märktenoch
schärfer zutage treten; denn das Kapital zieht sich ausden weniger produktiven,
strukturschwachen Sektoren und Regionen zurück.

«Die Folge springtsofortins Auge; DerGraben innerhalb der Wirtschaft wirdtiefer. Alle
Bemühungen konzentrieren sich auf dieZusammenfassung von Firmen, die bereits die
Chance haben, an derSpitze zu stehen. Ob ihreLeistungsfähigkeit und Rationalisierung
dadurch verbessert wird, ist eineandere Frage. Aufjeden Fall wächst ihreMacht, unddie
übertriebene Konzentration der Auhnerksamkeit auf die Spitzenuntemehmen muß die
Dualiät derWirtschaft versmrken unddenGraben zwischen einerkleinen Anzahl großer
Firmen undder Masse der kleinen und nüttlerenUnternehmen, dienachwievordietypi
sche Struktur der Wirtschaft bilden, vertiefen.»**

Das Gefälle zwischen den Sektoren wird also durch die Internationalisie-
rung kapitalistischer Produktionsverhältnisse verstärkt; die Produktivitätsun
terschiede zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen werden zunehmend
größer.®'

Die allgemeine Tendenz der kapitalistischen Akkumulation, die durch die
Konzentration des Kapitalflusses in die profitabelsten Anlagesphären gekenn
zeichnet ist, erfährt so durch die regionale Integration neue Impulse und
Modifikationen. Das sektorale undregionale Ge^le, dasseinerseits schon inder
nationalen Kapitalbewegungangelegt ist,wird durchdieErweiterungderMärkte
unddieAusdehnung derVerwertungssphäre noch verstärkt. Esbilden sich Pro
duktionszentren undBallungsräume heraus, derenGrenzen nichtmehrmitde
nen der Nationalstaaten übereinstimmen. Während diese Zentren «eine Zen
tripetalkraft entwickeln, die das Kapital mit unvergleichlicher Gewalt in
diese Räume zieht»,** werden vom Standpunkt derKapitalverwertung alledie
jenigen Gebiete peripher, die außerhalb der neuen Produktionsschwerpunkte
liegen.

63 «JemehrsichdieProduktivkraft entwickelt, tun somehrgerätsieinWiderspruch mit
der engen Basis, woraufdie Konsumtionsverhältnisse beruhen. Es ist auf dieserwider
spruchsvollen Basis durchaus keinWiderspruch, daßÜbermaß vonKapital verbunden ist
mit Übermaß von Bevölkerung; denn ob^eich beide zusammengebracht, die Masse des
produzierten Mehrwerts sich steigern würde, steigert rieh damiteben der Widerspruch
zwischen den Bedingungen, worin dieserMehrwert produziert, und den Bedingungen,
worin er realisiert wird» (Marx, K.: Das Kapital. DritterBand, a.a.O., S. 255).

64 Uri tLa.; Bericht..., a.a.O., Band 1, z-lllS. 65.
65 Vgl. Levinson, a.a.O., S. 3»f.
66 Katzenstein, R.: Techiüscher Fortschritt. Kapitalbewegung-Kapitalfixierung, Ber

lin 1971, S. 113.
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Nach den neuesten Untersuchungen derEWG-Kommission hatsich der Ab
stand dervergleichbaren Einkommen indenRegionen derGemeinschaft imver
gangenen Jahrzehnt nicht merklich verändert: «Die reichsten Regionen derGe
meinschaft weisen einPro-Kopf-Einkonunen auf,dasungefähr um fünfmal hö
her liegtalsdasderärmstenRegionen.Wenn sichaucheineTendenz zurAn-
gleichung der Pro-Kopf-Einkommen zwischen den EWG-Regionen geltend
macht,'® so ist gleichwohl nichtdieThese widerlegt, «daß durchdieIntegration
die Regionen in den gemeinsamen Grenzgebieten derEWG begünstigt und die
peripheren Gebiete benachteiligt werden unddaßdadurch einbestehendes Ein-
kommensge^le zwischen zentralen Regionen und Randgebieten verschärft
wird»." DieTendenz zur Verringerung der regionalen und sektoralen Dispro
portionen wirkt - angesichts derregionalpolitischen Bemühungen indeneinzel
nen Ländern sowie angesichts derpartiellenStandortattraktiviätvon«Problem
regionen» - mderTatsoschwach, daßeine Lösung derökonomischen undsozia
len Probleme immergrößerer Anstrengungen bedarf und damitunter kapitali
stischen Bedingungen immerschwieriger wird. Das Kapital vermag diese Regio
nen mit geringem Einkommen, hoher Arbeitslosenquote, mangelhafter infra
struktureller Ausstattung, indenen dieProduktionsstruktur in derRegel durch
dieLandwirtschaft bzw. durchüberalterte stagnierende Industrien bestimmtist,
nicht mehrzuentwickeln, undebetisowenig vermag esjene Widersprüche auf
zuheben, diesichin der Konsequenz solcher Disproportionen in den Ballungs
zentren reproduzieren."

Indem also durchdieIntegration den fortgeschrittensten Kapitalen dieMög
lichkeit erschlossen wird, ihre Anlage- und Realisationssphäre zu erweitem.
Standortvorteile sowie dieChancen der Produktdifferenzierung zu nutzen, wer
dendienationalen Disproportionen vers^kt, und eserwachsen neueAnforde-

67 EWG-Kommission: Bericht über die regionalen Probleme indererweiterten Ge
meinschaft, Btüssd 1973, S. 2/3.

68 Betrug 1960 das Verhältnis zwischen dem Pro-Kopf-Einkommen der reichsten und
derärmsten Region 8,2 : 1, so hatte sich dieser Abstand bis1969 auf6,3 : 1 verringert
Vgl. Biehl, D. a a.:Zur regionalen Einkommensverteilung inder EWG. In:Die Weltwirt
schaft 1 (1972), 5. 64ff., hier S. 66.

69 Ebd, S. 72.
70 «Eine gemeinschaftliche Regionalpolitik liegt nicht nurim Interesse der Bewohner

vonGebieten mit relativer Armut Unterbeschäftigung, Arbeitslosigkeit und Abwande-
rtmg, sie bt ingleicher Weise von Interesse für diejenigen, die inden großen sädtischen
Verdichtungsfäumen mit ztmehmenden Ballungserscheinuitgen leben. Der materiellen
Armutderuntetprivilegierten Regionen entspricht durchaus diezunehmende Verarmung
derUmwelt in den Ballungsiäumett Die sich immer weiter ausdehnende Vorstadtwüste,
die Wohnungsnot, das Elend des Pendelverkehrs aufüberlasteten Straßen oder inüberfüll
tenZügen, die Verschmutzung vonLuft undWasser, allediese Entwicklungen bedeuten,
daß die umwcltbezogenen Argumente fürdie Beseitigung des geographischen Abstandes
fürdie Bewohner dersogenannten Wohlstandsgebiete inderGemeinschaft ebenso stich
haltig sind wie fürdie Bewohner ärmerer Regionen» (EWG-Komm.: Bericht überdiere
gionalen Probleme..., a.a.O., S. 5).

257



rangen andieTätigkeit dernationalen Staatea Das «Wohlstandsge^e» inner
halbdereinzelnen Staaten istzum Teil größer alsdas zwischen denStaaten, und
zugleich haben sich dienationalen Disproportionen ungleichmäßig entwickelt:
Während sich inderBRD undinItalien dieregionalen Abstände verringert ha
ben,erhöhten sie sich inden anderen Mitgliedstaaten geringfügig." Aus die
sen regional und sektoral ungleichmäßigen Entwicklungen resultieren jedoch
Widersprüche, diedie Integration untergraben und diedurch dieStärkung na
tionalstaatlicher Regulierangsinstnunentarien dieInstitutionalisierung undden
weiteren Ausbau supranationaler Entscheidungskompetenz blockieren. Obwohl
gerade diese Disproportionen kurzfristig bewußt verstärkt werden, wenn die
Außenwirtschaftspolitik und die nationale Industrialisierangspolitik dem vor-
r^gigen Ziel derSärkung der fortgeschrittensten Industrien und der export
orientierten Kotuerne untergeordnet ist," bedeuten sie jedoch langfristig eine
Verminderung der Produktivität des nationalen Gesamtkapitals. Die Kosten, die
letztlich - vermittelt über staatliche Intervention - aufgebracht werden müssen,
umdieunmittelbaren ökonomischen undsozialen Auswirkungen des regionalen
undsektoralen Gefälles abzumildern, beeinflussen dieVerteilungderaufstaatli
cher Ebene zentralisierten Akkumulationsmittel imSiime einer Einschränkung
der unmittelbaren monopolistischen Verwertungsinteressen. Darüber hinaus
wirken die Klassenkämpfe, die notwendig durch Armut, Arbeitslosigkeit und
Existenzveransicherang in den verarmten Regionen intensiviert werden, vom
Standpunkt der Kapitalverwertung ebenfälls als eine Schranke der Verbesserang
derinternationalen Wettbewerbsfähigkeit des nationalen Kapitals; denn die so
zialen Erfolge, diedurch den KampfderArbeiterbewegung errungen werden und
eineweitere Verschlechterang der Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft
verhindern, sind natürlich Faktoren, diedieAusbeutungs- undAkkumulations
kraft des nationalen Kapitals relativ begrenzen.

Dernationale Staatmuß alsointervenieren, um zu verhindern, daßdieregio
nalen undsektoralen Disproportionen die Verwertungsbedingungen des natio-
lulenGesamtkapitals inderinternationalen Konkurrenz weiter beeinträchtigen.
Dabei übernimmt derStaatdieAufgabe, einen Teil desGesamtkapitals zuent
werten, d.h. für das privat fungierende Kapital wird durchstaatliche Kapital
mobilisierimg der Fall der Profitrate vermindert; da die staatlichen Finanzie-

71 Freilich bestehen in Italien nach wie vor die höchsten Abstände in der
Wirtschafbkraft der Regionen. Es handelt sichhier also nur um eine relative Vermin
derung, keineswegs tun irgendeine Lösung der Widersprüche zwischen «Süd» und
«Nord».

72 Vgl. Morawitz, R.: Perspektiven der Verflechtung im Rahmen der Wirt-
sdiafts- und Währungsunion. In: Regionale Verflechtung der BRD, a.a.O., S. 93 ff., hier
S. 96/97.

73 DieAbwertimgspolitik, wiesie insbesondere immerwieder von Italienund Frank
reich zur Stärkung ihrer exportorientierten Industrien und Konzerne betrieben wurde,
wirkt nachgerade imSinne derIntensivierung von regionalen und sektoralen Dispropor
tionen.
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ningshilfen keinen Anspruch auf denmit diesem Kapital erzielten Profiterhe-
bea^^ Besonders beiden staatlichen Subventionen kommtdiese R^ulierungs-
funktionzum Ausdruck. DaabernachdenVorschriften desEWG-Vertragessol
cheSubventionen, «diedurchdieBegünstigung bestimmter Unternehmen oder
Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen droheti»
(Art 92), untersagt wordensind,muß deren Fortbestehen als ein Indikatorvon
Desintegrationstendenzengelten.

«MitÜberraschung entdeckt man, daß dieSubventionen zehn Jahre nach denersten Maß
nahmen zur schrittweisen Errichtung desGemeinsamen Marktes nochebenso zahlreich
sind... Hat es nicht bei manchen staatlichen Zuschüssen für die koitkurrierenden Sektoren

sogar denAnschein, alsobdieZölle nur deswegen abgeschaift worden sind, umsiedurch
eineandereSchutzmethodezu ersetzen,fallsdieGehihrbesteht,daßderMarktvonbillige
ren Erzeugnissen überschwemmtwird?»''

Zwischen solchen Subventionen und denregionalen undsektoralen Dispropor
tionen besteht ein unmittelbarer Zusammenhang; denn die höchsten Subven
tionenentfallen aufdiesog. strukturschwachen Zweige undRegionen, insbeson
dereaufLandwirtschaft," Bergbau, Schiffsbau, Textilindustrie, Verkehrswesen.
Femer muß die staatliche Sozialpolitik sichimmer mehr auf die «heiklen Pro
bleme sozialer undregionaler Art»" einstellen, diemitdenstrukturellenWand
lungsprozessen einhergehen. Dageschätzt wird, «daß imkommenden Jahrzehnt
in derGemeinschaft 240000 Arbeitsplätze imKohlebergbau, 200000 in derMe
tallindustrie und mehr als 300000 in der Textilindustrie aufgegeben werden
müssen»," werden sozialpolitische Anpassungsmaßnahmen um so notwendi
ger, die die Verhinderang von chronischer Arbeitslosigkeit - insbesondere bei
Jugendlichen und älteren Arbeitern- sowieeiner Dequalifizierung der Arbeits
kraft zum Ziel haben.

Die Appelle der Kommission, daß die Lösung dieser Strukturprobleme, die
durchdieIntegrationnochan Gewicht gewoimen haben,nur in «gemeinschaftli
cher Verantwortung» anzugehen sind," kontrastieren inuner mehr mit der
wirklichen Bewegung, die nicht nur durch die zunehmende Unfähigkeit zur

74 Vgl. dazuHöhme, H.J.: Krisenzyklus unterdemEinfluß staatsmonopolistischerKa
pitalentwertung. In: IFW-Berichte 6 (1972), S. 2ff.

75 Uri u.a.; Berichtüber die Wettbewerbsfähigkeit..., a.a.O., Band1, 2-I/S. 38.
76 Auch bei den Agrarsubventionen, die der gemeinschaftlichen Agrarmarktregulie-

ning unterliegen, handelt es sich um rein nationale Interessen.
77 EWG-Komm.; Zur Industriepolitik..., a.a.O., S. 253.
78 Ebd., S. 253.
79 «Werden einigeder soebenaufgezählten Maßnahmenalleinauf nationaler Ebene

durchgeführt, so entstehendadurchProbleme, dienichtmehr ausgespartwerdenkönnen,
denn die Volkswirtschaften der Mit^edsländer sindmitderweileso eng verflochten, daß
einzelnestaatliche Maßnahmenoffwirkungslos bleiben odersogar indenMitgliedsländern
zu emsthaftenSchwierigkeiten Anlaßgeben» (ebd., S. 256).
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Aufliebung dv regionalen undsektoralen Disproportionen, sondern audidurch
die - wie auch inuner bornierte - nationalstaatliche Autonomie auf sozial-,und
regionalpolitischem Gebiet gekennzeichnet ist Obwohl die Kommission keinen
Zweifel daran gelassen hatte,daßdiePrioritäten einergemeinschaftlichen Re
gional-, Industrie- und Sozialpolitik durch die Kapitalverwertungsinteressen
imd nicht durch die Interessen der Lohnabhängigen und die Forderungen ihrer
Organisationen gesetztwerden,^ blieb dieRealisierung solcher Zielvorstellun
genweithinterden Proklamationen zurück. Die gemeinsamen Erklärungen der
Pariser Gipfelkonferenz vom Oktober 1972 zur Re^onal- und Sozialpolitik^*
Mwie der «Bericht der Kommission über die regionalen Probleme inder erwei
tertenGemeinschaft» (1973) rücken angesichts der realen Auseinandersetzung
in derEWG, diezu Beginn des Jahres 1974 im Scheitern des Übergangs in die
zweite Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion und dem Ausscheiden Frank
reichs aus dem ohnehin beschränkten Währungsverbund sowie in dem offenen
Konflikt-vor allem zwischen derBRD imddem neuen Mitglied Großbritannien
-über dieFinanzierung desRegionalfonds einen neuenHöhepunkt erreichten,
inuner mehr in die Sphäredes Utopischen.

Gleichwohl kann diebloße FeststellungderOhnmachtder«Gemeinschaftspo
litik» und ihrer Organe gegenüber dennationalen Interessen, wiesiedurchdie
Nationalstaaten repräsentiert werden, nichtbefriedigen. Vielmehr geht es dar
um,diese Ohnmacht unddiesen wachsenden Widerspruch, wieer imZerfall der
Supranationalität in Theorieund Praxiszum Ausdruckkommt,alsnotwendiges
Resultat der ungleichmäßigen Strukturen sowie der kapitalistischen Konkur
renzbeziehungen innerhalb der EWG auszuweisen. Supranationalität alsdieIn
stitutionalisierung eines überstaatlichen politischen Regulienmgsmechanismus
kaim sich nuraufdem Fundament tendenziell gleicher bzw. sich angleichender
sozialökonomischer Strukturen sowie der daraus hervorgehenden Interessen
ausbilden. Vermag dieIntegration nicht imSinne jenerAbschwächung vonDis
proportionen zuwirken, sowirktsieselbstalseinFerment derAushöhlung bzw.
des Zerfalls des Supranationalitätsprinzips, das demzufolge inderkonkurrieren
den Beziehuttg mit dem Nationdstaatsprinzip unterliegen muß. Das vielbe
schworene «Gemeinschaftsinteresse» erweist sich mithin als eine Illusion, die die
realenInteressengegensätze verschleiertundalseineFiktion, diefreilich immer
mehr in sich zusammenbricht und dem oßenen Konflikt um die Weiterentwick
lungund um die grundsätzliche Orientierung der EWG Platz macht.
«Jedes EWG-Land strebt... danach, mitHilfederIntegrationsprozesse dieVerwertungs
bedingungen für das eigene Monopolkapital zu verbessern unddieeigenen sozialpoliti
schen Verhältnisse zufestigen. Dasich diestaatsmonopolistischen Systeme innerhalb die
ser Gruppierungin ihren ökonomischen und politischen Strukturen, den weltwirtschaft-

80 «DieAufgabedermittelfristigen Politikbestehtauchdarin,allesweitgehendausdem
Wegzu räumen,wasdie Entwicklung der Wirtschaft und insbesondere der Industrie be
hindert» (ebd., S. 258).

81 Vgl. Europa-Archiv 21 (1972), D 505.
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Ikhen Verflechtungsgraden, ihren historischen Traditionen usw. voneiianderunterschei-
den, hatdas Monopolkapital jedes Landes seine eigenen Vorstellungenüberdas<Gemein-
schahsinteresse> derGesamtgruppierung undversucht, dieEntwicklung derIntegration in
der jeweiligen Sichtvoranzutreiben.»'*

Innerhalb der EWG hat es niemals ein einheitliches Verständrüs von einem
«Gemeinschaftsinteresse» gegeben.®* Die Konzeption einer kontinuierlichen
Erweiterung undVertiefung derwirtschaftlichen undwirtschaftspolitischen In
tegration sowie des Ausbaus derSupranationalität entsprach vielmehr-haupt-,
sächlich den Interessen des überlegenen westdeutschen Kapitals, das immer auf
diebeschleunigte Beseitigung aller Hemmnisse des Waren- undKapitalverkehrs,
aufdie Angleichung derRechtssystemc sowie aufeine Koordinierung derWirt-
schafbpolitik - insgesamt: auf eine institutionelle Stärkung der Gemein-
schaftsorgane - diüngte.®* Diesem expansiven Interesse stand schon in der
Gründungsphase wie auch in derVorgeschichte derwesteuroi^schen Integra
tiondie«FurchtderFraiuosen» entgegen, «daßeinewirkliche btegration iimer-
halbder EWG in ersterLinie derökonomisch potenteren Bundesr^ublik zum
Vorteil gereichen würde».®* Dieser Gegensatz bestimmte im Kern die EWG-
Krise der Jahre1965/66, als gerade durch die französische Politik des «leeren
Stuhles» und dur^ den «Luxemburger Kompromiß» vom Januar 1966, der de
facto die Einstimmigkeit fürEntscheidungen des Ministerrates anerkannte und
somit dieKommission politisch ausschaltete, die Entwicklung neuer Elemente
derSupranationalität®* verhindert wurde und damit «das supranationale Europa
keine Chance mehr,t. hatte».®' DeGaulle präzisierte in seiner Fressekonferenz
vom 9.September1965 jene Fiuxhtvoreiner «Unterordnung» derfranzösischen
Interessen durch den weiteren Ausbau der supranationalen Institutionen:
«Im Lichte dieser Ereignisse haben wirabernoch klarer ermessen können, inwelche Lage
Frankreich in Zukunft kommen könnte, wenn diese oder jene im Vertrag von Rom ur
sprünglich vorgesehene Bestimmung wirklich angewandt würde. Sowürden nach dem

82 Gündel: EWG- Qiarakter..., a.a.O., S. 87/88.
83 Zuden unterschiedlichenAuffassungen z.B. von K. AdenauerundCh. deGaullevgl.

Adenauer, K.: Erinnerungen. Band3, Frankfurt/M. 1969, S. 425/.
84 «Entscheidend war die Erwartung der Vorteile eines großen Biimerunarktes, der

nicht mehr durch protektiotüstische Schranken geteilt sein würde, sondern derdurch An
gleichung desWettbewerbsrechts, derWirtschaftspolitik unddereinst durch die Konstitu
ierung einereuropäischen Föderation immerengerzusammenwachsen würde. Derzügige
underfolgreiche Startder EWG hatdendeutschen Unternehmern dasVertrauen vermit
telt, daß ihrelegitimen Interessen von denEG-Organen ebenso wahrgenommen werden
wievonBundesregierung undBundestag.» In; Diedeutsche Wirtschaft in derEWG. Eine
Studieder Deutschen CEPES-Gruppe, Borui/Düsseldorf 1969, S. 18.

85 Ziebura: Die deutsch-französischen Beziehungen..., a.a.O., S. 129.
86 Am31. März1965 schlugdie Konunission dem Ministerrateine Reihevon Moß-

tuihmen vor,derenRealisierung einenentscheidenden Schrittzur Stärkungsupraiuitiona-
1erKompetenz dargestellthätte.VgL dazuimDetail;Jomin-Ponsar, A; Essai dTnterpröta-
tion d'une crise, Bruxelles 1970, S. 9^.

87 Besson: Die Außenpolitik der BRD, a.a.O., S. 347.
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VertragstextdieEntscheidungen des MinisterratesderSechsvomi, Januar1966abaufder
<Mehrheitsbasis> getroffen weiden, d.h.,daS man Frankreich injeder wirtschaftlichen und
folglich sozialen, jaoft sogar politischen Frage etwas auftnwingen könnte, und daß beson
ders das, was auf landwirtschaftlicher Ebene bereits gesichertschien, gegen seinen Willen
jederzeit wieder in Frage gestellt werfen könnte.>«*

Das «Gesamtinteresse» derGemeinschaft stellt sich also vom Standpunkt derIn
teressen der - im Vergleich zurBRD - schwächeren Mitgliedstaaten weniger im
beschleunigten Ausbau der wirtschaftlichen und politischen Union mit auto
nomer politischer Kompetenz als vielmehr ineinem permanenten Ausgleich der
nationalen Einzelinteressen dar. Dabei wird eine Politik derGemeinschaftgefor-

' dert, die nicht nur einen relativen Schutzgegenüberder Expansion des westdeut
schen Kapitals, sondern zugleich eine Kompensation für jene Vorteile gewährt,
die dem westdeutschen Kapital aus der Erweiterung des Binneiunarktes erwach
sen. ImZusammenhang mitderFestlegung dergemeinschaftlichen Agrarpolitik
und der Einrichtung des Agrarfonds ist dieses ^Kompensationsgeschäft» zwi
schen Frankreich und der BRD offen anerkannt worden. Mit der Einrichtimg des
Regionalfonds, aufden sichvor allemdie InteressenItaliensund der neuenMit
glieder Großbritannien und Irland konzentrieren, sollte ein ähnliches «Kompen
sationsgeschäft» abgeschlossen werden, bei dem die BRD durch die hauptsächli
che Finanzierung dieses Fonds die anderen Länder für deren Bereitschaft zur
Ofinung ihrerMärkte fürwestdeutsche Industriewaren gleichsam entschädigen
soUte.

Daß die BRD nurnoch begrenzt zusolchen Zugeständnissen bereit ist, indi-
aert einerseits eine «neue Politik», die sich im Zeichen des fortschreitenden Zer
falls der Integrations- tmd Supranationalitätskbnzeption und der Krise des inter
nationalen kapitalistischen Systems zunehmend von einer «unbegrenzten Nach
giebigkeit zum Zwecke der Erzielung fragwürdiger Kompromisse innerhalb der
Europäischen Gemeinschaft»®' distanziert. Andererseits verdeutlicht die gerin
gereKompromißbereitschaft derBRD inderEWG, daßdaswestdeutsche Kapital
angesichts derschwierigeren Verwertungsbedingungen im nationalen und in
ternationalen Rahmen nur noch übereinen geringen CHspositionsspielratun für
eine solche Politik kompensatorischer Kompromisse, die von einigen Beobach
ternder«Brüsseler Szene» oftals eine Politikderpermanenten gegenseitigen Er-
pressung charakterisiert werden, verfügt." Sozeigt sich, daß die Formel vom

88 Zit n. Schöndube: Das neueEuropa-Handbuch, a.a.O., S. 84/85.
89 FAZvom 16.2.1974.
90 SowerfenindemMemorandum zur Europa-Politik, dasderBDI imJanuar1974 in -

Brüssel vmffentlichte, die traditionellen Forderungen des BRD-Kapitals nach einer
schnelleren Realisierung der wirtschaftlichen tmdpolitischen Union nachdrücklich wie
derholt Gleichzeitig werfen jedoch- vorallem inderFrage des gegenseitigen Wähnmgs-
beistandes unddesRegionalfonds - dieGrenzenderKompromißbereitschaft deutlich. Vgl.
FAZ vom 19.1. i<^4. - Auchdie im Gefolge der neuen EWG-Krise vom Januar-Februar
1974vonSeiten derBRD-Regierung erhobene Forderung nachderEinführung vonMehr
heitsentscheidungen im Ministerrat (vgl. FAZ vom 19.1.1974) läßt diese verminderte
KompromUlbereitschaft - vor allem gegenüber Frankreich - deutlich erkennen.

262



aGemeinsdiaftsinteresse» von vornherein nicht auf einem Konsens beruhte,
sondern unterschiedliche, jagegensätzliche Interessen zusammenhissen wollte,
die ihrerseits Ausdruck der ungleichmäßigen sozialökonomischen und politi
schen Strukturen innerhalb der EWG waren imd noch sind.

Die Erosion.des «Gemeinschaftsinteresses» wird vor allem durch die schritt
weise Verformung des institutionellen Gleichgewichts zwischen der EWG-
Kommission und dem Ministerrat verdeutlicht. Die Kommission wurde seit dem
«Luxemburger Kompromiß» von 1966 fortschreitend in eine «Satellitenrolle»
gedrängt, während sichderRatzumschwerföUigen «Gravitationszentrum» ent
wickelte.

«Das institutionelleGleichgewicht istvon Grund auf verschoben, die Konunbsion ausdem
Entscheidungszentrum abgedrängt, inihrer Restposition und ihrem Prestige angefeindet
IhrDialog mitdem Rat, einst alsGrundmusterdergesamten Willensbildungbetrachtet, ist
weilgehend verstummt»"

DieKommissionist alsoaus denwesentlichenFunktionender Realisierungeines
«Gemeinschaftsinteresses» ausgeschieden. Im Rat hingegen haben die Mitglied
staatendie «intergouvemementalen Formen derZusanunenarbeit» systematisch
verstärkt" Die «Zweigleisigkeit» bzw. «Zweiteilung» derwesteuropäischen Po
litik, wie sie besonders augenscheinlich inder «politischen Zusammenarbeit» auf
der Ebene der «Präsidentschaftskonferenzen» und eben nicht auf der Ebene der
EWG-Institutionen zumAusdruck kommt," istdaherkeineswegs alseinehöhe
re, effektivere Form der Kooperation zubetrachten. Sie verstärkt vielmehr noch
denBedeutungsverlustderinstitutionellen und normativen Kraft der Römischen
Verträge undspiegelt insofern dieUnähigkeit wider, gerade aufdieser institu
tionellen Ebene der Gemeinschaftsorgane zur Formulierung und Realisierung
eines «Gemeinschaftsinteresses» zu gelangeru"Selbst dasPotential einerKom
promißbildung vrird, wiedas«Krisenjahr1973»demonstrierte, immergeringer;
War schon die Gründung des Währungsfonds in Luxemburg imFrühjahr 1973
das Resultat langwieriger Auseinandersetzungen, die die reale Ineffektivität die
sesFonds antizipierten, soprallten imSommer dieverschiedenen Auffassungen
erneutbeiderFestlegung einergemeinsamen EWG-Position fürdieGATT-Ver-
handlungsrunde unversöhnlich aufeinander. Schließlich wurde imZeichen der
politischen tmd wirtschaftlichen Folgen des Nahost-Krieges vom September

91 Sasse, Chr.: Die Zukunft derVerfassung derEuropäischen Gemeinschaft. In:EA 3
(1973), S. 8711., hier S. 89.

92 V. derGroeben/Mestmäcker, a.a.O., S. loi/ioz; vgl. dazu auch den Bericht dersog.
«Vedcl-Kommission»; Berichtderadhoc-Gruppe für diePrüftmgderFrageeinerErweite
rung derBefugnisse des europäischen Parlaments. Brüssel, den 25. März 1972, S.28E

93 Vgl. dazu Götz, H. H.; Auf dem Wege zur politischen Union. In: FAZ vom
20.11.1973.

94 Allein die Tatsache, daß die EWG-Kommission darum kämpfen muß, bei diesen
«Gipfefkonferenzen» präsent zusein, verdeutlicht dieses Auseinanderfallenvonzwischen
staatlicherund gemeinschaftlicher Politik.
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1973 Krise derEWG vollends evidentWeder fanden dieMitgliedstaaten zu
einergemeinsten und politiadi selbständigen Haltung, wie sieschon in ver
schiedenen Dokumenten zur «Mittelmeerpolitik» vorgezeichnet war,'® noch
kam eszueiner Einigui^ inder Energiepolitik.'® Das Scheitern der Washingto
nerEnergiekonferenz vom Februar1974, aufder dieUSA eine gemeinsame Linie
der führenden kapitalistischen Staaten gegen die rohstoffproduzierenden Länder
festlegen wollten, war insofern nur ein vorläufigerHöhepunkt im Zerfallsprozeß
d(5westeuropäischen «Gemeinschaftsinteresses».

Diese offenen Desintegrationstendenzen angesichts internationaler Krisener
scheinungen des kapitalistischen Systems haben jene - schon lang sich entfal
tende-Politik des Bilateralismus gestärkt, die sowohl die politischen Beziehun
gen innerhalb derEWG als auch die Außenbeziehungen derführenden EWG-
Mitgliedsländer charakterisiert. In dieserPolitikdes Bilateralismus, wie siesich
z.B. längst aufdem Gebiet der Forschungs- und Technologiepolitikdurchgesetzt
hat,artikulieren sichaußerhalb desinstitutionellen Rahmens derEWG dieauto
nomen nationalstaatlichen Interessen auf der Basis traditioneller zwischenstaat
licher Bündnisse und Vereinbarungen. Während so einerseits durch diese neuen
bilateralen Strukturen ein neuer nationalstaatlicher Partikularismus erkennbar
wild, mitdem sich zugleich - was janureinanderer Ausdruck fü rdenZerfall des
«Gemeinschaftsinteresses» ist- einhöheres Niveau der mnerimperialistischen
Konkurrenz verbindet, dominieren andererseits die bUateralen Strukturen in der
Entwicklung vonBeziehungen mitden sozialistischen Ländern, wie siesich im
Zeichen der Politik der friedlichen Koexistenz seit Mitte der sechziger Jahre
durchgesetzt haben. Da sich die innerimperialistische Konkurrenz gleicher
maßen auf dieses Gebiet erstreckt und daher die bilateralen Verträge zwischen
kapitalistischen und sozialistischen Staaten zum Gegenstand des wechsel
seitigen «Mißtrauens» zwischen den EWG-Partnem sowie zwischen der
EWG und den USA geworden sind, wirkt gerade die Durchsetzung der Prin
zipien der friedlichen Koexistenz als ein Faktor, der die Desintegration

95 VgL dazu Globalansatz fürdie Mittelmeerpolitdc derEG. Vorschläge derKonunis-
sionvom 22.9.1972. In: ES 21 (1972), D 5098.

96 Vom Standpunkt desenttäuschten Europäers steUt sieh diegegenwärtige Situation
folgendermaßen dar:«Die (Energie-)Krise istnicht schuld amdesolaten Zustand des euro
päischen Einigungswerkes, sie fördert ihnnurzutage. Nichts hatsodeutlich gemacht wie
sie, daß dieEG heuteeinTrümmerhaufen verpaßterGelegenheiten ist:Hätte man die Ziele
derEURATOM konsequent verfolgt, anstatt sich inillusionärem Unabhängigkeitsstreben
über Reaktorbaulinien imd Uran-Anreicherungsmethoden zu zerstreiten, hätte man
rechtzeitig eine gemeinsame Energiepolitik aufgebaut, anstatt in ordnungspolitischen
Querelen und im Egoismus nationaler Hafen- undRaffineiiepolitik zu verharren, hätte
num fristgerecht die gemeinsame Kooperationspolitik imMittelmeer verwirklicht, anstatt
sidi an kleinkarierten, protektioiüstischen Interessen festzubeißen, uttd hätte maneine
gemeinsame Außenpolitik geschaffen, bevordieSupermächte imstande waren, dieWelt
untersich aufzuteilen, —dannhätteEuropa in diesem Konflikt einefür sich, denMittel-
meerraum imd dieübrige Welt fruchtbringende Rolle spielen können» (Lutz, Ch.: Das
unmündige Europa. Bilanz eines Krisenjahres. In: EA 1 (1974), S. 1ff., hierS. 6).
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noch verstärkt.''
Mitder Veränderung desglobalen politischen undökonomischen Kräftever

hältnisses zwischen Kapitalismus und Sozialismus hat also jene politische
Klammer an Spaimkraft verloren, dienoch in den fünfziger Jahren diekeines
wegs identischen Interessen derführenden kapitalistischen Staaten zusammen
hielt DerBilateralismus, derztunal diePolitik der USA gegenüber derUdSSR
keimzeichnet impliziert keineswegs den Verzicht aufdie traditionellen antiso
zialistischen Zielsetzimgen; gleichwohl reflektiert er die innere Widersprüch-
lichkeit, dieUngleichmäfligkeitderpolitischen undökonomischen Interessender
führenden kapitalistischen Staaten, diegleichsam «aufeigene Faust» ihrebeson
deren Interessen zu wahren suchen.

Dennoch muß der innere Zusammenhang dieser Formen der Erosion des
«Gemeinschaftsinteresses» in letzter Instanz auf die materiellen' Bedingungen
zurückgeführt werden, diedieKapitalbewegung iimerhalb der EWG sowie die
widersprüchliche Beziehung von Intemationalbierung der Produktion unddes
Austausches tmd nationalstaatlichen bzw. supranationalen Regulierungsfunk
tionenüberhaupterst konstituieren." Einwesentliches Resultat unsererAna
lyseistdieFeststellungderdurch dieIntegration selbstnoch beförderten Kompe-,
tenzerweiterung desNationalstaates. Diese Feststellung schließt keineswegs die
These vom Scheitern der EWG ein; denn die ökonomische Verflechtung istin^r
Taterheblichvorangeschritten. Sieschließt jedoch dieThesevomScheiterneines

97 Während im Sommer 1973 der französische Landwirtschaftsminister Chirac die
LoyalitätderBRD gegenüber derEWG imterHinweis aufdie«neueOstpolitik» inZweifd
zog, bemühte sich die französische Regierung gleichzeitig, gerade auf dem Gebiet der
«Ostpolitik» diewirtschaftliche Integration weiterauszuhöhlen; «VomJahr1974ansollen
AuSenhandelsverträge nicht mehr Sache der Nationen, sondern der Europäischen Ge
meinschaft sein.PremiermiiüsterMessmerhat dazusoeben in Ungarnerklärt;dieses Pro
blemlassesichauf demUmweg über <Verttäge zur technischen imdwirtschaftlichen 2^-
sammenatbeit> lösen.Mit der DDR hat Parisgeradeeinensolchen Vertragauf zehnJahre
unterzeichnet ErsiehteineVerdoppelung desWarenaustausches vor»(Jetter,K: Pompi-
dou verschärft das Leitbild der nationalenSouveränität in: FAZ vom 23.7.1973).

98 Freilich ergibtsich ausderFeststellung, daßExistenz, Stabilisierung undPolitikder
sozialistischen Staaten einen «äußeren Faktor» darstellen, dessen Wirkungsweise eben
nichtmehrausdenStruktur-undBewegungsgesetzen kapitalistischer Produktion herzu
leiten ist einewesentliche Modifikation dieser Aussage. DieEinwirkungen dieser politi
schenProzesse wirkenin der Weise, daß dem ICapital in seinemProfitstreben bestimmte
Wege abgeschiütten, neue Bahnenau^ezwungen werden. «Dies wirkt sich auf Inhalt
Formen imdEntwiddungsrichtung deskapitalistischen Vergesellschaftungsprozesses aus
undaufdieArtundWeise, wiedasKapital seineSchranken, derenwesentlicherBestandteU
ebendas erstarkende sozialistische Systemundder sichentfaltende Kampf der Arbeiter
klasse sind,ökonomisch und politisch zu überwinden versucht» Gleichwohl darf die so
zialwissenschaftliche Analyse desKapitalismus nichtdaraufverzichten, allewesentlichen
Erscheinungen desheutigen Kapitalianus aufihreobjektivenGrundlagen, aufdieVerwer-
tungszwänge, dieaufdemKapital lasten, zurückzuführen. Heß,P./Zieschang, K.:DasFi-
naii^pital. In: Wirtschaftswissenschaft 11 (1972), S. 1673ff., hier bes. S. 1676.
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wesentlidienMoments derIntegrationskonzeption ein:nämlich dieThe» vom
Sdieitemd«Snpranationalität Aufdieser Ebene kann alsozunächstnurderwi
dersprüchliche Doppelcharakterdes Integrationsprozesseskonstatiertwerden.
«Aul dereinen Seite führen Pioduktionsbedingungen, diefortschreitende Arbeitsteilung
aufdemWeltmarkt, Absatz- undRohstoffiprobleme, dieEntwicklung derTechnologie, die
konjimkturelle tmdwShrungspolitiKhe Interdependenz, aberauch Fragen derSicherheit
unddesUmweltschutzes zu einermanifesten Intemationalisierung vielerLebensbereiche
und wachsenden <SensitivitäU der sozialökonomischen Systemefüreinander. Aufder an
derenSeitebleibtderNationalstaat fasttmangefochten imBesitz jenes Instrumentariums,
mitdessen Hilfeerökonomisches Wachstum, StabiliätderWährung, Vollbeschäftigung,
einen möglichst hohen Lebensstandard für seine Bevölkerung, aberauch dieOrientierung
winerEntwicklungshilfe sowiedieGrundemscheidungenüberseine außenpolitischen Op
tionen organisiertundrealisiert Mehr noch: Jedermann weiß, daß seineAufgaben, insbe
sondere im Bereich der Infrastrukturpolitik, von JahrzuJahr zunehmen, wie das rapide
Anwachsen des globalen Volumens der Staatshaushalte zeigt»"

DieBedingungen dafür,daßdieIntegration vom Nationalstaat eines jeden Lan
des einintensiveres Eingreifen indenGesamtprozeß kapitalistischer Produktion
undReproduktion erfordert,*®** sindallgemein alsjeneBedingungen zu bestim
men, diederVerwertung desKapitals unterdem Zwang derinternationalen mo
nopolistischen Konkurrenz auferlegt werden. Um dem tendetudellen Fall der
Profitrate entgegenzuwirken, wird dieverstärkte äußere Expansion desnationa
lenKapitals zurzwingenden Notwendigkeit Sofern diese Expansion - aufgrund
desKräfteverlmlmisses zwischen den imperialbtischen Staaten sowie zwischen
den antagonistischen Systemen-nicht über die Möglichkeit derpolitischen und
militärischen Gewaltanwendung zu verfügen vermag undsofern angesichts des
internationalen Vergesellschaftungsgrades kapitalistischer Produktion diebloß
nationaleAkkumulation selbstin Fragegestelltist,wirddieBeseitigungvonzwi
schenstaatlichen Handelshindemissen imd von nationalstaatlichen Schranken
derKapitalmobdität zur unabdin^aren Voraussetzung fürdasrelative Hinaus
schieben der Verwertungsschranken für das Kapital.

Indem diese Schranken partiell beseitigt werden, wird notwendig dieKonkur
renz atif transnationaler Ebene intensiviert. Das aber bedeutet, daß die weniger
produktiven nationalen Kapitale bzw. Kapitalfraktionen derGefahr derVernich
tung durdi die überlegenen Kapitale ausgesetzt sind. Gleichwohl bilden die
nationalen Kapitale keineswegs einen Zusammenhang, dersich durch die «be-
s^ndige Ausreichung der beständigen Ungleichheiten», also durch die Aus
gleichung der individuellen Profitraten zur Durchschnittsprofitrate,*®* immer
wieder vonneuem - vor allem durchdie zyklische Krise vermittelt - herstellt;
denn das Monopol modifiziert die entscheidenden Bedingungen für denAus
gleich zur EJurdischnittsprofitrate: die unumschränkte Mobilität des Kapitals

99 Ziebura: Zusammenfassung..., a.a.O., S. 299.
100 VgL dazuauch Autorenkollektiv: Derstaatsmonopolistische Kapitalismus. Fraitk-

futt/M.1^2, S. 460.
101'Vr Marx, K.: Das Kapital. Dritter Band, a.a.O., S. 206.
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und der Arbeitskraft. Der Konkurrenzmechanismus, vermittels dessen sich in
der realen Bewegung der Produktion das Wertgesetz exekutiert, wird einge
schränkt DieKonkurrenz selbst wirdzur Schrankederkapitalistischen Entwick
lung, das Kapital mußzu Formen Zuflucht nehmen, «die, indem siedieHerr
schalt des Kapitals zuvollenden scheinen, durch Zügelung der freien Konkur
renz, zugleich dieAnkündiger seiner Auflösung und der Auflösung der auf ihnen
beruhenden Produktionsweise sind».*®^

Die Ungleichmäßigkeit kapitalistischer Entwicklung, ihrerseits Resultat der
unterschi^lichen nationalen Entwicklungsbedingungen des Kapitalverhälmis-
ses sowieder darineingeschlossenen unterschiedlichen nationalen Intensität und
Produktivität derArbeit, erscheint mithin unter Bedingungen der internationa
len monopolistischen Konkurrenz nicht nurinderBeziehung zwischen den na- ,
tionalen Kapitalen aufdem Weltmarkt, sondern auch in derdisproportionalen
Entwicklung verschiedener nationaler Kapitalfraktionen, inder widersprüchli
chen Bewegung von hochzentralisierten und kleinen Kapitalen, von Wachs
tumsbranchen und astrukturschwachen» Sektoren, schließlich in der zuneh
menden Differenzierung der Produktivität in den Produktionszweigen. Daraus
erwachsen denNationalstaaten neueAufgaben, diegleichsam «hinter demRük-
ken» der Beseitigung von nationalstaatlichen Friktionen der Konkurrenz, also
derAufhebung von protektionistischen Beschränkungen derKonkurrenz, neue
Friktionen derKonkurrenz konstituieren, welche allerdings engmit derökono
mischen Regulierungsfunktion der Staatstätigkeit verbunden sind.'®® Insofern
gelangt die Untersuchung der Auflösungserscheinungen des kapitalistischen In-'
tegrationsprozesses zu dem Ergebnis, daß sich unter dem Einfluß der Integration
selbst notwendig die Bedeutung einzelstaatlicher Regulierungsfunktionen ver
stärkt. Allerdings bringt die Integration diese Funktionen der Staatstätigkeit
nichtneuhervor;dieRolle desStaates ergibtsich letztlich ausdenAnforderun
gen und Widersprüchen des nationalen Verwertungsprozesses, aus dem histori
schen Reifegrad des Widerspruchs von Produktivkraftentwicklung und Produk-
tionsverhältiüssen. Die Integration beschleunigt jedoch diese Prozesse; denn in
dem sie- durch dieAusdehnung derProduktions- und Realisationssphäre und
durch die Intensivierung derinternationalenKonkurrenz-die Kapitalzentralisa-
tion vorantreibt, befördert siezugleich dieregulierende Intervention derNatio
nalstaaten, die nicht nurauf die Herstellung der internationalen Konkurrcnzfö-
higkeit der nationalen Monopolgruppen gerichtet ist, sondern auch dieperma-

102 Ders.: Grundrisse..., a.a.O., S. 544/545.
103 DieErkenntnis, daßheuteZollschrankenüberhaupt nichtmehrdasHaupthindernis

fürdietransnationale Waren- undKapitalbewegungdarstellen, reflektiert diesen Sachver
halt «Die Zölle sindheutewederdaseinzige nochdaswichtigste Instrumentder Handels
politik. Indenneuen, technologisch (ortgeschrittenen Industrien zeigt sich dieKonkurrenz
mehr in Investitionen und Patenten als in direkten Ausfuhren. Zölle schützen hier nicht,
vielmehrziehensiegeradedieausländischen Investitionen an»(EWG-Komm.: Memoran
dumzur Industriepolitik..., a.a.O., S.8).Vgl. auchSachverständigengutachten 1972/73,
a.a.O., S. 21.
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nente- staatlich organisierte -Entwertungeines Teils desGesam^pitals, d.h.
die Verlagerung derKapitalvemichtung von der Ebene des privaten löipitals auf
die der Gesellschaft,*®* einschließt.

Darüberhinaus ergibt sich aus der bisherigen Untersuchung, daß die Entwick
lung neuer nationalstaatlicher Friktionen der internationalen Konkurrenz kei
neswegs als eine bloße Funktion der «Weltmarktkrise des Kapitals» begriffen
werden kann. *®® Vielmehr läßteinesolche Konzeption, derzufolge dernational
staatliche Protektionismus, welcher in der Aufschwungsphase des Weltmarkt
zyklus abgebaut wurde, inderDepression bzw. Krise erneut als einInstrument
im«Kampf derfeindlichen Brüder» errichtet wird, außer acht, daß die Regulie
rungsfunktionen der Nationalstaaten schon eine Voraussetzung für den Zugang
dernationalen Kapitale zum Weltmarkt darstellen.*®® Eine weitere wesentliche
Funktion d« Nationalstaates bestehtdaher heutedarin, durch die Organisierung
der permanenten Entwertung eines Teils des Gesamtkapitals lücht nurdie Ver
wertungsbedingungen des Monopolkapitals zu optimieren, sondern auch die
Schwankungen des Krisenzyklus zu modifizieren.*®* Wird dieser Zusammen
hang nicht begriffen, so folgt daraus eine mechanische und ökonomistische Vor
stellung eines krisenhaften Zerfallsprozessesder EWG, die gerade nicht zuerklä
ren vermag, warum und in welcher Form imVerlaufe des gesamten Integra
tionsprozesses Desintegrationstendenzen produziert und reproduziert werden,
die inder wachsenden Bedeutung der Nationalstaaten sowie in der Stagnation
der politischen und institutionellen Weiterentwicklung der Gemeinschaft,
schließlich im Zerfall der Supranationalität erscheinen.

DieUngleichmäßigkeitder ökonomischen Strukturen sowie die ungebrochene
Autonomie derNationalstaaten istvorallem indermangelnden Einheitlichkeit
des wirtschafbpolitischen Instrumentariums inden einzelnen EWG-Mitglieds-
ländem zu-erkennen:

«Einevergleichende Bestandsaufnahme... bietet ein buntes Bild.Eindem Stabilitäts-und
Wachstumsgesetz (der BRD; d.Verf.) vergleichbares Instrumentarium gibt es inkeinem
Portnerstaat Dafür aber: Planification, Devisen-Zwangswirtschaft in mehr cxler weniger
olfener Forni, Beschränkungderausländischen Investitionen und derKapitabtiöme, selek
tive Kreditkontrolle alsMittel derWirtschaftssteuerung, Lohnstop, Mindestlöhne, Lohn
gleitklauseln, zweifelhafte Tarifautonomie, hoher Anteil staatlich kontrollierter und ge
igelterWirtschaftsuntemehmen, interventionstnchtigeStaatshaushalte und Steuerpo-

104 Vgl Katzenstein: Technisdier Fortschritt..., a.a.O., S. 104.
105 So argumentiert z.B. Goralczyk, D. (Möglichkeiten und Grenzen der ökonomi

schen Integration kapitalistischer Staaten. In: Blätterfürdeutsche undinternationale Poli-
tikiz (1972), S.1268 ff., bes. S.1284/85) imAnschluß anNeusüS, Chr. (Imperialismus und
Weltmarktbewegung des Kapitals. Erlangen 1972, S.188/189).

106 DieZielsetzungen undMaßnahmen desfranzösischen Systems derplanification in
den sechziger Jahren, die ausdnicldich darauf ausgerichtet waren, in jedem bedeutenden
Industriezweigein bis zweiKonzerne mit internationalerKonkurrenzf^gkeit zu schaffen,
machen diesen Zusammenhang besonders deutlich.

107 Vglbesonders Katzenstein, R. :Die Investitionen undihreBewegung imstaatsmo
nopolistischen Kapitalismus, Berlin 1967; Höhme, H.J.: Krisenzyklus..., a.a.O.
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litik. Dassind t^illosgegriffeneBeispieleauseinerschierendlosenReihevon unteisdiied-
lichen Regeln und Instiumenten der einzelstaatlichen Wirtschafbpolitik»"''

DerAusbau unddieVerfestigurtg dereinzelstaatlichen Wirtschaftspolitik kann
daher alseinzuverlässiger Indikator dernationalstaatlichen Kompetenz angese
henwerden. Zugleich kommt, vermittels derUnterschiedlichkeit dieser Instru
mentarien, nicht nurdie spezifisch nationale, wirtschaftsgeschichtliche undpoli
tische Tradition,sondern auch derdivergierendeCharakterderökonomischen
undpolitischen Interessen zwischen denMitgliedstaaten sowie derungleichmä
ßige Reifegrad des gesellschaftlichen Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital
zum Ausdruck.

Inden Diskussionen umdieWährungs- und Wirtschaftsunion haben sich die
Gegensätze zwischen dem französischen, dem italienischen und dem westdeut
schen System der Wirtschaftspolitik immer wieder als ein Angelpunkt für das
Scheitern einergemeinschaftlichen wirtschaftspolitischen Konzeption erwiesen.
Schon bei der Gründung der EWG polemisierten westdeutsche Ordo-Liberale—
anihrerSpitze L. Erhard und W.Röpke - gegen dievermeintliche Gefahr eines
«Kollektivismus» und «Dirigismus», die jedwede Chance einer liberalen,
weltoffenen Außenwirtschaftspolitik zunichte machen müsse. *'® Sowird auth
verständlich, daß sich gerade der Wirtschaftsminister der BRD, Ludwig Erhard—
zum Teil in pointiertem Gegensatz zu Konrad Adenauer - um eine Abschwä-
chung des Supranationalitätsprinzips inden Römischen Verträgen bemühte, um
aufdieseWeisezu verhindern,daßdieEWG-Kommission nachdemVorbild der
HohenBehörde der Montanunion als ein Instrumentder supranationalen wiit-
schaftspolitischen Regulierung konzipiert wurde.'**

Eine erneute Konfrontation über diewirtschaftspolitische Orientierung der
EWG bahntesichan,alsdieEWG-Kommission1962inihrem^tionsprogramm
für die zweite Stufe der EWG eine Koiuieption für eine supranationale Pro
grammierung vorschlug, nach derdas Bruttosozialprodukt derMitgliedsländer,
die Einkommensverteilung, Investitionen, Proportionen zwischen dengroßen
Wirtschaftsberekhen, Außenhandelsentwicklung undinderPerspektivedasGe
samtvolumen der einzelstaatlichen Haushaltspläne und ein Haushaltsplan der
EWG supranational programmiert werden sollten."^ Von Seiten derBRD-Re
gierung wurde dieses Programm als ein Versuch abgelehnt, die französische Poli
tikderplantfication dergesamten EWG, insbesondere derBRD, zuoktroyieren.

108 Morawltz, a.a.O., S. 106.
109 Vgl. dazu Maillet u.a.: DieEWG im Ausbau..., a.a.O., S. 24!!.
110 Vgl. Röpke, W.; Gemeinsamer Markt und Freihandelszone. In: Ordo, 10. Band

(1958), S. 31ff.
• 111 Vgl. dazu Miiller-Armack, A.: Auf dem Weg nach Europa. Tübingen/Stuttgart
1971, S.66; vgl auchL.Erhards Rede in Rom(1959) überdieEWG, dieK. Adenauer zum
Anlaß nahm, die Kanzlerkandidatur seines Wirtschaftsministers zu hintertreiben. S. dazu
Adenauer: Erirmerungen. Band3, a.a.O., S. 526ff.

112 Klein, D.: Staatsmonopolistische Programmierung in der EWG, Berlin 1965, S.
144; Hallstein: Der unvollendete Bundesstaat, a.a.O., S. 1321!.
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Der«historisch gewordene Disput», dervordem Europäischen Parlament zwi
schen Erhard undHallstein, dem Präsidenten derEWG-Kommission, ausgetra
genwurde, endete miteiner weitgehenden Durchsetzung derwestdeutschen
Position: Die Einrichtung eines «Ausschusses fürmittelfristige Wirtschaftspoli
tik» im]ahre1964 führte lediglich zurErstellung von Programmvorschlägen, die
freilich «ohne Einfluß aufdie Realität nationaler Ausrichtung der mitgliedstaat
lichen Wirtschaftspolitik» blieben.'** Der «asynunetrische» Verlauf des Integra
tionsprozesses"* setztesichauchnachder Haager Gipfelkonferenz (1969) fort,
als die «Werner-Gruppe» eingesetzt wurde, um ein Konzept fürdie Realisierung
derWirtschafts- undWährungsunion (WWU) auszuarbeiten. InderKonfronta
tion der «monetaristischen» französischen Position, die für die erste Phaseder
WWUeineneindeutigen Schwerpunkt monetärerMaßnahmen- wieBandbrei
tenverengung, Kreditmechanismus etc. - forderte, und der «ökonomistischen»
westdeutschen Position, die inderHarmonisierung derWirtschaftspolitik sowie
inder Kompetenzerweiterung dersupranationalen Organe den ersten, notwen
digen Schritt einer WWU sah,"* waren schon jene.Widersprüche angelegt, die
dann indenmageren Ergebnissen derersten Stufe derWWU sowie inderUnfä
higkeit, zeitgemäßden Übergang indie zweite Stufezuvollziehen, drastisch zum
Ausdruck kamen.

Da die einzelstaatliche Wirtschaftspolitik zugleich der konzentrierteste Aus
druck dernationalen Kapitalstrukturen undihrerbesonderen historischen Ent
wicklungsbedingungen ist,wird siezugleich zueinem wesentlichen Instnunent
inden zwischenstaatlichen wie inderinternationalen monopolistischen Konkur
renz. IhreAufgabe besteht nicht nurindem Schutz dernationalen Kapitale, son
dern gleichzeitig inder aktiven Förderung ihrer Wettbewerbsfähigkeit inderin
ternationalen Konkurrenz. Sogehtesz.B. derfranzösischen Wirtschafbpolitik
vor allem darum, «die nationale Planungs-, Wachstums- und Konjunkturauto
nomie zu erhalten, nicht zuletzt, um mit traditionell colbertistischen und auch
neuartigen Verwaltungsmethoden die Modernisierung der französischen Wirt
schaft fortzusetzen imd vorurärts zu treiben».'" Der Gegensatz zwischen den
«zentralistischen», «patemalistischen» und «merkantilistischen» Strukturender
französischen Wirtschafts- und V^hrungspolitik sowie der «Liberalität» und
«Modernität» derwestdeutschen Orientierung, wie er immer wieder beschwo
ren wird,"® verweist nicht nur auf die Unvereinbarkeit der durch die National
staatengesetzten politischen Prioriäten, sondern machtzudem diezentrifugalen
und desintegrativen Tendenzen deutlich, die sich mit dem Fortschreiten der

113 Mestmäckerivon der Groeben, a.a.O., S. 85.
114 Ebd., S. 86.
115 Morawitz, a.a.O., S. 103.
116 Vgl. dazu u.a. MüIIer-Aimack, A u.a.: Stabilität in Eiu-opa. DüsseldorfAVien

1971, S. 137^.; Sachversändigengutachten 1971/1972, a.a.O., S. looff.
117 Wiilgerodt, R: Voraussetzungen einer europäischen Währungsunion. In: Ordo,

23. Band(1972), S. 51-79, hier S. 56.
118 So z.B. Morawitz, a.a.O., S. 98.
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transnationalen Verflechtutig aufderpolitischen Ebene entwickelt undweitge
hend durchgesetzt haben. Das nationale wirtschafbpolitische Regulierungs- und
Interventionssystem wird daher zu einerentscheidenden Ebene, aufder nach
dem Abbau derzwischenstaatlichen Zölle undMengenbeschiänkungen diein
tensivierten Konkurretutbeziehungen zwischen deniiationalen Kapitalen ausge
tragen werden undaufdersich - vermittels derVerfestigungderAutonomie die
ser Instrumentarien - die ungleichnräßigen Strukturen und ihre Entwicklung
manifestieren. Insofern istgerade dienoch unterdemEindruck der frühen Inte
grationserfolge dersechziger Jahre formulierte These von derHerausbildung des
«supranationalen staatsmonopolbtischen Kapitalismus... imProzeß der Inter-
nationalisierung derkapitalistischen Wirtschaft», derübereigene Fonds sowie
über ein eigenes supranationales Regulierungsinstrumentarium verfügt,* '̂
durch diezunehmende Verschärfung derKonkurrenz zwischen den führenden
kapitalistischen Staaten, aber auch zwischen den EWG-Mitgliedstaaten selbst,
inzwischen falsifiziert bzw. korrigiert worden."®

Auf dem Gebiet der einzelstaatlichen Konjunkturpolitik treten die mit
der fortschreitenden ökonomischen Verflechtung verbundenen politischen
Widersprüche undInteressengegensätzebesondersdeutlich hervor. DieNotwen
digkeit gemeinschaftlicher antizyklischer undantiinflationärer Maßnahmen er
gibtsich hierunmittelbar ausdem Prozeß derAngleichung derKonjunkturbe
wegung.

«Die konjunkturelle Inteidependenz innerhalb der EWG istschon heutehoch; sievrächst
mit zunehmender Verflechtung dermaßen schnell an, daßbei einer mangelhaften Ab-
stinunung derZiele und derKoordinierung derWirtschaitspolitik eine Stagnation derIn
tegration oder sogar das Auseinanderbrechen der Integration zu befürchten ist»"*

Wenn auch noch keine eindeutigen Aussagen über die Kohärenz des kon
junkturellen «Gleichlaufs» innerhalb der EWG getroffen werden können, ist
dennoch für denZeitraum von 1967 bis1971 zu konstatieren, «daß der Kon
junkturverbund zwischen den Ländern der Gemeinschaft enger und daherder
Integrationsraum insgesamt anfälliger für Konjunkturschwankungen gewor-

119 Klein; Staatsmonopolistische Programmierung..., a.a.O., S. 177.
120 Zutreffender hatdagegen Kirsanow (Die USA und Westeuropa, a.a.O., S.157) die

senwidersprüchlichen Zusammenhang eingeschätzt: «Weim derstaatsmonopolistische
Kapitalismus die Vereinigung dergewaltigen Kraft derMonopole mitdergewaltigen Kraft
desStaates bt, somußeinzwbchenstaadicher Monopolkapitalismus dieKiäfteder inter
nationalen Monopole mit derKraft internationaler, supranationaler staadicher Organe
vereinen. Solange aber kein politisch einheidiches Westeuropa geschaffen ist, kann auch
kein zwischenstaadicherMonopolkapitalismus existieren. Internationale Monopole gibtes
schon lange, sie entstehen und zerfallen, aber fürden Übergang zueiner neuen Entwick-
Itmgsetappe, zur Herausbildung eines zwisdienstaadichen Monopolkapitalismus bt die
Schaffung einespolitisch einheidichen Westeuropas odereinerTeilgruppierung notwen
dig. Solange esdies nicht gibt, bt esverfrüht, von einem zvrischenstaadidien Monopolka-
pitalbmus zu sprechen.»

121 MüUer-Armacku.a.: Stabilität..., a.a.O., S. 126.
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den ist, alser es während derersten beiden Phasen des Integrationsprozesses
war.»

122

Verlief dieKonjunkturbewegung vor allem zwischen 1962 und 1966 in den
Mitgliedsländern stark gegenläufig, soscheint seitEnde dersechziger Jahre die
Übertragung von Konjunkturschwankungen aufgrund der wachsenden Bedeu
tungdes innergemeinschaftlichen Handels sowie angesichts derAuswirkungen
von globalen Krisenerscheinungen der kapitalistischen Wirtschaft an Gewicht
gewonnen zu haben. Sofern sichmit der engeren Verflechtimg desHandels
Aufschwungs- undDepressionsphasen dernationalen Zyklen unmittelbarer auf
die anderen Länder übertragen,*^ stelltsich eoipso dieFrage nach derAnglei-
chung dernationalen Konjunkturpolitik bzw. nach derSchaffung eines suprana
tionalen antizyklischen Instrumentariums, das die Haushalts-,Geld- und Kre
dit-sowie dieEinkommenspolitik den jeweiligen Anforderungen des EWG-Zy
klus anzupassen vermag. Dem entsprach die Formulierung des Art. 103 EWGV,
nach dem die Mitgliedstaaten ihre Konjunkturpolitik als eine «Angelegenheit
von gemeinsamem Interesse» betrachten und daß sie sichuntereinander und mit
der Kommission über die —unter den jeweiligen Umständen zuergreifenden —
Maßnahmen insBenehmen setzen. Die verschiedenen Ausschüsse (Beratender
Währungsausschuß, Ausschuß für Konjunkturpolitik, Ausschuß der Zentral
bankpräsidenten, Ausschuß für Haushaltspolitik), die imVerlaufe der sechziger
Jahre mitdem Ziel derkonjunkturpolitischen Harmonisierung eingerichtet wur
den,*** haben jedochden Primat der nationalen wirtschafts- und währungspoliti
schen Autonomie weder eingeschränkt noch aufgehoben. Die verschiedenen
Vorschläge, die Kommission und Rat zur Harmonisierung der Konjunktur-,
Geld- und Haushaltspolitik seit 1964 vorlegten,*** blieben unverbindlich und
wurden außerdem von den nationalen Regierungen uneinheidich angewandt.
Auch die vom Ministerrat am 22. März 1971 beschlossene «Verstärkung der
Koordinierungderkurz-undmittelfristigenWirtschaftspolitik»- alsBestandteil
derersten Stufe derWWU konzipiert - brachte keine grundsätzliche Umorien-
tierung. So hielt die Kommission im März1973 fest, daß trotz der formellen
Koordinierung bzw. Konzertierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 1. die
vomRatverabschiedeten Orientierungsdaten fürdieöffendichenHaushalteeher
nadonale Aidiegen als das Interesse der gesamten Gemeinschaft widerspiegel
ten; 2. diese Orienrierungsdaten - namendich beiderPreisentwicklung - nicht
eingehalten wurden und3. gegenseitige Konsultationen—vor allem inbezug auf
dieWährungsparitäten - fast nievordereigentlichen Beschlußfassung stattfan-

122 Sachverständigengutachten 1972/1973, a.a.O., S. 14.
123 V^. Maillet u.a., a.a.O., S. i;6S.
124 Sosindz.B. dieitalienischen Exporte indieBRD 1965 - noch aufdem Höheptmkt

desBRD-Zyklus-um47 Prozentgestiegen, 1966nur noch tun2 Prozent1967-alsowäh-
reiul derkonjunktureilen Depression in derBRD - gingen sieum4 Prozent zurück. Vgl.
NSme: Economieeuropeenne, a.a.O., S. 311.

125 von der Groeben/Mestmäcker, a.a.O., S. 82/83.
126 NSme, a.a.O., S. 313/314.
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dea DaherstelltdieKommission angesichts der fortschreitmden «De-facto-
Integration» wirtschaftlicher Vorgänge das Verfahren der «Konzertiening«
grundsätzlich in Frage:
«Die Konzertierung... funktioniert nurdannwirklich, wenndiegrundlegenden Interessen
der Mitgliedstaaten zusammenfallen oderwennes sichum Probleme handelt, diekeinen
vitalen Konfliktstoff in sichbergen. Diesbedeutet nicht,daßdieKonzertierungaufgegeben
werden soll... Dennoch dürfte in einigen wesentlichen Fragen dieZeit reifdafürsein, be
stimmteZwänge und zusätzliche Aktionsmittel in Aussicht zu stdlen.*'^

Sowohl imBereich der kiuzfristigen - aufdiezyklische Bewegung der Produk
tion orientierten - Konjunkturpolitik als auch im Bereich der mittelfristigen -
auf dengesamtwirtschaftlichen Strukturwandel bezogenen - Wirtschafts- und
Industriepolitik dominieren alsonationale Interessen- und Entscheidungsstruk
turen. Obwohl der bereits erreichte Gradder Intemationalisieräng der Produk
tion,desAustausches undderGeldkapitalbewegungschonpartiell dieSchranken
derWirksamkeit nationaler Regulierungsinstrumentarien aufzeigt undinsofern
objektiv transnationale Maßnahmen erfordert, wird diese Notwendigkeit durch
die Konkurrenzbeziehungen zwischen den nationalen Kapitalen auf demWelt
marktunddendurchdiese Beziehungen geprägten Funktionen desNationalstaa
tes immerwieder durchbrochen. Aufgrund der ungleichmäßigen Entwicklung
deraufden internationalen Märkten operierenden Kapitale bedürfen dieschwä
cherennationalen Kapitale, derenVerwertungsbedingungen nur durchWaren-
undKapitalexport gesichert werden können, derAbstützung durch dieAußen-
wirtschafb-, Wirtschafts- und Konjunkturpolitik des Nationalstaates, um auf
dieseWeise der Vernichtungin der internationalen Konkurrenz zu entgehen.
Ohne diese Funktionalisierung der ökonomischen Aktivitäten des Staates im
Hinblick aufdieSicherung monopolistischer Verwertungsbedingungen aufden
nationalen und internationalen Märkten könnte sich also eine weltwirtschaftli
cheoderregionale Integration nichtdurchsetzen; denndieBeseitigung national
staatlicher «Friktionen derKonkurrenz» würde notwendig dieÜberlegenheit der
führenden Monopolgruppen - hier des US-Kapitals, und in Westeuropa des
BRD-Kapitals—verallgemeinem. Insofern korrespondiert diewachsende Bedeu
tungdernationalstaatlichen Regulierung desVerwertungsprozesses mitderpar
tiellen Beseitigung zwischenstaatlicher Hindemisse der freien Konkurrenz, wie
siemitdemZollabbau undderAufhebung derKontingentierungen innerhalb der
EWG verwirklicht wurde.

Diese zunehmendeBesondenmg nationalstaatlicher Funktionen auf der Basis
der kapitalistischen Integrationerscheintauf dem Gebietder Wirtschaftspolitik
indendifferierenden Prioritäten, diedieeinzelnen EWG-Mitgliedsländer fürdie
Verfolgung ihrerspezifischen Interessen setzen undandenen sieauch in derRe
gelindenVerhandlungen überdieVertiefung bzw. Erweiterung der EWG sowie

127 Kommission der EG. Mitteilung an den Ratvom19. April 1973, S. 3/4.
128 Ebd., S. 9.
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überdieRieform des wätweiten kapitalistischen Wähningssystems (IWF) und
des Handdsabkonunens GATT hartnäckig festhalten.

«Sosteht für die BRD beispielsweise iimherdeutlicher dasVerlangen nacheiner<stabili-
tätsorientierten Koordinierung derWirtschaftspolitik) derEWG-Staaten imVordergrund,
Frankreich dagegen betreibt einemehrwachstumsorientierte Wirtschaftspolitik, was ganz
andere Entscheidungen notwendig macht,

In der Konfrontation des «monetaristischen» und des «ökonomistischen» Stand
punktes während derVerhandlungen überdieWWU wurde diese grundlegende
Gegensätzlichkeit der mittel- und langfristigen Orientierung der nationalen
Wirtschaftspolitik derführenden EWG-Staaten transparent Aber auch dieKon-
jtuikturbewegung selbst setzt der Harmoiüsierung der nationalen Wirt
schaftspolitiken ünmer neueSchranken: Während derPhase der «Konjunktur
schaukel» —also dernational gegenläufigen konjunkturellen Entwicklung inder
erstenHälftedersechziger Jahre- scheiterte dieHarmonisierung an denunter
schiedlichen Anforderungen, denen eine antizyklische nationale Konjunkturpo
litikwährendderverschiedenen Phasen des Wirtschaftszyklus entsprechen muß.
Unter derVoraussetzung derAnnäherung der Konjunkturpolitik seitEnde der
sechziger Jahre werden freilich die Chancen der wirtschaftspolitischen Harmoni
sierung oder gar einer «Vergemeinschaftung»"" noch zusätzlich erschwert;
denn seitdieser Zeitwird derKonjunkturverlauf inallen seinen Phasen zuneh
mend durch nationale imdinternationale Krisenerscheinungen bestimmt Inter
nationale Wähnmgskrisen sowie neuerdings die Krise der Energieversorgung
verbinden sich mitnationalerÜberakkumulation, Inflation, Arbeitslosigkeit und
verschärften nationalen Klassenauseinandersetzungen - alles Elemente derKri
se, die sich in der wachsenden Labilität politischer Institutionen und Herr
schaftsstrukturen zusammenfaßt. Insofern findet inderTateine Angleichungs
tendenz statt;aber diese Angleichung istdurch die VerschränkimgderKrisener
scheinungen dernationalen kapitalistischen Systeme mit denen des internatio
nalen kapitalistischen Systems charakterisiert.

Damitschwinden jedoch zugleichdieVoraussetzungen fürjeneSolidarität ka
pitalistischer Interessen, ohnediejedwede Form der Integration scheitern muß.
Dasich imResultat desIntegrationsprozesses seitdenfünfziger Jahren keine re
ale Angleichung der sozialökonomischen Strukturen und nur eine partielle
VerflechtungaufderEbene des Warenaustausches durchgesetzt hat,dagegen die
«asymmetrische» und«analoge» Entwicklungehernochverstärkt wurde, treffen
dienationalen undinternationalen Krisenerscheimmgen nunmehraufStruktu
ren, für diedieökonomische und politische Ungleichmäßigkeit ketmzeichnend
ist undderenVerfestigung dieKonzipierung einerregionalen Politik der «Kon-

129 ökonomische Perspektiven imperialistischer Länder. In; IPW-Berichte 2 (1974),
S. 14.

130 Die«Vergemeinschafnmg» bezeichnet einehöhereStufeder Integration;dennsie
beinhaltetstets nicht nur die zwischenstaatliche Angleichung, sondern Kompetenzüber
tragungan supranationale Organe.
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zertierung», «Hannonisierung»oder «Veigemeinschaftung» unmöglichwerden
läßt Sowirktgerade dieungleichmäßige Entwicklung dw Handelsbilanzen der
EWG-Länder in Richtung derVerhinderung einergemeinsamen bzw. gemein
schaftlichen Position - z.B. beiderBewältigung aktueller Energieprobleme oder
beiderReaktion aufinflationäre Preisbewegungen. DadieBRD daseinzige Land
der EWGist, das kontinuierlich einen Ausfuhrüberschuß realisiert, und da sich
z. B. der westdeutsche Ausfuhrüberschuß im Handel mit Frankreich allein im
Jahre 1973 gegenüber dem Vorjahr fast verdreifacht hat,"' wird verständlich,
daß die Verteuerung der Erdöl^porte die Zahlungsbilanzen der schwächeren
EWG-Länder- namentlich Frankreichs, Italiens und Großbritanniens - erheb
lich mehr belasten und folglich ihre Position in der innergemeinschaftlichen
Konkurrenz wie auf dem Weltmarkt nochweiterbeeinträchtigen muß. Femer
wirdunter diesen Bedingungen vers^ndlich,daß Frankreich seineWährungs
und Außenwirtschaftspolitik als Instrumenteiner nationalen Defensivstrategie
handhaben muß, um einerseits die forcierte Wachstums- und Industrialisie
rungspolitik derletzten Jahre, die wesentlich aufdie Erringung vonWeltmarkt
positionen gerichtet war, nichtzu gefährden, andererseits der ökonomischen
Überlegenheit der BRD Schranken zu setzen. Das Atisscheiden Frankreichs aus
dem «kleinen» Währungsverbtmd und die Kursfreigabe des Franc im Januar
1974sindebenso wiedie französischen Allein^nge aufdemGebiet derEnergie
politik, diezumScheitern der Washingtoner Energiekonferenz imFebruar 1974
führten, nur konsequente Ausdrucksformen dieser Interessen, welche infolge
der verschärften imperialistischen Konkurrenz immer mehr dahin gedrängt
werden, diePositionen derschwächeren nationalen Kapitale aufdemWeltmarkt
durch nationaleEinzelaktionen sowie durch neue Formeneiner protektionisti-
schen Binnen- und Außenwirtschaftspolitik wemgstens temporär zu sichern.

5. Entwicklungstendenzen der
westeuropäischen Integration

DieHerausbildung derEWG stehtin einem unmittelbaren Zusammenhang mit
den allgemeinen Bedingungen und Gesetzmäßigkeiten der Kapitalakkumula
tion. Intemationalisierung kapitalistischer Produktion, Herstellung des Welt
marktes, Drang zur räumlichen Ausdehnung des Wirtschaftsgebietes stellen
keine besonderen Merkmale einerbestimmten Epoche kapitalistischer Entwick
lung dar, sondernsind in die allgemeinen Bestimmungen des Kapitals als eines
gesellschaftlichen Produktionsverhältnisses eingeschlossen. Eshandelt sichalso
um Merkmale, die - wenn auch in verschiedenen Formen - in allen historischen
Phasen der Kapitalakkumulation anzutreffen sind. So machte R. Hilferding

131 VgL Foshag, J.: Die Angst vor dem Riesen im Osten. In: Europäische Gemein
schaft 3 (1974), S. 18/19.
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schon 15109 auf die allgemeine Bedeutung der Größä des Wirtschaftsgebietes für
die Entwicklung der kapitalistischen Produktion auhnerksam;
«Je größer luid bevölkerter ein Wirtschafbgebiet, desto größer kann die Betriebseinheit
sein, desto geringer also die Produktionskosten, desto stärker auch die Spezialisation in
nerhalb der Betriebe, was dtenfallsHerabsetzung der Produktionskosten bedeutet Jegrö
ßerdas Wirtschafbgebiet desto eherkannder Standortder Industrien dorthin verlegtwer-
deit, wo die günstigsteii natürlichen Bedingungen vorhanden sind, die Produktivität der
Atbeit amgrößten bt.JeausgedehnterdasGebiet, desto mannigfaltigerdie Produktion, de
stowahrscheinlicher, daß sich die Produktionszweige untereinander er^nzenund Trans
portkosten durch Einfuhr von außen erspart werdeit»*

Außenhandel, Kapitalexport und Ausdehnung des Wirtschaftsraumes wirken
also unmittelbar auf die Verwertungsbedingungen des Kapitals ein. Sie sind Re
sultat wie Triebkraft der Entfaltung der inneren Widersprüche des Kapitalver
hältnisses inseiner historischen Bewegtmg. Sie enthüllen den «transitorischen
Charakter» kapitalistischer Produktionsweise insofern, als sieeinerseits selbst
Instrumente des Hinausschiebens der nationalen Verwertungsschranken des
Kapitals, andererseits die materielle Basis für die Reproduktion jener Verwer
tungsschranken iminternationalen Maßstab repräsentieren. InderInternationa-
lisierung kapitalisti^her Produktionsverhälmisse setzt sich somit dieVerwer-
ttmg des Kapitals alsder «treibende Faktor» der kapitalistischen Produktions
weise durch.

«Massenproduktion und Massenabsatz galten aufkapitalistischer Basis von jeher alser
strebenswert Aber erst inder Spätphase der Kapitalakkumulation, wenn die Verwertung
des Kapitals im Inland immer schwieriger wird, erst indieser Phase wird die Erweiterung
und Sicherung eines möglichst großen Absatzmarktes zur Lebensfrage des Kapitalismus,
weil erstdaduich die geschilderten VorteilederSpezialisierungund deshalb der Vorsprtmg
imKonkurrenzkampf aufdem Weltmarkt möglich sind. Daher auch aufdem Gebiet des
Staatswesens das siegreiche Vordringen des (Großbetriebes» gegenüber dem (Klein- und
Mittdbetrieb). Daher die Tendenz zu überstaatlichen Imperiidgebilden, die an Stelle des
Nationalstaates treten. Die Kategorien, in denen man heute (1929; d. Verl) denkt, sind
nicht mehr Staaten, sondern Kontinente.»'

Inder Entwicklung der EWG lassen sich verschiedene Phasen der Kapitalakku
mulation und der aufdiese einwirkenden Bedingungen verfolgen. Ihre Entste
hung sowie die erste Phase ihrer EntwickItmgstehen ganz imZeichen der langen
Nachkriegskonjunktur, die inden Ländern Westeuropas durch das vorrangige
Ziel der Rekonstruktion, nämlich die Überwindimg der Kriegsfolgen, bestimmt
wird. Der durch die Kriegszerstörungen bedingte Nachholbedarf sowie die Zu-
riickdrängung des Einflusses, den die Arbeiterbewegung zunächst inden ersten
N̂achkriegsjahren erringen konnte, erwiesen sich alstreibende Kräfte einerbe-
scldeunigten Akkumulation, nachdem derKapitalmangel, der zunächst inWest
europa allgemein vorherrschte, durch staatliche Kapitalmobilisierung und

1 Hilferding, R.: DasFinanzkapital, Frankfurt/M. 1973, S. 421.
2 Großmann, H.: DasAkkumulations- und Zusammenbruchsgesetz des kapitalisti

schen Systems, Leipzig 1929, S. 428.

276



durch US-Kredite imRahmen derOEEC gemindert worden war. Hinzu kam -
insbesondere für dieBRD—ein bald einsetzender Exportsog, derengmitderim
Gefolge des Korea-Krieges (1950) in der kapitalistischen Welt ausbrechenden
Rüstungskonjunktur verbunden war und darüberAußenhandelsüberschüssedie
Akkumulationskraft des nationalen Kapitals wesentlich beförderte.

Gleichzeitig erfolgte die Rekonstruktion des industriellenPotentialsauf einem
hohen technologischen Niveau, wie eseinerseits durch die schnelle Entwicklung
der Technologie inden kriegswirtschaftlich bedeutenden Sektoren, andererseits
durch das überlegene Produktivirötsniveau'des US-Kapitals vorgegeben wurde.
Indiesem Rekonstruktionsprozeß war zugleich die Notwendigkeitder Außenex
pansion der entwickeltsten nationalen Kapitale als unabdingbare Voraussetzung
von langfristig günstigen Verwertungsbedingungen angelegt; denn die hohen
Kapitalaufwendungen —insbesondere an fixem Kapital —, die inden technolo
gisch fortgeschrittensten Zweigen notwendig waren, um profitable Produktions
bedingungen herzustellen, erforderten nicht nurdie beschleunigte Zentralisa-
tion des nationalen Kapitals und staatliche Interventionen vor allem auf dem
Gebiet der Investitionsfinanzierung, sondern auch die Ausdehnung des Wirt
schaftsraumes sowie den Zugang zum Weltmarkt durch Außenhandel und Kapi
talexport Insofern schufen die verschiedenen Maßnahmen zurLiberalisienmg
des löipitalistischen Welthandels und des internationalen Z^ungsverkehrs die
notwendigen Rahmenbedingungen, um die Erweiterung und Sicherung der na
tionalen Reproduktion desKapitals zu gewährleisten.

Angesichts der ungleichmäßigen Entwicklung der ökonomischen und politi
schen Potenz der USA und der Länder Westeuropas waren diese Liberali
sierungsschritte allerdings stets durch die vorrangigen Interessen der USA
bestimmt Inder Gründung der EWG fanden diese —keineswegs identischen —
Interessen einen vorläufigen Kompromiß: Der Doppelcharakter derregionalen
Integration, der die zwischenstaatliche «Aufschließung» mit der tendenziellen
«Abschließung» zum Weltmarkt verband, entsprach sowohl den Bedürfnissen
der entwickelten westeuropäischen Kapitale aneiner Ausdehnungdernationalen
Wirtschahsräume als auch ihrer relativen Rückständigkeit gegenüber dem
US-Kapital, die durch die erwarteten «Integrationseffekte» überwunden werden
sollte. Die erstePhase der Entwicklung der EWG, in der vom beschleunigten
Zollabbauund von den überdurchschnittlichenZuwachsratendes innergemein
schaftlichen Handels wesentliche Impulse auf das Wachstumstempo und den ge
samtwirtschaftlichen Strukturwandel in den EWG-Ländem ausgingen, besÄ-
tigte diese Erwartungen inhohem Maße. Aber auch die USA wurden durch die
Abschließimgseffekte derIntegration kaum benachteiligt; denn die Verwirkli
chung einer westeuropäischen Freihandelszone und die von ihr geförderten
Wachstumseffekte begünstigten letztlich jene massive Konzentrationderameri
kanischen Direktinvestitionen in Westeuropa, diemitderGründung derEWG
sprunghaftanstiegen. '

FreUich wäre derCharakterder«Vorgeschichte» und der«Gründerphase» der
EWG kaumhinreichend erfaßt,würdeseineBestimmung sichausschließlich in
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dem Nachweis des ökonomischen ZusammenhangsVon {orcierter Kapitalakku
mulation tmd Intemationalisienmgkapitalistischer Produktionsverhätnisse er
schöpfen. So sehr die wissensdiaMkhe Kritik des kapitalistischen Systems stets
darauf angewiesen ist, dessen Entwicklungen, Reaktionen und Widerspräche aus
den Anforderungen der Kapitalverwertungsbedingungen selbst zu erklären, so
wenig kann bei derAnalyse eines bestimmten historischen Prozesses —hierder
EWG —darauf verzichtet werden, die politischen Bedingungen und Interessen,
die gerade nicht linear von den ökonomischen Verhältnissen «abgezogen» wer
den können, zuberücksichtigen. Um die Spezifikder EWG adäquat zu begreifen,
istdaher zunächst davon auszugehen, daß diese nicht isoliert, sondern als Teil ei
nes umfassenden militärischen und wirtschaftlichen Bündnissystems der impe
rialistischen Staaten konzipiert wurde. Vor allem die Strategie der westdeut
schen Außenpolitik unter K. Adenauer verfolgte dieses Ziel einer umfassenden
«Westintegration» der BRD —eine Politik also, inder die Restauration kapitali
stischer Produktionsverhältiüsse, die Spaltung Deutschlands, die Wiederaufrü
stung, dieEingliederungdesmilitärischen Potentials indieNATO sowie dieFör
derung von EGKS und EWG stets als ein unauflöslicher Zusammenhang be
griffenwurden.^

Angesichts derrealen widersprüchlichen Interessen zwischen den Staaten West
europas nach 1945 kann die Vereinigung bzw. der Kompromiß dieser Interes
sen,wie er in den verschiedenen Bündnissystemen undinder EWG schließlich
realisiert wurde, nurdurch den außerökonomischen politischen Druck, derdie
zeitweilige undrelative Vereinigung erzwang, erklärt werden. Das innerimpe-
rialistische Kräfteverhälmis, das durch die Führungsrolle der USA strukturiert
ist, sowiedas internationale Kräfteverhältnis von Kapital und Arbeit schufen erst
jeneBedingungen, die die Vereinheitlichungder imperialistischen Kiäfte ermög
lichten. So bedurfte es inden Nachkriegsjahren und inden fünfziger Jahren im
mer wiedereinesstarken Drucks von Seiten der USA, um z.B.die französische
Außenpolitik, die zunächst von derIllusion einer imperialistischen Autonomie
«zwischen den Blöcken» getragen war, auf die Linie der Integrationspolitik zu
bringen, obwohl das Scheitern des EVG-Projektes imJahre 1954 schon klar die
Grenzen dieser Einwirkungsmöglichkeiten aufgezeigt hatte.

Auch die Außenpolitik Großbritanniens orientierte sich vorerst an einer glo
balen strategischen Perspektive, deren Basis nicht Westeuropa, sondern das
Conunonwealth sein sollte. Erst das drastische Scheitern dieser Politik, die für
Frankreich wie fürGroßbritannien durch das erfolgreiche Anwachsen derrevo
lutionären Befreiungsbewegungen in den ehem^igen Kolonialgebieten zer
schlagen wurde, führte Anfang der sechzigerJahre eine Umorientierung der bri-
tischen Politik aufdie EWG herbei. Allerdings wardie Wirtschaftdes ehemaligen

3 Daßdie EWG daher zunächstvon den konununistischen Parteienals die «ökonomi
sche Basis derNATO in Westeuropa» bezeichnet wurde, entsprach weniger einer «Stan-
daidideologie» (vgL DieKommunisten undderGemeinsame Markt, Köln 196S, S.16),als
vielmehr einer ziemlich exakten Wiedergabe desKems derAdenauerschen Integrations
konzeption.
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Weltreiches inzwischen soweitgeschwächt daßiichdie britischen Regierungen
eherinderRolle des BittstellersdenndesselbstbewußtenPartnerswiederfände^
Demgegenüber erwies sich die Politik der BRD, die sich mit dem Ziel der-Wie
derherstellung der politischen und ökonomischen Macht des deutschen Imperia
lismus imd der Zurückdrängung des Sozialismus —namentlich aufdeutschem
Boden - bedingungslos den Maximen und der Suprematie der US-Politik unter
warf, als die relativ erfolgreichste Strategie der Rekonstruktion, die der BRD
schnell die Stellung eines ökonomischen «Gravitationszentrums» innerhalb
Westeuropas sicherte.

Die Klammer, dieletztlich diese divergierendenZielvorstellungen immerwie
der aufgemeinsame Positionen imRahmen der «adantischen» bzw. der«westeu
ropäischen» Partnerschaft vereinte, war die gemeinsame Frontstellung gegen
über den nationalen Arbeiterbewegungen imd gegenüber den sozialististdien
Staaten. Gerade fürdie Realisierung dieses- fürdie imperialistischen Kräfte—le-
bettsnotwendigen Konsenses war die Unterordnung unter die Führungsrolle der
USA unum^nglich; denn nur diese verfügten über die ökonomischen und mili
tärischen Ressourcen, umdiesen Kampf durchzuhalten. Insofern wirkte die anti
sozialistische Solidarität alseinewesentlicheTriebkraft fürdieÜberbrückung der
iimerimperialistischen Interessengegensätze, wie sie sich inden verschiedenoi
Bündnissystemen der Nachkriegszeit manifestierte.

Gleichwohl lassen auch diese politischen Interessenkonstellationen erkennen,
daß sie letzdich durch den Zweck der allgemeinen Sicherung kapitalistischer
Verwertungsbedingungen bestimmtsind;denn die weitere Expansion des Sozia
lismus hätte die Gefährdung der gesellschaftlichen Grundlagen kapitalbtischer
Systeme bedeutet Die Tendenz zur Vereinheitlichung der imperialistischen
Kräfte kann daher alsdieDurchsetzung derallgemeinsten, aber auch fimdamen-
talsten gesellschaftlichen Interessendes Kapitalsgegenüberden kurzfristi^nna
tional bestimmten Interessen gefaßt werden. Darüber hinaus erschließt sich die
ökonomische Formbestimmtheit der verschiedenen politischen Rekonstruk
tionsstrategien und ihrer tendenziellen Vereinheitlichung inden fünfziger Jah
renausden internationalen Verwertungsbedingungen desKapitals selbst: Der
allgemeine Aufschwung der Nachkriegskonjunktur und die günstigen Bedin
gungen derAkkumulation bildeten die materielle Basis fürdie Möglichkeit eines
«Interessenausgleichs»; denn die allgemeine Expansion der Nachfrage ließ den
Kampf der verschiedenen nationalen Kapitale auf dem Weltmarkt, wie er für
Phasen derÜberakkumulation undder weltweiten Depression charakteristisch
ist, in den Hintergrund tretea

Die Gründung der EWG reflektiert also einerseits die Anforderungen, die sich
aus dem Prozeß derinternationalen Vergesellschaftung derProduktion ergeben;
andererseits ermöglicht die Integration, indem sie durch die Erweiterung des
Wirtschafbraumes, durchdieIntensivierungderKonkurrenz, durchSpezialisie
rungderProduktion, durch Standortvorteile usw. unmittelbardieVerwertungs
bedingungen des Kapitals verbessert, ein zeitweiliges Hinausschieben der Ver-
wemmgsschranken. Der kapitalistische Charakter dieses Aufschwungs besteht
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jedoch darin, «daß Produktivkraftentwicklung als Voraussetzung und Mittel der
Profitproduktion unabdingbar die Kapitalverwertung inFrage stellt, daß das Ziel
derkapitalistischen Produktion ständig inKonflikt mitden zuseiner Verwirkli
chung angewendeten Mitteln gerät, daß die Entwicklung der produktivsten
Kräfte der Gesellschaft unvermeidlich ihren kapitalistischen Ausdruck in einer
sinkenden Tendenz der Profitrate findet»."*

Für den Zusammenhang von Integrationsprozessen und Kapitalakkumulation
folgt daraus, daß gerade mit den «Integrationserfolgen» die BÖiingungen für die
Desintegration produziert undreproduziert werden. Werden mitderLiberalisie
rung des Welthandels und der Beseitigung von zwischenstaatlichen Hindernis
sen des Warenaustausches im regionalen Rahmen neue Möglichkeiten für
profitable Kapitalanlagen erschlossen, sotrittmit diesen neuen Mö^ichkeiten,
aber auch mit diesen neuen Anforderungen an die Wettbewerbsrähi^eit der na
tionalen Kapitale, die aus den neuen Bedingungen derinternationalen Konkur
renz resultieren, die ungleichmäßige Entwicklung derverschiedenen nationalen
Kapitale als bestimmender Faktor der Kapitalverwertung und der Kapitalbewe-
.gimg in den Vordergrund. Da die uneingeschränkte Ofinung der nationalen
Märkte fürdie schwächeren, weniger produktiven Kapitale die Gefahr der Ver
nichtung relevanter nationaler Kapitalfraktionen nach sich zieht, wird die Über
windung der ungleichmäßigen Struktiven zum hauptsächlichen Ziel der Ver
wertungsstrategien, vorallem derweniger entwickelten nationalen Kapitale. Für
diew^teurofäischen Kapitale stellte sich diese Strategiestets ineinem doppelten
Zusammenhangdar: Auf der emen Seitewaren die ungleichmäßigen Strukturen
auf dem Weltmarkt durch das überlegene US-Kapital gekennzeichnet, dessen
Macht sich vor allem durch die Direktinvestitionen'in den EWG-Ländem Gel
tung verschaffte. Auf der anderen Seite war die ökonomische Dominanz des
BRD-Kapitals inder EWG von Anfanganevident. DieMittel, diese tmgleichmä-
ßigen Strukturen zuüberwinden, bestanden - abgesehen von dem eher defensi
venFesthalten an sog. «nichttarifären» Handelshemmnissen sowie in der Ab
wehr des Ausbaus und der Vertiefung einer gemeinschaftlichen Politikund ihrer
institutionellen Absichertmg—im forcierten Vorantreiben der nationalen Kon
zentration und Zentralisation des Kapitals und darüber hinaus in der aktiven
Einbeziehung der ökonomischen Potenz der Nationalstaaten indiese Strategie
des Ausgleichs bzw. der Überwindung ungleichmäßiger Strukturen. Damit
mußten jedoch die Chancen fürdie Realisierung einer Integrationskonzeption,
wie sieetwa den BRD-Regierungen vorgeschwebt hatte, nämlich die Schaffung
binnenmarktähnlicher Verhälmisse und die Institutionalisierung eines suprana
tionalen politischen Überbaus, vermindert werden; denn die nationale Kapital-
zentralisationverhinderteletztlichdieHerstellungbinnenmarktähnlicher Struk
turen und beeinträchtigte die Wettbewerbsföhigkeit des westeuropäischen Kapi
tals gegenüber dem US-Kapital. Schließlich förderte die stärkere Einbeziehung

4 Heß, P.: Methodologische und theoretische Probleme derImperialismusforschung,
a.a.O., S. 194.
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der nationalstaatlichen Regulierungsfimktionen in den Reproduktionsprozeß
dernationalen Kapitale jeneKompetenzerweiterung derNationalstaaten, anda
die Programmatik der Supranationalität zerbrechen mußte.

Entscheidend für die weitereEntwicklung der EWG ist jedoch dieTatsche,
daßdieAkkumulation der nationalenKapitale seitetwaMittedersechzigerJahre
mit neuen Anforderungen und Widersprüchen konfrontiert ist.^ Mit dem Ab
schluß der Rekonstruktionskonjunktur in denwesteuropäischen Ländern sowie
mit dem Überschreiten des Höhepunktes des langen Zyklus der weltweiten
Nachkriegskonjunktur verlieren jene Ursachen an Wirksamkeit, die in dieser
Phase demtendenziellen Fall derProfitrate entgegenwirkten. Angesichts desho
henGrades der Kapitalfixierung, der insbesondere in den technologisch fortge
schrittensten Zweigen erreicht ist, wird es schwieriger, jenen Zwängen zu
begegnen, dievonderEntfaltungderWidersprüche desGesetzes vomtendenziel
len Fall der Profitrate ausgehen, zumal durch die nationalen Zentralisationspro-
zesse und durch eine staatliche «wachstumsorientierte» Industriepolitik die
Überakkumulation im Rahmen der EWG noch befördert wurde.* Da sich aber
im Verlaufe der fünfzehnjährigen Entwicklung der EWG keine reale Ver
schmelzung der nationalen Volkswirtschaften und keine Harmonisioung
der einzelstaatlichen Politiken vollzogen hat, da trotz der Intensivierung des
Warenaustausches auf der Ebene der Kapitalstrukturen der nationale Rahmen
unddieUngleichmäßigkeit der sozialökonomischen Strukturen vielmehr weit
gehend erhalten geblieben sind, scheidet die Möglichkeit einer gemeinsamen
Politik zur Bewältigung dieser Krisenmomente als reale Perspektive derzeit
aus.

Jeder Staat ist hingegen darum bemüht, die bestehenden institutionellen
Strukturen der EWG zum Zwecke der nationalen Interessenwahrung, d.h. der
Abwälzimg der Folgen der nationalen und internationalen Überakkumulation,
zu instrumentalisieren, wasunvermeidlich zur labilen Kompromißbildungsowie
zur institutionellen Stagnation üi der EWG führen mußte. So scheinensichiti
den gegenwärtigen Beziehungen innerhalbder EWG sowie zwischen Westeu
ropaunddenUSA jeneWidersprüche zu reproduzieren, dieH.Großmannschon
1929- also zuBeginn der Weltwirtschaftskrise - als notwendiges Resultat kapi
talistischer Akkumulation bestimmt hatte:

«Neben demverschärften Lohndruck und Klassenkampf gegendie Arbeiterklasse zeitigt
die Kapitalakkumulation einenimmer vernichtenderen Konkurrenzkampf der kapitalisti
schenStaatenuntereinander, einefortwährende RevolutionierungderTechnik, (Rationali
sierung), Taylorisierung oder Fordisierung der Wirtschaft der führendenkapitalistischen

5 Sosprechen diefranzösischen Autoren desBuches «Der staatsmonopolistische Kapi
talismus» (a.a.O., S.73if.)vom«Beginn einerKrise desstaatsmonopolistischen Kapitalis
mus».

6 «Inderganzen bisherigen Geschichte desKapitalismus gabeskeine solange Periode
mit so intensiver Investitionstätigkeit zur Erweiterung des fixen Kapitals wiedie Nach
kriegszeit» (Manukjan, A: Einige Veränderungen inden Entwicklungsbedingungen der
kapitalistischen Länder. In: Sowjetwissenschaft 1 (1974), S. 17-32,hier S. 22).
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Mächte, um immer wieder durch den tedmischen und organisatorischen Voispiung
autdem WeltmarktdieOberlegenheitzubehaupten; andererseits eineversdrärfteSchutz
zollpolitik der wirtschaftlich zurückgebliebenen Länder, die im Abschluß nach außen
ein Abwehrmittel gegen die Überlegenheit der kapitalistischen Leviathane zuhaben glau-
beiu»''

DaGroßmann die dem Fall der Profitrateentgegenwirkenden Ursachenunter
schätzte und jeneMöglichkeiten zum Hinausschieben der Verwertungsschran
ken, wiesiedurchdasMonopol und die staatsmonopolistische Regulierung er
schlossen wurden, nichtzu begreifen vermochte, konstruierte er ein mechani
sches Zusammenbruchsgesetz des kapitalistischen Systems. Gleichwohl lassen
diegegenwärtigen weltweiten Krisenerscheinungen dieses Systems erkennen,
daßjeneMittel, diedem Kapital gemäß seiner eigenen Logik der Profitproduk
tionzur Verfügung stehen, umdem tendenziellen Fall derProfitrate entgegen
zuwirken, notwendig einenverstärkten Druck auf die individuellen und gesell
schaftlichen Reproduktionsbedingungen der WareArbeitskraft, einenWettlauf
umdieZentralisation desKapitals imdumdieSteigeruttg derProduktivkraftder
gesellschaftlichen Arbeit undeine Verschärfung derKonkurrenz aufdeninter
nationalenMärktennachsichziehen.® Indemdie Kapitalverwertungsstrategien
imterdiesen Voraussetzungen immermehr daraufangewiesen sind,dieMehr
wertrate durchdieIntensivierung derArbeit zusteigern, dieökonomischen Ak
tivitätendes Staatesauf die Sicherungder Profitproduktion zu orientieren und
Positionen auf den internationalen Märkten zu erkämpfen bzw. auszubauen,
wirken diese selbst als ein wesentlicher Faktor, der einerseits die ökonomische
Labilität desgesamtkapitalistischen Systems nocherhöht, andererseits denge
sellschaftlichen Gegensatz von Kapital und Arbeit bis zur offenen politischen
Konfrontation der Klassenkräfte treibt.

Sosehr sich in den Formen der Klassenauseinandersetzungen, die sich seit
Ende der sechziger Jahre in allen hochentwickelten kapitalistischen
Gesellschaften verschärft haben, auch die jeweils nationalen Besonderhei
ten der'Kapitalakkumulation, der Tradition und Oiganisationsstruktur der
Arbeiterbewegung sowie des Reifegrades desKlassenbewußtseins reflektieren,
somuß dochderallgemeine CharakterdieserErscheinungen imZusammenhang

7 Großmann,a.a.O., S. 438.
8 «Die aus der immensen Kapitalvemichtung desZweiten Weltkrieges hervorgegan

gene Rekonstniktionskonjunktur, dienurvon einigen kurzen rezessiven Phasen unterbro
chen worden war, führte zu Beginn dersechziger Jahre zueinem allmählichen Abflachen
des Produktionsanstieges und erreichte inden Jahren 1966/67 einen Wendepunkt Die ak
kumulierten Kapitalmassen stießen in den einzelnen Ländern aufimmer imelastischere
Grenzen des jeweiligen iimeren Marktesund erzwangen einen steigenden Waren- undKa
pitalexport Damit verschärfte sich dieKonkurrenz aufdem Weltmarkt zusehends. Das
Ende der Rekonstruktionsphäse äußerte sich in einem deutlichen Absinken der durch
schnittlichen Profitrate. Von dieser Situation wurden die kapitolschvrächeren der hoch
entwickelten kapitalistischen Länder besonders hart betroffen» (Albers u.a.: Klassen-
lömpfe..., a.a.O., S. 15).
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der internationalen Vergesellschaftung des kapitalistischen Systems gesehen
werden. In ihm kommt ebender allgemeine Druck auf dieVerwertungsbedin
gungen zum Ausdruck, dem unterkapitalistischen Verhältnissen immer auch
durchDruck au(dieReproduktionsbedingungen derArbeitskraft begegnet wer
den muß. Insofern stehen heute die Arbeiterbewegungen inden hochentwickel
ten kapitalistischen Staaten- trotz ihres unterschiedli^en Entwicklungsniveaus
- vor tendenziell ähnlichen Aufgaben. Sogeht es in denökonomischen Ausein
andersetzungen unddenMassenkämpfen derArbeiterklasse einmal darum, auf
betrieblicher Ebene einer Intensivierung der Arbeit sowie den verschiedenen
Versuchen zurSenkung desPreises derArbeitskraftentgegenzuwirken. In West
europa, in den USA wie in Japan ist die Arbeiterbewegung heute gezwungen,
angesichts der allgemeinen inflationären Preisbewegung um die Erhaltung der
Realeinkommen zukämpfen. Darüber hinauserfordertdieSicherungder-staat-
lich organisierten - gesellschaftlichen Reproduktionsbedingungen der Arbeits
kraft (Bildung und Ausbildung, medizinische Versorgung, Raumordnung,
Erholung usw.), die immermehr an Bedeutung gewinnen und außerhalb der
unmittelbaren Kapitalverwertungszusammenhänge stehen, die Orientierung
der Klassenkämpfe auf die Veränderung der Politik des bürgerlichen Staates
selbst. Diese Kämpfe verbinden sich mehr und mehr mitder Abwehr der ver
schiedenen Versuche, die Arbeiterbewegung und ihre Organisationen politisch
und rechtlich zudisziplinieren, um auf diese Weise - z. B. durch staatliche Ein-
konunenspolitik, Einsiduänkung der Tariffreiheit und des Streikrechts, Illegali-
sienmg und ideologische Kriminalisierung von politischen Organisationen der
Arbeiterbewegung —dem Klassenkampf undderbreiten Entwicklung vonKlas
senbewußtsein entgegenzuwirken.

Dennoch bleiben diese Gegenstrategien, die sich immer unverhohlener als
offene Gewaltanwendung gegen diefortgeschrittensten Teileder Arbeiterbewe
gung artikulieren, in die Logik jener Verwertungszwänge eingespannt, wie sie
sich angesichts derallgemeinen Überakkumulationstendenz im nationalen wie
im internationalen Rahmen stellen. Insofern wird ihre Effektivität durch das

Anwachsen der Streikkämpfe und durch den zunehmenden Einfluß der Arbei
terbewegung selbsteingeschränkt. Diesoziale, politische und ideologische Pola
risierungder Klassenkräfte, die noch in der «Blüteperiode» der fünfzigerJahre
als historisch ein für allemal überwunden propagiert wurde, gehörtmit zu den
wichtigsten Erscheinungen jener fundamentalen Widersprüche, die mit dem
Überschreiten des Höhepunktes der Rekonstruktionskonjunktur und des langen
Nachkriegszyklus aufgebrochen sind. In einigen hochentwickelten kapitalisti
schenLändern - wiez. B.in Frankreich - ist daherdiePerspektive einergrundle
genden politischenund ökonomischen VeränderungdesKiäfteverhälmissesvon
Kapital und Arbeit im Sinneeinerantimonopolistischen Demokratie wiederreal
geworden.

FürdieweiterePerspektive der EWG gewinnen dienationalenKlassenausein
andersetzungen wachsende Bedeumng, zumal dieursprünglichen Integrations
konzeptionen von der Vision einer transnationalen sozialen Harmonisierung
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Ausgegangen waren.'Vom Standpunkt bürgerlicher Ideologien müssen dieöko
nomischen und gesellschaftspolitischen Kämpfe der Aibeiterbewegimgen inden
einzelnen Mitgliedsländern als einFaktor erscheinen, derdie Wettbewerbsföhig-
keit der nationalen Kapitale in der westeimpäischen wie in der Weltmarlü-
Konkurrenz erheblich beeinträchtigt und die allgemeine InstabUität noch po
tenziert'" Vom Standpunkt der objektiven Interessen der Lohnabhängigen
hingegen und ihrerOrganisationen bedeutet der Kampf umdieVerbessenmg
derLebensbedingungen sowie umdie Erweiterungdemokratischer Rechtealsin
tegraler Elemente eines Kampfes um die grundlegende Veränderung gesell
schaftlicher Herrschaftsverhältnisse einDurchbrechen dernaturwüchsigen Ge
setze kapitalbtischer Akkumulation, eineEinschränkung jenerKapitalverwer-
tungsstrategie, die darauf angewiesen ist, dem tendenziellen Fallder Profitrate
durch dieIntensivierung undDisziplinierung derArbeit entgegenzuwirken.

Damit zieltdieser Kampf letztlich auchdarauf, dieinternationale Zentralisa-
tiondesKapitals, wiesiesich heuteinderAktivitätderinternationalen Konzerne
darstellt, sowie die supranationale politische Machtkonzentration kapitalisti
scher Interessen, wie sie nach derKonzeption derSupranationalität fürdie EWG
intendiert war, mit einerGegenmachtzukonfrontieren. So zeigt sich, daß die in
nereWiderspriichlichkeit derEWG, für dienichterstheute, sondern seit1965
das WortvonderKrise geläufig geworden ist,nicht nuraufdieallgemeinen Ak
kumulationstendenzen kapitalistischer Produktion unddie ungleichmäßigen so
zialökonomischen Interessen der Nationalstaaten zurückzuführen ist, sondern
daßjeneWidersprüchlichkeit selbst nochdiesozialen Kräftevorantreibt, dieeine
reale historische Alternative zur Irapitalistischen Integration durchzusetzen
vermögen.

9 Die Versuche, nunmehr der EWG mit dem Attribut einer «Sozialunion» eine neue
Perspektive und neueideologische Attraktivität zuverleihen, wiesievorallemvonselten
der Sozialdemokratieder BRDunternommen werden, reflektieren insofern die realen so
zialenWidersprüche, diedurchdieEWG-Entwicklung nichtharmonisiert, sondern vertieft
wurden.

10 So z.B. Uri u.a.: Bericht..., a.a.O., Band2, 3.LiS. 69-71.
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Das vorliegende Buch Ist eine Einfuhrung in die politische
Ökonomie der westeuropäischen Integration. Im Mittelpunkt
der historischen und systematischen Analyse aller adit Bei
träge steht der Zusammenhang von internationaler Kapital
bewegung und nationalstaatlicher Politik. Die EWG wird als
Form eines transnationalen kapitalistischen Zusammenschlus
ses begriffen, der die ökonomischen und politischen Konkur
renzverhältnisse nadt dem Zweiten Weltlbieg widerspiegeiL
Zugleich werden durdi die Darstellung des Integrationspro
zesses und durdi die Analyse von relevanten Teilbereidien
der Integrationspolitik die Bedingungen für die widersprö^-
liche Entwiddung der EWG, die politisdien Konflikte zwischen
den hodientwickelten kapitalistischen Staaten sowie für das
Scheitern integrationspolitischer Konzeptionen herausgear
beitet Damit leistet dieses Buch einen Beitrag zum Verständ
nis nicht nur des gesellschaftiichen Charalders, sondern auch
des Krisenprozesses der EWG.
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